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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitsch, Dritter Präsi­
dent Dr. Stix. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die Amtlichen Protokolle der 79. Sitzung 
vom 20. Feber und der 80. Sitzung vom 
21. Feber 1985 sind in der Parlamentsdirek­
tion aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Lanner, Helga Wieser, Steinbauer, Pöder 
und Ing. Tychtl. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Abgeord­
neten Deutschmann, Dkfm. Gorton und Dipl.­
Vw. Dr. Steiner. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 1: Herr 
Abgeordneter Gurtner (ÖVP) an den Herrn 
Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft. 

477/M 
Warum haben Sie mit 1. März 1985 den Allgemeinen 

Absatzförderungsbeitrag für Milch nicht gesenkt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Haiden: Herr Abgeordneter! 
Ich habe wahrlich alle Anstrengungen unter­
nommen, um durch absatzfördernde Maßnah­
men den Weg zu ebnen, damit der Allgemeine 
Absatzförderungsbeitrag wieder gesenkt wer­
den kann. Die Maßnahmen waren insbeson­
dere eine "Industriebutteraktion" , die einge­
leitet ist, und die Reduzierung des ungewöhn­
lich kostenaufwendigen Exports von Mager­
milchpulver, und zwar dadurch, daß die Bau­
ern zu einem günstigen Preis - nicht nur die 
Milchlieferanten - Magermilch angeboten 
bekommen. 

Leider haben sich die Voraussetzungen wei­
ter verschlechtert. Ich habe nach dem Markt-

ordnungs gesetz vorzugehen, das einstimmig 
hier im Plenum beschlossen worden ist. Ich 
kann die Absatzförderungsbeiträge nicht will­
kürlich festsetzen. Aus den Berechnungen, 
die ich vom Geschäftsführer des Milchwirt­
schaftsfonds bekommen habe entsprechend 
der Gesetzeslage, hat sich ergeben, daß der 
Allgemeine Absatzförderungsbeitrag trotz der 
Maßnahmen, die durchgeführt werden, weiter 
erhöht werden hätte müssen. Durch die 
Unterstützung des Finanzministers ist es 
möglich, den Allgemeinen Absatzförderungs­
beitrag unverändert zu lassen. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Gurtner: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben bei einer Aussprache am 
31. Jänner, an der von unserer Seite Präsident 
Derfler, Landeshauptmann Maurer, Präsi­
dent Dürnberger, Landesrat Hofinger, Lan­
desrat Riegler, Generalsekretär KorbI, Direk­
tor Fahrnberger und Nationalrat Leitner teil­
genommen haben, versichert, daß Sie mit 
1. März den Allgemeinen Absatzförderungs­
beitrag senken werden. 

Ich muß Sie nunmehr fragen, Herr Bundes­
minister: Haben Sie sich bei Ihren Regie­
rungsmitgliedern nicht durchsetzen können 
oder haben Sie überhaupt nicht darüber ver­
handelt, daß der Allgemeine Absatzförde­
rungsbeitrag gesenkt werden könnte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ich habe 
nicht versichert, daß der Allgemeine Absatz­
förderungsbeitrag gesenkt wird - das ist in 
der Öffentlichkeit völlig falsch dargestellt 
worden -, sbndern ich habe die Erklärung 
abgegeben, daß ich alles tun werde, um zu 
erreichen, daß der Allgemeine Absatzförde­
rungsbeitrag gesenkt werden kann. Aber das 
konnte natürlich keine verbindliche Vereinba­
rung sein. 

Alle, die dort mit dabei waren, wissen, daß 
die Berechnungen des Milchwirtschaftsfonds 
die Grundlage für die Festsetzung sind. Ich 
habe dort erklärt, daß die beiden Maßnah­
men, die ich schon genannt habe, von mir 
nunmehr veranlaßt werden, und das habe ich 
auch so gehalten. Ich kann nichts dafür, daß 
die Anlieferung nach wie vor ungewöhnlich 
hoch ist, daß die Situation auf den internatio­
nalen Märkten gedrückt ist und daß, was das 
bedauerlichste ist, der Inlandskonsum in eini-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden 

gen Bereichen geradezu dramatisch eingebro­
chen ist, wie etwa bei der Butter. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Gurtner: Herr Bundesmini­
ster! Nach den letzten Statistiken ist die 
Milchanlieferung im Jänner und im Februar 
zurückgegangen. Es wird wahrscheinlich 
auch nicht anders gehen, als daß Sie mit dem 
Finanzminister über diese Sache reden. Die 
Milchgeldabrechnung für den Monat März 
erfolgt bekanntlich erst Mitte April, und es ist 
also noch Zeit, den Allgemeinen Absatzförde­
rungsbeitrag für März zu senken und damit 
eben Ihr Versprechen einzuhalten. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie 
bereit, Ihr Wort einzulösen und noch für den 
Monat März den Allgemeinen Absatzförde­
rungsbeitrag von jetzt 34 auf 21 Groschen zu 
senken? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich muß wiederholen: Ich habe 
eine Verwendungszusage abgegeben, und ich 
habe diese gehalten. Ich kann nichts dafür, 
daß sich die Voraussetzungen weiter ver­
schlechtert haben. Wir hatten in den ersten 
Dekaden einen Anlieferungsrückgang von 
etwa 4 Prozent, in den letzten Dekaden von 
nur mehr 2 Prozent. In der fünften Marktpla­
nung ist der erhöhte Inlandsabsatz berück­
sichtigt, und zwar durch die Maßnahmen, die 
beschlossen worden sind und die den Finanz­
minister zusätzliches Geld kosten werden. Sie 
sind aber notwendig, um zurechtzukommen. 

Für März - das wissen alle Damen und 
Herren, die das Marktordnungsgesetz mitbe­
schlossen haben - ist, keine Änderung mög­
lich, weil ich die Verordnung ja Ende Februar 
schon unterschreiben hätte müssen, daher ist 
für März sicherlich keine andere Regelung 
möglich. Wie sich das in den restlichen Mona­
ten weiterentwickelt, kann ich jetzt natürlich 
nicht beurteilen. 

Präsident: Weitere Frage, Herr Abgeordne­
ter Huber. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Um das Milchüberschußpro­
blem besser in den Griff zu bekommen, ist an 
eine Milchlieferungsverzicht-Prämie gedacht. 
Wie könnte das nach den Berechnungen Ihres 
Ministeriums dazu beiträgen, daß die 1984 
von den Sozialpartnern ausgehandelte und 

vom Parlament beschlossene Milchmengenre­
gelung besser funktioniert? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Schauen 
Sie, Herr Abgeordneter, grob gesprochen ist 
es so, daß wir Milchprodukte zu einem Wert 
von etwa 5 Milliarden Schilling exportieren 
und davon Einnahmen von weniger als der 
Hälfte haben. Das sind nicht etwa'2,4 Milliar­
den Schilling Einnahmen, sondern jedes Kilo­
gramm Milch, das zuviel ist, das wir wegbe­
kommen, das nicht geliefert wird, das in die­
sem oberen Bereich der Anlieferung nicht 
vermarktet wird, entlastet uns. Daher wäre es 
ein vernünftiger Gedanke zu sagen: Bauern! 
Wenn ihr auf Richtmengen verzichtet, dann 
bezahlt der Staat einen bestimmten Betrag. 
Aber dann müßte diese Richtmenge eingezo­
gen werden, denn sonst geht die Rechnung 
nicht auf. Ich habe schon einige Gespräche in 
dieser Richtung geführt. Es ginge ja auch nur 
bei Änderung des Marktordnungsgesetzes, 
weil ja durch Gesetz erreicht werden müßte, 
daß diese Mengen nicht verteilt werden. Dar- ' 
über sollte man Gespräche führen. Ich hielte 
das für vernünftig. 

Präsident: Weitere Frage. Herr Abgeordne­
ter Pfeifer. 

Abgeordneter Pfeüer (SPÖ): Es ist keine 
Frage, Herr Bundesminister, wenn der Kon­
sum rückläufig ist und die Produktion 
ansteigt, kommt das Milchmarktmodell unter 
gigantischen Druck. Wir haften hier alle zu 
gleichen Teilen, und es ist auch klar,' daß der 
Allgemeine Absatzförderungsbeitrag deswe­
gen belastet wird, weil der Zusätzliche 
Absatzförderungsbeitrag für den Export ganz 
einfach nicht ausreicht. Herr Bundesminister! 
Ich hätte Sie ganz gerne gefragt: Wenn der 
Zusätzliche Absatzförderungsbeitrag nicht 
limitiert wäre - das ist ja der'Fall -, um wie­
viel könnte der Allgemeine Absatzförderungs­
beitrag dann reduziert werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Es ist so, daß nicht ganz 
300 Millionen Schilling, die durch den Zusätz­
lichen Absatzförderungsbeitrag finanziert 
werden müßten, nun nach der Gesetzeslage, 
die wir beschlossen haben - ich muß das 
immer wieder unterstreichen -, vom Allge­
meinen Absatzförderungsbeitrag zu tragen 
sind. Hätten wir beim Zusätzlichen Absatzför­
derungsbeitrag das Limit nicht, dann würde 
auch noch ein gewisser Teil durch den Allge-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden 

meinen zu tragen sein, aber der Allgemeine 
könnte etwa um fünf Groschen entlastet wer­
den, also statt derzeit 34 Groschen 29 Gro­
schen. 

Präsident: Weitere Frage, Herr Abgeordne­
ter Zittmayr. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (ÖVP): 
Herr Bundesminister! Sie haben darauf ver­
wiesen, daß Sie absatzfördernde Maßnahmen 
eingeleitet haben. Die konnten ja bisher gar 
nicht zur Wirkung kommen, weil sie erst vor 
einigen Tagen oder Wochen eingeleitet wor­
den sind. Herr Minister, es wurden 200 Millio­
nen Schilling Fehlbetrag aus dem alten Wirt­
schaftsjahr in das heurige Wirtschaftsjahr 
übernommen, und daher war ja die Forde­
rung der Vertreter der Landwirtschaft, daß 
der Herr Finanzminister durch eine einma­
lige Hilfsaktion diese Fehlbeträge saniert und 
damit der Allgemeine Absatzförderungsbei­
trag von 34 Groschen ab 1. März wiederum 
gesenkt wird. Dieses Wort haben Sie gegeben 
und haben genau gewußt, daß das nur 
dadurch geht, daß der Finanzminister diesen 
Zuschuß leistet. Sie hätten eben einen höhe­
ren Zuschuß fordern müssen, um Ihr Verspre­
chen, den Allgemeinen Absatzförderungsbei­
trag wieder abzusenken, zu erfüllen. Herr 
Minister! Meine Frage an Sie: Sind Sie bereit, 
mit dem Finanzminister in dieser Frage zu 
verhandeln, damit Sie Ihr Wort, Ihr gegebe­
nes Wort, einhalten können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich muß die Unterstellung, 
eine Zusage nicht eingehalten zu haben, 
zurückweisen, und zwar mit aller Entschie­
denheit. Ich habe in der festen Überzeugung, 
daß die zusätzlichen Maßnahmen zur Steige­
rung der Absatzförderung helfen werden, die 
Erklärung abgegeben, ich werde alles tun, 
damit wir bessere Berechnungsgrundlagen 
bekommen. Aber ich vollziehe Ihr Gesetz, mit 
Ihrer Stimme ist das mitbeschlossen worden, 
was ich jetzt einhalten muß. 

Und bitte, Herr Abgeordneter, daß ein Fehl­
betrag in das nächste Milchwirtschaftsj ahr 
mitübernommen werden muß, ist au chI h r 
Beschluß. Sie selber haben dem zugestimmt. 
Ich habe auch alles getan, damit seitens des 
Finanzministers trotz dieser eindeutigen 
gesetzlichen Regelung zusätzliche Mittel 
bereitgestellt werden. Die werden sich aus 
vielen Gründen ergeben, etwa dadurch, daß 
die absatzfördernden Maßnahmen den Staats­
anteil erhöhen, weil die 16 Prozent mehr wie-

gen. Sie werden sich dadurch ergeben, daß die 
Rückzahlungen des Allgemeinen Absatzförde­
rungsbeitrages an die Bergbauern der Zone 3 
ja höher sein werden. Und 120 Millionen 
Schilling kommen in das System. (Zwischen­
ruf.) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: 
Abgeordneter Brandstätter (ÖVP) an den 
Herrn Bundesminister. 

478/M 
Warum verweigern Sie den Milchbauern 250 Millio­

nen Schilling als Nothilfe? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Das ist ja im Grund genommen 
dieselbe Frage: Warum verweigern Sie den 
Milchbauern 250 Millionen Schilling?, fragen 
Sie. 

Ich muß schon sagen: Ich verweigere den 
Milchbauern gar nichts (Widerspruch bei der 
ÖVP), sondern 120 Millionen und etliches 
mehr, was sich dann automatisch aus dem 
System ergibt, wird zusätzlich vom Bund zur 
Verfügung gestellt. So ist die Situation. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Brandstätter: Herr Bundes­
minister! Sie können noch so oft beteuern, 
daß Sie keine Zusage gegeben haben. Es ist 
nun einmal so und es gibt genug Zeugen 
dafür, daß Sie den Verhandlern eine spürbare 
Verringerung des Allgemeinen Absatzförde­
rungsbeitrages ab 1. März bindend zugesagt 
haben. Sie haben also Ihr Wort gebrochen, 
ganz egal, wie oft Sie sich gegen diesen Vor­
wurf wehren. 

Aber, Herr Bundesminister, Sie haben auch 
bei den 120 Millionen (Rufe bei der SPÖ: 
Frage!) von Umschichtung gesprochen. Das 
geht aus der Aussendung des Finanzministers 
hervor. 

Daher meine Frage: Wann werden die 
zusätzlichen 250 Millionen Sie reden 
immer von den absatzfördernden Maßnah­
men (der Präsident gibt wiederholt das Glok­
kenzeichen); sie konnten noch nicht greifen, 
weil das Geld noch nicht da ist -, die Sie 
zugesagt haben, tatsächlich zur Verfügung 
stehen, damit die absatzfördernden Maßnah­
men - Butteraktion und so weiter und so 
weiter - tatsächlich durchgeführt werden 
können? 
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Brandstätter 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Eine Zeitung hat auf der ersten 
Seite plakativ geschrieben, ich habe mein 
Wort gebrochen. Wer solches behauptet, 
begeht eine glatte Verleumdung. Ich halte das 
für politische Niedertracht, mir Wortbruch 
vorzuhalten wie diese Zeitung (Beifall bei 
sPO und Fp(J - Abg. Sch warzen ber­
ger: Es sind viele Zeugen!), und zwar aus 
einem einfachen Grund: weil alle Anwesen­
den - da führe ich den Präsidenten Derfler 
als Zeugen an - wissen mußten, daß ich ja 
keine Vereinbarung mit ihnen über einen 
bestimmten Absatzförderungsbeitrag treffen 
kann, weil alle Anwesenden wissen mußten, 
daß ich nur Voraussetzungen verändern 
kann, die dem Geschäftsführer des Milchwirt­
schaftsfonds die Möglichkeit bieten, eine 
andere Rechnung vorzulegen. Aber der 
Absatzförderungsbeitrag wird nach Kriterien 
festgelegt, die von Ihnen beschlossen worden 
sind und die ich nicht abändern kann. 

Ich habe daher eine Verwendungszusage 
gegeben. Und mich trifft es. hart genug, das 
sage ich Ihnen, daß auch diese Verwendungs­
zusage und die Maßnahmen, die ich dann 
durchgeführt habe, wie die beiden absatzför­
dernden Aktionen, nicht dazu ausgereicht 
haben, diese Senkung, die ich in Aussicht 
gestellt habe, zu erreichen. Aber es haben 
sich die Voraussetzungen verschlechtert. Und 
das wollen Sie nicht zur Kenntnis nehmen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Brandstätter: Herr Bundes­
minister! Wenn Sie gegen eine Zeitung irgend 
etwas zu unternehmen haben, dann ist da~ 
Ihre Sache. Das ist nicht unsere Angelegen­
heit. Für uns steht fest, daß Sie eben diese 
Zusage gegeben haben und daß Sie Ihr Wort 
gebrochen haben. Daran ändert das über­
haupt nichts, was eine Zeitung schreibt. 

Aber, Herr Bundesminister, noch einmal: 
Diese Maßnahmen können, vor allem jetzt im 
Jänner und im Feber, ja gar nicht gegriffen 
haben. Das haben Sie auch gewußt, als Sie 
Ihre Zusage gemacht haben. Und darum 
haben Sie auch gesagt, Sie werden als Not­
hilfe diese 250 Millionen geben. 

Es ist eine Tatsache, Herr Minister, daß die 
Ausgaben des Bundes seit ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! Bitte die 
Frage! 

Abgeordneter Brandstätter (fortsetzend): 
Ja, es haben sich die Ausgaben ... 

Präsident: Bitte, die Frage! 

Abgeordneter Brandstätter (fortsetzend): 
Meine Frage ist, ob der Herr Minister bereit 
ist, die Ausgaben, die für die Landwirtschaft 
gegeben werden und die sich nur um 63 Pro­
zent erhöht haben, den Ausgaben des Bundes 
anzugleichen, die sich um 356 Prozent erhöht 
haben. Wann sind Sie in der Lage, daß Sie 
auch die Ausgaben für die Landwirtschaft in 
einem Ausmaß erhöhen, wie das für die 
übrige Wirtschaft geschehen ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Zuerst: Wenn Sie sich auf die­
selbe Ebene mit der Zeitung stellen, ist das 
Ihre Sache. Meine Beurteilung ist dann die 
gleiche auch Ihnen gegenüber. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Und nun zum System: Herr Abgeordneter! 
Auch das haben Sie mit beschlossen. Wenn 
die Bauern 116 Prozent des Inlandbedarfs an 
Milch liefern - eine theoretische Frage, ich 
weiß das -, dann zahlen sie überhaupt nichts 
dazu. Wenn die Bauern nach der jetzigen 
Situation 121 Prozent liefern, nämlich 116 
plus 5 Prozent, die über Ihren Wunsch durch 
den Allgemeinen Absatzförderungsbeitrag 
finanziert werden, dann zahlen sie nur den 
Allgemeinen, der durch den Zusätzlichen 
nicht belastet werden kann. 

Dann gibt es keinen Zusätzlichen, und je 
höher die Anlieferung steigt, desto größer ist 
der Anteil der Bauern .. Daher wäre es ver­
nünftiger, gemeinsam zu überlegen, welche 
Maßnahmen zur Reduzierung der Anliefe­
rung gesetzt werden können. Das würde ent­
lasten. Aber das Verhältnis zwischen Bundes­
anteil und Bauernanteil ist durch das Gesetz 
festgelegt. 

Präsident: Zusatzfrage: Herr Abgeordneter 
Hintermayer. 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Minister! Als im Vorjahr die 
Marktordnung verhandelt wurde, sehr ausgie­
big und lang verhandelt wurde, hatte die Prä­
sidentenkonferenz über die Sozialpartner­
schaft die Möglichkeit der Mitentscheidung. 
Hier im Haus hatte sie die Fraktion der Öster­
reichischen Volkspartei. Aber auch der Milch­
wirtschaftsfonds hatte ein sehr starkes Man­
dat, immer wieder seine Vorstellungen auf den 
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Hintermayer 

Tisch zu legen. Wir sind daher sehr über­
rascht, daß uns das Milchproblem augenblick­
lich so stark beschäftigt. Nun meine Frage: 
Haben Ihnen in der jetzigen Phase der 
Bauernbund und der Milchwirtschaftsfonds 
vernünftige Vorschläge unterbreitet, wie wir 
dieses Pr:oblem endlich beseitigen könnten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Was sind "vernünftige Vor­
schläge"? Wenn ich Vorschläge bekomme, daß 
noch mehr Geld in das System investiert wer­
den soll, wenn ich Vorschläge bekomme, den 
Staatsanteil zu erhöhen, wenn ich Vorschläge 
bekomme, zusätzliche Richtmengen zu vertei­
len, die durch die Gesamtrichtmenge nicht 
gedeckt sind - das ist ja das Hauptproblem, 
daß die Summe der Einzelrichtmengen schon 
wesentlich höher ist als die Gesamtricht­
menge wegen einiger Maßnahmen, die wir 
zugegeben gemeinsam gesetzt haben -, dann 
sind das Vorschläge, die nicht zielführend 
sind. Ich sage auch, warum. Wäre es nicht ein 
sündhafter Gedanke, den ich fast nicht aus­
sprechen will, müßte man ja zu allem, was 
mehr an Milch geliefert wird, sagen: Bauer, 
schütte weg, und wir zahlen dir den vollen 
Milchpreis, das kommt die Bauern, die Kon­
sumenten und die Steuerzahler billiger. So ist 
heute schon die Situation. 

Ich bräuchte also Vorschläge - ich habe 
selber einige gemacht -, wie wir die gesamte 
Milchanlieferung wieder auf ein vernünftiges 
Ausmaß zurückführen können. Das Angebot 
der Mutterkuhhaltung ist etwa für bestimmte 
Betriebe - sicher nur für bestimmte, weil ja 
der Deckungsbeitrag niedrig ist - eine Mög­
lichkeit, die genützt werden sollte. Aber in der 
letzten Zeit habe ich nur Vorschläge bekom­
men, die zu noch mehr Milch führen und zu 
einer noch höheren Belastung letzten Endes 
auch der Bauern führen müssen. 

Präsident: Zusatzfrage: Herr Abgeordneter 
pfeifer. 

Abgeordneter Pfeifer (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Ich bin wie einige Kollegen in die­
sem Haus seit 1966 bei Marktordnungsver­
handlungen dabei. Aber es ist mir noch nicht 
passiert, daß ein Kollege der Opposition 
zuerst bei den Marktordnungsverhandlungen 
diesen Kompromiß mit seiner Stimme selbst­
verständlich mit beschließt und dann ganz 
einfach den zuständigen Ressortchef, der 
nichts anderes tut, als das gemeinsam 
beschlossene Modell zu vollziehen, des Wort-

bruchs bezichtigt. Das ist unerhört! (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie - weil 
wir das alles kennen, die erste Frage "Milch­
marktmodell" ist ja ein gemeinsames Pro­
blem -: Können Sie uns einigermaßen sagen, 
wie sich die Exportpreise für Milchprodukte 
in der nächsten Zeit in etwa entwickeln wer­
den? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ja, das 
ist ja die Schwierigkeit, die wir, haben, daß 
wir auf den Weltmärkten für die Milchpro­
dukte schlechte Preise bekommen. Ich 
möchte es vielleicht in Prozentsätzen sagen, 
weil das am eindrucksvollsten ist. 

Für Magermilchpulver bekommen wir auf 
den Weltmärkten grob gesprochen etwa ein 
Drittel des Preises, den wir für unsere Bauern 
für die Verarbeitung - für den Preis ab Ver­
arbeitungsbetrieb, wenn Sie so wollen -
brauchen. Zwei Drittel müssen dazu bezahlt 
werden. 

Bei der Butter bekommen wir etwa 40 Pro­
zent' des Preises, den wir brauchen, 60 Pro­
zent müssen an Stützungen bezahlt werden. 
Bei Käse - sowohl Hartkäse wie auch Weich­
käse - ist es so, daß wir etwa die Hälfte des­
sen, was wir brauchen, auf den Weltmärkten 
erlösen. 

Natürlich gibt es eine Reihe von Unter­
schieden, je nach den Märkten, um die es sich 
handelt. Das ist im großen und ganzen die 
Situation bei den Exporten. Die höchsten 
Stützungen, die wir im Agrarbereich brau­
chen, haben wir für Milchprodukte. 

Es kann das Ziel nur heißen, die Produktion 
endlich in Grenzen zu halten, damit der 
Exportbedarf nicht ständig steigt, und daher 
bei Magermilchpulver weg von der Vertrock­
nung - natürlich nicht auf einmal, das löst 
Arbeitsmarktprobleme aus. Da haben wir 
viele Schwierigkeiten, das weiß ich schon. 
Aber wir müssen schrittweise davon wegkom­
men und die Magermilch wieder in den Fut­
tertrog bringen, weil das ungleich kostengün­
stiger ist und weil wir gleichzeitig damit auch 
den Effekt haben, daß wir den Eiweißfutter­
mittelexporten ein wenig entgegentreten kön­
nen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Puntigam. 

Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Herr 
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Bundesminister, Sie haben gesagt, es trifft 
Sie selbst hart, daß Sie ab 1. März das nicht 
absenken können. Ich möchte sagen, die 
Milchbauern - und es sind einige auf der 
Galerie oben, die hier zuhören - trifft es 
noch wesentlich härter, daß eine Zusage, die 
gegeben worden ist, nicht eingehalten wird. 

Mir hat Präsident Derfler jetzt gesagt -
während der Diskussion, weil Sie ihn als Zeu­
gen aufgerufen haben -, die Zusage ist gege­
ben worden, daß Sie ab 1. März spürbar 
absenken. Wenn Sie sagen: eine Verwen­
dungszusage - das ist eine- Abschwächung 
des Wortes "Versprechen" -, dann hätten Sie 
ja logischerweise nicht sagen können, daß Sie 
spürbar absenken, und das haben Sie tatsäch­
lich wörtlich gesagt. Sie haben das Verspre­
chen einer Senkung ab 1. März nicht gehal­
ten. 

Aber zur Frage selbst. Die 200 Millionen, 
die diese Maßnahmen jetzt notwendig 
gemacht haben, stammen aus dem alten Wirt­
schaftsj ahr. Die Anlieferung ist, entgegen der 
Meinung des Kollegen von der Freiheitlichen 
Partei, nicht gestiegen, sondern im Jahre 1984 
gesunken, und es geht um eine einmalige 
Bereinigung. 

Meine Frage an Sie, Herr Minister: Haben 
Sie mit dem Finanzminister unter diesem 
Aspekt gesprochen, daß es ja nicht eine lau­
fende Zahlung sein wird, sondern eine einma­
lige Zahlung, wodurch es ermöglicht wird, daß 
Sie die gegebene Zusage, ab 1. März den All­
gemeinen Absatzförderungsbeitrag abzusen­
ken, halten können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Baiden: Ich sage 
Ihnen auch sehr freimütig: Ich hätte den All­
gemeinen Absatzförderungsbeitrag um einen 
oder zwei Groschen senken können 
(Aha!-Rufe bei der ÖVP), also in dieser Grö­
ßenordnung, weil ja viele Positionen drinnen 
sind, die geschätzt sind; diese Bewegungs­
möglichkeit gibt es. Aber ich habe das auch 
dem Herrn . Präsidenten Derfler in einem 
Gespräch gesagt: Da bin ich mir zu gut - ich 
spreche nie für die Galerie, Herr Abgeordne­
ter, aber da bin ich mir auch den Bauern 
gegenüber zu gut, daß ich nur so pro forma 
etwas mache, was ja wirklich nicht hilft. Ich 
hätte auf 49 Groschen erhöhen müssen durch 
die schlechteren Eckdaten, die wir bekommen 
haben. 

Und, Herr Abgeordneter, es ist auch so, daß 
wir nach wie vor eine ung~wöhnlich hohe 

Anlieferung haben. (Abg. B r an d s t ä t te r: 
Das stimmt doch nicht!) Sie ist 1984 nicht 
zurückgegangen, sondern sie ist mit plus! 
minus Null - wir haben noch nicht die end­
gültigen Zahlen - in etwa unverändert. Erst 
durch die 3,93 S beim Zusätzlichen geht jetzt 
die Anlieferung zurück. Aber wissen Sie, 
wodurch wir das bezahlen? - Nicht zuletzt 
auch durch einen rückläufigen Butterabsatz. 
Denn Sie können sich ja selbst fragen, ob es 
durch den hohen Zusätzlichen jetzt sofort zu 
einer Reduktion der Anzahl der Milchkühe 
kommt oder ob die Milch doch einen Konsu­
menten findet. Diese Frage könnten Sie sich 
selber stellen. 

So einfach ist das also nicht, wie Sie das 
darstellen. 

Und noch einmal: Ich kann mich über die 
Berechnungen des Geschäftsführers des 
Milchwirtschaftsfonds nicht hinwegsetzen. 
Ich habe das, was ich zugesagt habe zu tun, 
um die Senkung zu erreichen, gehalten. Ich 
würde mir nur wünschen, daß die beiden 
Aktionen rasch umgesetzt werden, denn täu­
schen Sie sich bei der Magermilchpulverak­
tion ja nicht: Da ist seitens der Molkereibe­
triebe, der Verarbeitungsbetriebe die Begei­
sterung gar nicht groß. Ich möchte mich 
zunächst so ausdrücken. 

Präsident: Wir kommen zur Frage 3: Frau 
Abgeordnete Stangl (6VP) an den Herrn Bun­
desminister. 

479/M 
Warum halten Sie die Vereinbarungen über die Mut­

terkuh-Haltungsaktion nicht ein? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Baiden: Frau 
Abgeordnete, ich weiß wirklich nicht, was Sie 
meinen. (Heiterkeit bei der 6vp.) Die Mutter­
kuhhaltungsaktion wird durchgeführt, sie ist 
veranlaßt. Sie dient natürlich dem Ziel, daß 
Richtmengen aufgegeben werden; das haben 
wir vereinbart. Sie könnten mir nur etwas 
vorwerfen - aber das würde mich überra­
schen -: Wir haben in der politischen Verein­
barung vorgesehen, daß 2 000 S pro Kuh fest­
gelegt werden. Nachdem wir das im Ministe­
rium eingehend geprüft hatten, haben wir uns 
gesagt, daß von der Deckungsbeitragsrech­
nung her und vom Ziel, doch rasch Richtmen­
gen frei zu bekommen, die 2 000 S nicht aus­
reichen werden. Wir wollen ja haben, daß das 
rasch akzeptiert wird, und wir haben statt 
2000 S 3000 S festgelegt. Wenn Sie das kriti­
sieren, daß ich mehr gemacht habe für die 
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Bauern, als wir ursprünglich mit dem Bauern­
bund vereinbart haben, dann nehme ich diese 
Kritik sehr gerne entgegen. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordnete Maria Stangl: Herr Minister! 
Die Regierungsabgeordneten haben früher 
gesagt, daß die Präsidentenkonferenz maß­
geblich mit beteiligt war bei den Marktord­
nungsgesetzen. 

Herr Minister! Ich habe hier das Protokoll 
der Vereinbarung über die Mutterkuhhaltung 
im Rahmen der Marktordnungsverhandlun­
gen, und da steht folgendes drinnen: "Mit dem 
Ziel, den Milchmarkt weiter zu entlasten, 
wird der Umfang der Mutterkuhhaltung auf 
maximal 40 000 Kühe erweitert, wobei eine 
Prämienzahlung von 2 000 S pro Kuh und 
Jahr für die Dauer von zehn Jahren verein­
bart wurde unter der Voraussetzung, daß die 
vorhandene Richtmenge aufgegeben" (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Die vorhandenen Richtmen­
gen!) "und für die Dauer von zehn Jahren auf 
die Milchlieferungen verzichtet wird." 

Ich frage Sie jetzt konkret: Warum haben 
Sie, Herr Minister, diese Vereinbarung nicht 
eingehalten, obwohl der Herr Staatssekretär 
Murer bei der Landesverbandsversammlung 
und hier bei der Budgetdebatte zur Landwirt­
schaft gesagt hat: Wir möchten eine gute Maß­
nahme für die Landwirtschaft schaffen!, und 
warum bekommen jetzt die Bauern, die bis­
her in die Mutterkuh-Haltungsaktion einbezo­
gen waren, nur 1 000 S und die neu dazuge­
kommenen 3 000 S? Finden Sie das richtig, 
und wenn ja, was wollen Sie damit erreichen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Frau 
Abgeordnete! Ich will genau das erreichen, 
was wir vereinbart haben, nämlich das Ziel, 
den Milchmarkt weiter zu entlasten. 

Bei der ersten Aktion war diese Bindung an 
die Aufgabe einer bestimmten Richtmenge 
nicht vorgesehen, und es ist auch der Effekt 
relativ gering gewesen, was die Aufgabe von 
Richtmengen betrifft; es ist nach wir vor eine 
gute Aktion. Es war richtig, daß wir die erste 
Aktion durchgeführt haben, aber Richtmen­
gen sind nur in beschränktem Maße aufgege­
ben worden. 

Wenn wir im Sinne unserer Vereinbarung 
eine Entlastung des Milchmarktes wollen, 
dann brauchen wir eine hohe Prämie, dann 

brauchen wir die Bindung, daß Richtmengen 
aufgegeben werden. Ich kann natürlich die 
Bauern, die nun verpflichtet sind, Richtmen­
gen aufzugeben, nicht gleich behandeln wie 
jene Bauern, die diese Verpflichtung in die­
sem Maße nicht gehabt haben. Das ist die 
Situation. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Maria Stangl: Herr Minister! 
Selbstverständlich ist für die Inanspruch­
nahme der Prämie entscheidend, daß die 
3 000 kg Richtmenge aufgegeben wird. Aber 
es heißt dann weiter: Ist die aufgegebene Ein­
zelrichtmenge je Kuh geringer als 3 000 kg, so 
wird die Prämie nur für so viele Mutterkühe 
gewährt, als 3 000 kg in der Einzelrichtmenge 
enthalten sind. 

Herr Minister! Diese Grenze mit 3 000 kg 
erscheint uns wirklich zu hoch, denn man 
weiß beispielsweise - im Grünen Bericht ist 
das so erklärt worden -, daß 3 737 kg Landes­
durchschnitt geschätzt werden. Ich muß 
schon sagen, hier weisen die Ergebnisse doch 
eine bescheidene Produktions- und Lieferlei­
stung pro Kuh auf, und daher erscheint uns 
das wirklich zu hoch. 

Ich möchte Sie jetzt in bezug auf diese 
3 000 kg Richtmengenregelung fragen: Ist das 
jetzt eine Verbesserung, oder sind Sie mit der 
jetzigen Maßnahme wirklich drauf und dran, 
diese für viele Milchbauern als gute Chance 
gesehene Aktion zunichte zu machen? Wo 
sehen Sie hier eine Verbesserung der Aktion? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Frau 
Abgeordnete! Die Aktion ist erheblich verbes­
sert, und zwar durch den wesentlich höheren 
Betrag. Die Maßnahme ist gut vollziehbar. 
Die 3 000 kg oder die Regelung, daß aliquo­
tiert wird, nimmt auch Rücksicht auf 
bestimmte strukturschwache Betriebe, die 
auch für diese Maßnahme in Frage kommen. 
Wir haben da also vorgebaut, daß das kein 
Riegel ist, der diese Betriebe ausschaltet. 

Ich sage Ihnen: Das ist eine ausgezeichnete 
Aktion, und im Sinne der Zielsetzung, die Ent­
lastung herbeizuführen, haben wir auch die 
Einheitswertgrenze erhöht. 

Wenn Sie aber auch Maßnahmen, die 
erheblich verbessert worden sind (Abg. 
Dr. Z i t tm a y r: Das stimmt nicht!), kritisie­
ren, dann kann ich mich schwer dagegen weh­
ren, dann muß man halt das Urteil den Bau­
ern überlassen. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Huber. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Herr 
Minister! Da die Mutterkuhhaltungsaktion 
zwischen 1979 und 1984 nach der Statistik nur 
wenige daran beteiligte Bauern zu einer dra­
stischen Richtmengenreduzierung veranlaßt 
hat, frage ich Sie, Herr Minister: Kommt es 
ab 1985 zu einer Änderung der Voraussetzun­
gen bei dieser Aktion? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Weil wir 
bei der" ersten Aktion nur relativ wenig 
erreicht haben, was die Aufgabe von Richt­
mengen betrifft, gibt es jetzt diese Bindung 
bei einem relativ hohen Einstiegsbetrag von 
3 000 S - das wird immerhin auf zehn Jahre 
gegeben -, die Bindung, daß Richtmengen 
aufgegeben werden. Das hat den Sinn, zu 
erreichen, mit 1. Juli Richtmengen verteilen 
zu können, ein wenig Luft zu schaffen für 
jene Bauern, die dringend Richtmengen brau­
chen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Schober. 

Abgeordneter Schober (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Da die Überschußverwertung bei 
der Milch immer schwieriger geworden ist 
und im heurigen Jahr zusätzlich einige hun­
dert Millionen Schilling erforderlich sind, ist 
die Förderung der Mutterkuhhaltung und 
deren Ausbau zweifelsohne ein sinnvoller 
Weg, daß freiwerdende Grünlandflächen auch 
in Zukunft genützt werden können. 

Ich frage Sie: In welchem Ausmaß halten 
Sie in den nächsten Jahren den weiteren Aus­
bau der Mutterkuhhaltung für möglich? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Wir haben zunächst die bei den 
Marktordnungsverhandlungen abgeschlos­
sene Vereinbarung, daß wir auf maximal 
40 000 Kühe erweitern wollen. Das kann 
natürlich nur schrittweise geschehen, denn 
die Landwirte müssen ja bereit sein, die 
Umstellung vorzunehmen. 

Wir werden dann in der weiteren Entwick­
lung sehen, ob wir diesen Weg weiter 
beschreiten können. Wir müssen berücksich­
tigen, daß diese Aktion entweder für Bauern 
in Frage kommt, die große Grünlandflächen 

haben, oder für Nebenerwerbslandwirte, die 
extensivieren wollen und auch können. 

Diejenigen Bauern, die hohe Deckungsbei­
träge brauchen, etwa jene, die sich an der 
unteren Grenze des Vollerwerbsbetriebs 
bewegen, werden mit diesem System eher 
Schwierigkeiten haben. Aber wir werden 
sehen, wie es sich entwickelt. 

Ich halte von der Mutterkuhhaltung unge­
wöhnlich viel, weil sie arbeitsentlastend 
wirkt, weil sie das Produktionsvolumen entla­
stet, weil wir dadurch von der Milchproduk­
tion wegkommen und die Umlenkung auf 
Fleisch forcieren können. Sosehr wir auch 
beim Vieh Schwierigkeiten haben, stehen die 
Probleme, die wir dort haben, in keinem Ver­
gleich zum Milchproblem, nicht nur in Öster­
reich, sondern europaweit. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Pranckh. 

Abgeordneter Pranckh (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Ich stelle zunächst einmal fest: 
Die schriftliche Vereinbarung: die anläßlich 
der Marktordnungsverhandlungen festgelegt 
wurde, haben Sie gebrochen! Sie haben die 
Vereinbarung zur Stützung der Förderung bei 
den mutterkuhhaltenden Betrieben nicht ein­
gehalten! 

Sie haben vorhin der Frau Kollegin Stangl 
erwidert, Sie hätten den Beitrag von 2 000 auf 
3 000 S erhöht. Das ist richtig. Sie haben aber 
den Beitrag für die Betriebe, die schon bei­
nahe fünf Jahre in der Mutterkuhhaltung ihr 
Einkommen suchen, von 2 000 auf 1 000 
gesenkt, ohne davon die Partner, die diesen 
Vertrag unterschrieben haben, zu informie­
ren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Minister! Es wurde in mehreren Wort­
meldungen zum Ausdruck gebracht, daß Sie 
Ihr Wort nicht immer glauben einhalten zu 
können. Ich frage Sie nun, Herr Minister: Was 
ist das Ihrer Ansicht nach, wenn ein schriftli­
cher Vertrag nicht eingehalten wird? Und die 
weitere Frage oder die eigentliche Frage 
(Rufe bei der SPÖ: Nur eine Frage!): Sind Sie 
bereit, die· zugesagten 2 000 S für die mutler­
kuhhaltenden Betriebe, die schon mehrere 
Jahre an dieser Aktion teilnehmen, aufrecht­
zuerhalten? 

Präsident: Herr Abgeordneter! In Hinkunft 
stellen Sie nicht drei Fragen, sondern nur 
eine. - Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 7221 

Bundesminister Dipl.-Ing. "aiden 

Abgeordneter! In aller Kürze: Gesenkt wurde 
überhaupt nichts! Die erste Aktion ist unver­
ändert weitergelaufen, und diese sieht die 
Senkung auf 1 000 S vor. Das war eine degres­
sive Förderung. Ich möchte Ihnen das ganz 
gerne gelegentlich erklären. Dazu brauchen 
wir aber etwas mehr Zeit. 

Herr Abgeordneter! Ich werde Ihnen die 
Vereinbarung gerne schicken, ich werde sie 
auch den Bauern zur Verfügung stellen. Dann 
kann jeder nachlesen: Da stehen 2 000 S drin­
nen, 3 000 S kriegt er. Was hat da der Minister 
nicht eingehalten? Diese Auseinandersetzung 
führe ich gerne in der Öffentlichkeit. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Ruf bei der ÖVP: Frage 
nicht beantwortet! - Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Von den Betrieben hat keiner 3000 S Richt­
menge pro Kuh!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Herr 
Abgeordneter Leitner (ÖVP) an den Herrn 
Bundesminister. 

480/M 
Warum greifen Sie die Vorschläge des Bauernbundes 

für einen praxisnahen Ab-Hof-Milchverkauf nicht auf? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter Leitner! Ich muß wieder bei den 
Marktordnungsverhandlungen anfangen. Wir 
haben vor einem dreiviertel Jahr die Markt­
ordnungsverhandlungen geführt, die Ab-Hof­
Verkaufsregelung haben wir einvernehmlich 
gelöst. Dabei sind, bi.tte, was die Meldepflicht 
betrifft, die Regelungen übernommen wor­
den, die der Bauernbund hineinreklamiert 
hat. Man kann das ja in - der Agrar- und 
Ernährungswirtschaftsordnung - das ist 
bekanntlich ein Initiativantrag der ÖVP -
nachlesen. Und jetzt kommen Sie mit Ände­
rungsvorschlägen! Ich habe gesagt: Ja, wir sol­
len darüber reden. Das haben wir übrigens 
auch damals - ich glaube, am 31. Jänner -
besprochen. 

. Ich kann mir schon vorstellen, daß wir 
rückwirkend die Amnestieregelung ändern, 
damit sie ein bisserl effektiver wird. Aber die 
Vorschläge, die Sie machen, um das Problem 
an sich zu lösen, sind wirklich nicht brauch­
bar. Jetzt haben wir bei der Butter einen Min­
derkonsum von 5 Prozent. "Rührfasseln" 
haben Hochkonjunktur. Wo Sie hinkommen, 
werden Sie derzeit - na ja, Sie können sich 
dreimal ausrechnen weswegen. Und Sie wol­
len das System völlig öffnen! Das geht sicher­
lich nicht. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Minister! Eine völlige Öffnung des Systems 
verlangt niemand. Gerade in entlegenen 
Gebieten ist der Ab-Hof-Verkauf eine jahre­
lange, ich möchte sagen, eine generationen­
lange Entwicklung. Sie wissen selbst, daß 
besonders Frischmilch von vielen Konsumen­
ten immer mehr verlangt wird. Daher soll die 
gesetzliche Regelung diesen Ab-Hof-Verkauf 
ermöglichen. Sie haben ja bei der letzten 
Marktordnungsverhandlung erklärt, Sie wol­
len ihn liberalisieren. 

Wenn Sie jetzt meinen, Herr Minister, Sie 
können sich eine Amnestieregelung vorstel­
len, die greift, so muß ich sagen: Nach der 
Gesetzwerdung im Juli haben Sie noch eine 
ganz andere Meinung vertreten. Damals 
haben Sie gesagt, die Bauern müßten bei der 
Anmeldung bis zu fünf Jahre den Ausgleichs­
betrag zahlen. Das sind 11,80 S pro Liter ange­
meldeter Milch. 

Jetzt ist die Frage: Das System kann nur 
greifen, Herr Minister, wenn es eine gewisse 
Freimenge gibt. Sonst kann der Bauer nicht 
anmelden, weil er ja für diese Ab-Hof-Milch 
kein Kontingent hat. Ich glaube, Sie können 
doch nicht von ihm verlangen, daß er pro 
Liter Milch, die er "ab Hof verkauft", 6,76 S 
(Rufe bei der SPÖ: Frage!) - passen Sie auf, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! -
an den Staat abführt. 

Meine Frage, Herr Minister, n..achdem wir 
mit den sozialistischen Abgeordneten einig 
gewesen wären: Warum verhindern Sie einen 
Initiativantrag zur Änderung der gesetzlichen 
Bestimmungen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Sie überschätzen meine Mög­
lichkeiten und unterschätzen das Parlament. 
Initiativanträge kann ich gar keine vermei­
den. Nur, zum System selber, noch einmal: Im 
wesentlichen ist das, was der Bauernbund 
wollte, jetzt Gesetz. Die Regierungsvorlage ist 
nicht Gesetz geworden. 

Zweite Feststellung: Solch ein "augenzwin­
kernder" Ab-Hof-Verkauf, nämlich eine 
bestimmte Menge, ist nicht kontrollierbar. Ich 
könnte mir eine weitgehende Liberalisierung 
vorstellen. Dann müssen Sie aber aus dem 
Konsumentenmilchpreis all jene Positionen 
herausbringen, die letzten Endes zur Finan­
zierung des Gesamtsystems notwendig sind, 

499 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden 

weil bei dem hohen Unterschied zwischen 
Produzentenmilchpreis und Konsumenten­
milchpreis ja ein Ab-Hof-Verkauf zu einem 
zweiten Markt führt. Es würde ja das System 
zusammenbrechen. Dann hätten wir einen 
noch höheren Allgemeinen Absatzförderungs-

< beitrag. Das kann ich Ihnen schwören! Das 
wäre dann die Konsequenz. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Minister! Wenn Sie sagen, die Regierungsvor­
lage sei nicht Gesetz geworden, dann stimmt 
das. In der Regierungsvorlage war aber keine 
Amnestieregelung enthalten und in der 
Regierungsvorlage war keine Freimenge ent­
halten. Und ohne diese beiden Punkte gibt es 
praktisch keine Möglichkeit für den Betrieb, 
Ab-Hof-Verkäufe anzumelden. Wenn der 
Bauer heute anmeldet - Herr Minister, ich 
habe Ihnen das schon gesagt -, ist er 6,76 S 
pro Liter Milch schuldig, für die er 8 S oder 
9 S vom Konsumenten bekommt. Das ist 
unzumutbar. Daher gibt es keine Anmeldung. 

Herr Minister! Auch Ihre Vertreter der 
Landwirtschaft sind ja für eine Änderung im 
Parlament, für einen Initiativantrag eingetre­
ten. Nun weiß ich schon: Wenn die ÖVP allein 
einen Antrag einbringt, dann gilt das Bestre­
ben, daß er nicht beschlossen wird. Daher 
müssen wir einen gemeinsamen Antrag ein­
bringen. Mir sagen die Abgeordneten von 
Ihrer Fraktion, daß sie dazu nicht die 
Ermächtigung haben. 

Daher lautet meine Frage, Herr Minister: 
Werden Sie Ihren Widerstand gegen eine neu­
erliche Novelle zur Verbesserung des Ab-Hof­
Verkaufes endlich aufgeben, damit wir zu 
einem gemeinsamen Initiativantrag kommen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Wenn 
ich gefragt werde, bin ich immer für eine ver­
nünftige Novelle. Für eine unvernünftige bin 
ich nicht. (Abg. Dipl.-Ing. F li c k e r: Was 
heißt das?) 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Hintermayer. 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Sie haben wieder darauf hin­
gewiesen, daß die Regierungsvorlage weiter­
reichende Bestimmungen vorgesehen hat. 
Wir wissen alle, die wir bei den Marktord­
nungsverhandlungen dabei waren, daß dort in 
erster Linie die Vertreter der den Bauern 

gehörenden Genossenschaften am meisten 
dagegen aufgetreten sind, daß eine zu weite 
Liberalisierung Platz greifen könnte. Das ist 
die Wahrheit. 

Meine Frage: Worauf führen Sie die regio­
nalen Unterschiede bei dem Problem des Ab­
Hof-Verkaufes zurück? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Ja, ich 
hatte auch den Eindruck, daß bei diesen Ver­
handlungen die Interessen der großen 
Betriebe von der Opposition sehr wirksam 
vertreten worden sind. Diesen Eindruck habe 
ich auch gehabt. (Abg. Brandstätter: 
Das ist Polemik von der Regierungsbank! -
Abg. Dr. Lei t ne r: Machen wir einen Abän­
derungsantrag!) 

Die Probleme des Ab-Hof-Verkaufes sind 
regional ja sehr unterschiedlich. Eine Öff­
nung beim Ab-Hof-Verkauf wird für jene 
Betriebe besonders günstig sein, die in der 
Nähe des großen Konsums sind, also in Stadt­
nähe beziehungsweise in den Fremdenver­
kehrsorten. Die Bauern in den abgelegenen 
"Gräben", wo sie weit weg vom Konsum sind 
und wo es vor allem auch keinen Fremdenver­
kehr gibt, müßten dann wahrscheinlich für 
das System mehr bezahlen als bisher. (Abg. 
Dr. Lei t n er: Machen wir einen Abände­
rungsantrag!) 

Präsident: Eine weitere Frage: Herr Abge­
ordneter Schober. 

Abgeordneter Schober (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Ich möchte zu den Marktordnungs­
verhandlungen, die unter schwierigsten 
Bedingungen geführt wurden, feststellen, daß 
die Bauernbundvertreter dabei leider, wie 
immer bei solchen Verhandlungen, die Inter­
essen der Molkereiwirtschaft vertreten 
haben, während Sie, Herr Bundesminister, 
und wir Sozialisten bäuerliche Interessen ver­
treten haben. (Abg. B r a n d s t ä t t e r: Ausge­
rechnet der Schober!) Ich habe Verständnis 
dafür, daß der Wortführer beim Bauernbund, 
Herr Generaldirektor Dr. Zittmayr vom 
Schärdinger Molkereiverband, halt schwer­
lich als Generaldirektor eines Molkereikon­
zerns bäuerliche Interessen vertreten kann, 
daß dem Herrn Generaldirektor das Hemd 
näher ist als der Rock. (Beifall bei der SPÖ. -
Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Er hat in sehr eindrucksvoller Weise bewie­
sen, wie sehr er sich gegen die bäuerlichen 
Vorschläge stellt. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
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Schober 

Lei t n er.) Unter anderem wurde von uns 
Sozialisten der Vorschlag unterbreitet, daß 
wir eine Reduktion der Gesamt- und Einzel­
richtmenge um 4,1 Prozent vornehmen könn­
ten, und zwar bei gleichzeitiger Streichung 
des Allgemeinen Absatzförderungsbeitrages. 
(Rufe bei der ÖVP: Frage!) Laut Berechnun­
gen hätte das eine Mehreinnahme für die 
Bauern von zirka 50 Millionen Schilling im 
Wirtschaftsjahr 1983/84 zur Folge gehabt. 
(Abg. B r a nd s tä t te r: Herr Präsident! 
Wann kommt die Frage?) 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie: Halten 
Sie eine solche Vorgangsweise bei einer allfäl­
ligen Novellierung der Marktordnungsgesetze 
für möglich? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Wenn wir einen Weg finden, 
daß die Anlieferung reduziert wird. Ich 
könnte mir sogar vorstellen, den Allgemeinen 
Absatzförderungsbeitrag überhaupt abzu­
schaffen. Das sah übrigens die Regierungs­
vorlage des Jahres 1978 vor. (Abg. Dr. Zitt­
mayr: Was geschieht mit der Milch?) Ich 
könnte mir das vorstellen. Es wird sicher 
nicht ein Schritt plötzlich auf 116 Prozent 
möglich sein. Aber eine Rückführung der 
ungewöhnlich hohen Anlieferung würde die 
Bauern, die Konsumenten und die Steuerzah­
ler entlasten. Über einen Weg solcher Art soll­
ten wir verhandeln. (Abg. Dipl.-Ing. F 1 i k -
k e r: Warum vollbringen Sie das Wunder­
stück nicht! - Abg. Dr. Lei t n er: Machen 
wir einen Abänderungsantrag!) 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Türtscher. 

Abgeordneter Türtscher (ÖVP): Herr Bun­
desminister! Viele Bauern mit kleinen Richt­
mengen haben einige Nachbarn als Milch­
kundschaften. Das Interesse an diesem 
Zustand ist gegenseitig. Kein Interesse haben 
hier Bauern und Konsumenten an einem poli­
tischen Schlagabtausch, sondern sie wollen 
eine legale und wirtschaftlich vertretbare 
Lösung. Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, 
im Wege einer Novellierung der Marktord­
nung eine begrenzte Freimenge zu vertreten, 
damit im Interesse der Bauern und der Kon­
sumenten ohne die Bezahlung eines zusätzli­
chen Absatzförderungsbeitrages dieser Ab­
Hof-Verkauf weitergeführt werden kann? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 

Abgeordneter Zittmayr hat uns bei den Ver­
handlungen doch überzeugend dargelegt, wo 
die Probleme sind, wenn man den Ab-Hof­
Verkauf öffnet. Wir haben uns - vielleicht 
war das ein Fehler - seinen Argumenten 
dann nolens volens gebeugt, nicht zuletzt des­
halb, weil wir eine Zweidrittel-Materie haben 
und weil man sich ja letzten Endes einigen 
muß. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das hat ja mit 
Öffnen nichts zu tun, sondern mit dem Erfas­
sen!) 

Ich sage Ihnen - ich habe das schon ein­
mal gesagt -: Bei den nächsten Marktord­
nungsverhandlungen brauchen wir, wenn Sie 
das Problem lösen wollen, ein anderes Finan­
zierungsmodell, nicht über den Konsumenten­
milchpreis. Wenn wir ein Modell dieser Art 
finden, dann wäre auch der Unterschied zwi­
schen Ab-Hof-Verkauf der Milch und dem 
Geschäftsverkauf der Milch nicht so außerge­
wöhnlich, also zwischen Produzentenmilch­
preis und dem Milchpreis im Geschäftsver­
kauf nicht so ungewöhnlich hoch. (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Herr Minister! Das hat ja mit 
der Freigabe nichts zu tun!) 

Das ist ja das Problem beim Ab-Hof-Ver­
kauf. Sie belasten im jetzigen System alle 
übrigen Bauern, die nicht ab-Hof verkaufen 
können. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Darum wollen 
wir es ja erfassen!) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Herr 
Abgeordneter Weinberger (SPÖ) an den 
Herrn Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. 

4711M 
Wie ist der derzeitige Stand für die Einführung der 

Bergbauernerschwerniszone 4? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die Ermittlungen, die Erhe­
bungen zur Einführung der Bergbauerner­
schwerniszone 4 sind wirklich in zügiger 
Weise und in guter Zusammenarbeit zwischen 
den Ministerien und den Betriebsstatistikern 
der Kammer vor sich gegangen. 

Die Erhebungen wurden 1984 im wesentli­
chen abgeschlossen. Wir hatten immerhin 
fast 17 000 Erhebungsanträge, die bearbeitet 
werden mußten. 

Die Bundeskommission für die Bereinigung 
des Berghöfekatasters und die Zoneneintei­
lung des Berggebietes ist am 31. Jänner die­
ses Jahres zusammengetreten. Die Ergeb-
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nisse wurden besprochen, und wir haben 
schon wenige Tage später den Entwurf der 
Richtlinien für die Abgrenzung der Erschwer­
niszone 4 den Kammern und der Präsidenten­
konferenz übermittelt. 

Ich rechne damit, daß noch bis Ende März 
oder im April die restlichen Gespräche 
geführt werden können, sodaß die Abgren­
zung dann endgültig vorliegt. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Weinberger: Herr Bundesmi­
nister! Danke für Ihre Ausführungen. Das 
Jahr 1985 wird also erstmals mit einer neuen 
Bergbauernzone als Handarbeits- und 
Erschwerniszone zum Tragen kommen, und 
zwar gerade für jene Bergbauern, die in extre­
men Lagen ihrer Tätigkeit nachgehen müs­
sen. 

Wir wissen, Herr Bundesminister, daß es 
gerade diese Leute am schwierigsten haben 
und auch am notwendigsten. Daher freue ich 
mich als T~roler Abgeordneter, und ich weiß, 
daß für diese Vorbereitungen, die sicher nicht 
ganz einfach waren, Ihnen, dem Ministerium 
und auch den Landes-Landwirtschaftskam­
mern zu danken ist. 

Ich möchte die Frage anschließen, Herr 
Bundesminister: Wie viele Bergbauern der 
Zone 3 werden in diese Erschwerniszone 4· 
kommen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Das 
weiß man natürlich noch nicht ganz genau, 
aber ich würde schätzen: etwa 6 000. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Weinberger: Herr Bundesmi­
nister! Wir wissen, daß seit ungefähr 15 J ah­
ren - wir haben ja 15 Budgets in diesem 
Hohen Haus beschlossen - die Bergbauem­
förderung besonders groß geschrieben war. 
Die Bergbauem-Sonderprogramme enthalten 
allein über 8 Milliarden Schilling. Das gilt 
auch für die zusätzlichen Unterstützungen im 
sozialen, im Familienbereich und für die Pen­
sionen. Die Direktzuschüsse in der Erschwer­
niszone 4 werden jetzt wiederum dazu beitra­
gen, den Menschen, die dort tätig sind, zu hel­
fen. 

Herr Bundesminister! Können Sie schon 
jetzt sagen, wie hoch diese Bergbauernzu­
schüsse sein werden 'I 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Die 
Zuschüsse, die wir uns für die Zone 4 vorstel­
len, werden natürlich auch je nach den Ein­
heitswerten untergliedert. Sie würden nach 
dem fiktiven Einheitswert von 15000 S bis 
9 000 S reichen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Keller. 

Abgeordneter Keller (ÖVP): Herr Bundes­
minister! Ich begrüße sicher die Einführung 
der Zone 4, aber leider müssen wir feststellen, 
daß nach Ihren Richtlinien die am höchsten 
gelegenen Höfe in Tirol aus dieser Sanierung 
herausfallen. Es sind die Rofen-Höfe im hin­
tersten Ötztal auf einer Seehöhe von fast 
2 000 m, es sind einige Höfe in den Seitentä­
lern des Stubaitales in einer Seehöhe von 
über 1 700 m, die herausfallen, weil die Hang­
neigung, die Sie bei den Richtlinien verlan­
gen, nicht ganz stimmt. 

Sie verlangen ja, daß 40 Prozent der bewirt­
schafteten Fläche 50 Prozent Hangneigung 
haben müssen, oder es müssen 5 ha sein. Und 
aufgrund dieser Richtlinien fallen diese Höfe 

. aus der Zone 4 heraus. Wir haben eigentlich 
gerade für diese Höfe die Zone 4 gedacht, 
Höfe, die auf 2 000 m liegen, weit entfernt vom 
Markt, im Sommer nur einen Schnitt haben, 
zwei- bis dreimal im Schnee liegen. Ich 
glaube, daß solche Höfe in der Zone 4 sein 
sollten. Und für diese Höfe ist auch die Zone 4 
gedacht. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie 
bereit, diese Richtlinien so zu ändern, daß 
auch diese extremen Höfe in die Zone 4 kom­
men? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Die Richtlinien sind natürlich 
mit den Kammern, in der Kommission be­
sprochen. Es ist im wesentlichen eine Maß­
nahme für eine Handarbeitszone. Ich kann 
mir vorstellen, daß so besonders schwierige 
Verhältnisse geographisch bestehen, und ich 
würde mir wünschen, daß das Land Tirol 
durch seine Maßnahmen diese außergewöhn­
liche Situation in bestimmten nur beschränk­
ten abgrenzbaren Regionen abdeckt. 

Die Leistung des Landes Tirol ist ja relativ 
bescheiden, verglichen mit der Maßnahme, 
die der Bund jetzt schon gesetzt hat. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Huber. 

Abgeordneter Alois Huber (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Ich bin ebenfalls der Auffas­
sung, daß man mit drei Bergbauernzonen 
nicht das Auslangen finden kann. Ich schließe 
mich aber den Kollegen aus Tirol an, nämlich 
daß auch meiner Auffassung nach sowohl den 
geographischen als auch den klimatischen 
Verhältnissen bei der Einstufung in die Zone 
4 zu wenig Rechnung getragen wird. Ich 
könnte mir vorstellen, daß man das doch neu 
überdenkt. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Ich teile Ihre Auffassung nicht. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Gärtner. 

Abgeordneter Gärtner (SPÖ): Herr Bundes­
minister! Es wird doch so sein, daß durch die 
Bildung der Zone 4 keine Verminderung der 
Bergbauernhilfe der Zonen 3 und 2 eintreten 
wird. 

Meine Frage: Um wieviel höher ist die Berg­
bauernhilfe im Bundesgebiet aufgrund der 
Einführung der Zone 4? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden: Herr 
Abgeordneter! Natürlich müssen diese Mittel 
dazukommen in der Differenz zwischen der 
Zone 3 und der Zone 4, denn die Bauern der 
künftigen Zone 4 haben ja jetzt die Berg­
bauernzuschüsse der Zone 3. Es geht also um 
die Differenz. 

Das exakt zu bemessen, darüber würde ich 
jetzt keine Aussage machen wollen, weil wir 
zuerst abwarten müssen, wie viele Betriebe 
das tatsächlich sind. Aber wir haben budgetär 
vorgesorgt, wenngleich ich einschränken 
muß, daß wir vorerst noch eine Bindung 
haben, über die natürlich im Laufe des Jahres 
mit dem Herrn Finanzminister zu verhandeln 
sein wird. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 
die schriftlichen Anfragen 1166/J bis 1175/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
1059/AB bis 1065/AB eingelangt. 

Ich gebe bekannt, daß folgende Regierungs­
vorlagen eingelangt sind: 

Bundesgesetz, mit dem das Disziplinarsta­
tut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsan­
wärter geändert wird (552 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Datenschutzge­
setz und das Einführungsgesetz zu den Ver­
waltungsverfahrensgesetzen geändert wer­
den (Datenschutzgesetz-Novelle 1985) (554 der 
Beilagen). 

Dem Finanz- und Budgetausschuß weise 
ich den in der letzten Sitzung eingebrachten 
Antrag 131/A der Abgeordneten Dr. Michael 
Graff und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Erbschafts- und Schen­
kungssteuergesetz 1955 geändert wird, zu. 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

Dem Ausschuß für Gesundheit und 
Umweltschutz: 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Ungarischen Volksrepublik über die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umwelt­
schutzes (517 der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bericht des Bundesministers für soziale 
Verwaltung betreffend Jugendbeschäfti­
gungsprogramm 1985 der Bundesregierung 
(111-82 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Zusatzprotokoll zur Europäischen Konven­
tion über die Gleichwertigkeit der Reifezeug­
nisse samt Erklärung (519 der Beilagen); 

dem Zollausschuß: 

Änderung betreffend Kapitel VII des Zoll­
abkommens über die vorübergehende Einfuhr 
privater Straßenfahrzeuge (550 der Beilagen) 
und 

Rücktritt Österreichs von der Internationa­
len Übereinkunft über Milcherzeugnisse (566 
der Beilagen). 

Ich ersuche die Frau Schriftführer Abgeord­
nete Edith Dobesberger um die Verlesung des 
Einlaufes. 
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Schriftführerin Edith Dobesberger: ,,An 
den Präsidenten des Nationalrates 

Ich beehre mich die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident über meinen 
Vorschlag, mit Entschließung vom 22. Feber 
1985, ZI.1003/20/85, den Bundesminister für 
Bauten und Technik Karl Sekanina gemäß 
Artikel74 Abs.3 des Bundes-Verfassungsge­
setzes in der Fassung von 1929 vom Amte ent­
hoben hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident 
mit Entschließung vom 22. Feber 1985, 
Zl. 3005/21/85, gemäß Artikel 77 Abs. 4 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 bis zur Angelobung des neuernann­
ten Bundesministers für Bauten und Technik 
den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr Dkfm. Ferdinand Lacina mit der 
Leitung des Bundesministeriums für Bauten 
und Technik betraut. 

22. Feber 1985 
Sinowatz" 

,,An den Präsidenten des Nationalrates 

Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident über meinen 
Vorschlag mit Entschließung vom 1. März 
1985, Zl.1003/22/85, den Bundesminister für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr Dkfm. 
Ferdinand Lacina von der gemäß Artikel 77 
Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 
Fassung von 1929 ausgesprochenen Betrau­
ung mit der Leitung des Bundesministeriums 
für Bauten und Technik enthoben hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident 
gemäß Artikel70 Abs.1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 den 
Generaldirektor für die Post- und Telegra­
phenverwaltung, Sektionschef Dr. Heinrich 
Übleis, zum Bundesminister für Bauten und 
Technik ernannt. 

1. März 1985 
Sinowatz" 

Präsident: Danke. Dient zur Kenntnis. 

Mitteilung betreßend die Ernennung des 
Bundesministers für Bauten und Technik 

Prlsident: Es liegt mir ein Verlangen 
gemäß § 81 der Geschäftsordnung vor, über 
die Mitteilung betreffend die Ernennung des 
Bundesministers für Bauten und Technik 
sogleich eine Debatte durchzuführen. 

Werden Einwendungen gegen den Zeit­
punkt erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gehen sogleich in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Mock. 

12.05 

Abgeordneter Dr. Mock (ÖVP): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Herr Präsident! 
Der Nationalrat tritt innerhalb von wenigen 
Monaten ein zweites Mal zusammen, um über 
die Umbildung der sozialistischen Koalitions­
regierung zu diskutieren. Der Bundeskanzler 
war zu dieser Regierungsumbildung - nach 
dem Gang des früheren Finanzministers Dr. 
Salcher zum Staatsanwalt wegen seines 
Amtsvorgängers; die Causa ist noch immer 
anhängig - gezwungen, weil ein sozialisti­
sches Regierungsmitglied offensichtlich nicht 
jene Korrektheit im Umgang mit Gewerk­
schaftsgeldern an den Tag legte, die mit 
Recht von jedem Menschen in dieser Repu­
blik erwartet wird; ein Fehlverhalten übri­
gens, das ja auch aus den Reihen der soziali­
stischen Fraktion mehr oder weniger deutlich 
kritisiert wurde. 

Meine Damen und Herren! Daß dieser 
Rücktritt so rasch und reibungslos vor sich 
gegangen ist, mag zwei Ursachen haben. Ent­
weder hat jemand in dieser Regierung 
gewußt: Wenn ein Schatten auf ihn fällt, muß 
man den Mut finden, aus seinem Fehlverhal­
ten rasch die Konsequenz zu ziehen. Für die­
sen Fall - das hat auch unser Bautenspre­
cher Dr. Keimel gesagt - verdient die Geste 
Respekt. Oder es gibt sehr viel mehr aufzuklä­
ren; dann erwarten wir, Herr Bundeskanzler, 
daß das mit aller Konsequenz geschieht. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, Herr Bundeskanzler, es wäre 
nur angebracht und würde den demokrati­
schen Usancen entsprechen, wenn Sie zu die­
ser Frage mit der notwendigen Deutlichkeit 
dem Hause auch eine Information gäben, 
dazu Stellung nähmen und sich nicht scham­
haft verschweigen würden. 

Es geht mir aber bei der heutigen Debatte 
nicht primär um den bisherigen Bautenmini­
ster , sondern, wie das bei solchen Anlässen 
üblich ist, um eine Diskussion um den 
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Gesamtzustand der Bundesregierung. Ange­
sichts der abnehmenden Fähigkeit der Bun­
desregierung, die großen und praktischen 
Probleme zu lösen, habe ich Ihnen, Herr Bun­
deskanzler, vorgeschlagen, Neuwahlen durch­
zuführen. (Zwischenruf des Abg. G r a b her -
Me y er.) Herr Grabher-Meyer, wenn Sie sich 
beruhigen, werde ich das Wort wieder ergrei­
fen! 

Ich habe Ihnen vorgeschlagen, Herr Bun­
deskanzler, Neuwahlen durchzuführen. Sie 
haben das abgelehnt. Ich bin der Auffassung: 
Wenn Neuwahlen nicht stattfinden, dann muß 
unser politisches System und auch die Regie­
rung zeigen, daß wieder gearbeitet wird. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Wie sieht die Bilanz - es ist fast eine Halb­
zeitbilanz - Ihrer Regierung bisher aus? 

Sie haben begonnen mit dem Mallorcapa­
ket, einem 30-Milliarden-Schilling-Bela­
stungspaket, und mit der Einführung der 
Sparbuchsteuer , Herr Bundeskanzler, die Ihr 
Finanzminister als einen Flop bezeichnet hat, 
der miserabel vorbereitet war. 

Dann folgte die Kabale um das Konferenz­
zentrum. Ein Volksbegehren mit 
1360000 Unterschriften wurde in den Papier­
korb geworfen. Heute wird gebaut, und bis 
heute gibt es kein verantwortliches Manage­
ment und keine vertragliche Absicherung der 
Finanzierung. 

Dann, Herr Bundeskanzler, haben Sie die 
Steuerreform abgeblasen. Finanzminister 
Salcher mußte jedoch nicht abtreten, weil es 
keine Steuerreform gibt, wie Sie sie in der 
Regierungserklärung versprochen haben, 
sondern weil er wegen seines Amtsvorgän­
gers zum Staatsanwalt gegangen ist. 

Sie haben dann die Regierung umgebildet: 
Neue Gesichter und eine alte Politik! Keine 
Steuerreform, keine Reform des CA-Kon­
zerns, keine Reform der verstaatlichten 
Betriebe. Es waren neue Gesichter, Herr Bun­
deskanzler, und eine alte Politik. 

Als die neuen Regierungsmitglieder gesagt 
haben: Man muß Leistung wieder anerken­
nen, man muß marktwirtschaftlieh regieren, 
es müssen die Betriebe wieder Erträge abwer­
fen!, hat man Hoffnung gehabt. Aber Dallin­
ger hat in diesem Fall recht gehabt, als er 
gesagt hat: Das soll man nicht so ernst neh-

men, das wird sich alles wieder einrenken! 
Die Neuen werden sich schon anpassen! - Er 
hat leider recht gehabt: Es waren neue 
Gesichter, aber alte sozialistische Politik. 
(Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des Abg. 
Pro b s t.) Herr Abgeordneter Probst! Sie tra­
gen konsequent diese sozialistische Politik 
mit! Das ist in der Öffentlichkeit hinlänglich 
bekannt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann kamen als Einstandsgeschenke die 
Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge 
und die Kürzung der Pensionen. 

Und dann kam Hainburg, Herr Bundes­
kanzler. (Abg. Dr. Sc h ra n z: Keine Pension 
ist gekürzt worden!) Ich komme schon noch 
darauf, Herr Abgeordneter Schranz! Natür­
lich war es eine Kürzung. 

Dann, Herr Bundeskanzler, kam es zu der 
Situation, von der Sie gesagt haben: Der Ver­
teidigungsminister hat einen schweren politi­
schen Fehler gemacht. - Ihre Fraktion wollte 
ihn abberufen, und nur durch Ihre Rücktritts­
drohung konnten Sie den freiheitlichen Ver­
teidigungsminister halten. Über die nächsten 
Ministerrücktritte wird schon eifrig Kolpor­
tage betrieben. 

Und jetzt, meine Damen und Herren, geht 
mit dem Herrn Bautenminister einer, 
(Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Tag 
dauert noch lange! 

Herr Dr. Mock ist am Wort. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Mock (fortsetzend): Jetzt 
muß der Bautenminister aus den bekannten 
Gründen gehen. Nicht weil die Wohnbaulei­
stung pro Jahr auf knapp über 30000 Woh­
nungen abgefallen ist oder weil wir die größte 
Bauarbeiterarbeitslosigkeit haben, sondern 
weil er nicht gewußt hat, wie er mit Gewerk­
schaftsbeiträgen umgehen muß. 

Über die Probleme, Herr Bundeskanzler, 
die den Bürger wirklich berühren: Wie 
bekomme ich einen Posten für meinen Sohn, 
für meine Tochter? (Abg. Dr. Sc h ra n z: Bei 
der NEWAG!) Wie bekomme ich eine Steuer­
entlastung? , ... - In dieser spöttischen Art 
können Sie auf über 50 000 Jugendarbeitslose 
reagieren! Das scheint Ihnen offensichtlich 
gleichgültig zu sein. (Zustimmung bei der 
ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die 
Jugendarbeitslosigkeit scheint Ihnen gar kein 
Anliegen zu sein, Herr Abgeordneter Schranz. 
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Das muß ich Ihnen sehr deutlich sagen, sonst 
hätten Sie einmal das Wort dazu ergriffen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Wie sieht es aus mit 
den Arbeitsplätzen für die Jungen? Wie sieht 
es aus mit den Arbeitsplätzen für die Bauar­
beiter? Wie steht es mit der steuerlichen Bela­
stung der Betriebe? Wie geben wir den Men­
schen durch eine Fortentwicklung unserer 
Verfassung die Überzeugung, daß sie mehr 
mitreden und mitverantworten können? -
Diese praktischen Probleme bleiben liegen 
und werden zugedeckt. 

Das ist die Situation, in der wir uns heute 
befinden. 

Wir möchten Ihnen hier sehr deutlich 
sagen, Herr Bundeskanzler: Wir haben alle 
Grund, gerade im 40. Jahr des Bestehens der 
Republik stolz auf diesen Parteienstaat zu 
sein. Aber gerade deswegen haben wir auch 
allen Grund - zumindest wir als Österreichi­
sche Volkspartei -, darauf zu drängen, daß 
die Menschen nicht den Eindruck bekommen, 
dieses System arbeitet nicht mehr, sondern 
daß sie sehen, man ist gesprächsbereit, und 
die Probleme, die die Menschen interessieren, 
werden wieder gelöst. 

Das war der Anlaß, daß ich Ihnen ein 
Memorandum übergeben habe. (Beifall bei 
derÖVP.) 

Ich habe Ihnen sehr konkret in meinem 
Arbeitsprogramm vorgeschlagen, daß wir 
über jene Anliegen reden, die im Parlament 
seit ein bis zwei Jahren liegen, wo Sie es 
systematisch abgelehnt haben zu verhandeln 
oder uns ohne Verhandlungen niederge­
stimmt haben. 

Ich habe vorgeschlagen, daß wir wenigstens 
beginnen, über die Steuerreform zu reden, 
hinsichtlich der auch Sie in Ihrer Regierungs­
erklärung verlangen, daß zeitgerecht -
"rasch", heißt es dort - eine leistungsorien­
tierte, sozial gerechte Steuerreform durchge­
führt wird. Denn wenn sie nicht durchgeführt 
wird, meine Damen und Herren, beträgt die 
zusätzliche steuerliche Belastung am Ende 
der Legislaturperiode für den Durchschnbitts­
verdiener 30 Prozent! 

Wir glauben, wir bekommen den Schwung 
in die Wirtschaft nur, wenn wir den Mut 
haben, Steuer zu senken, wenn wir den Men­
schen mit einem einfacheren und effiziente­
ren Steuersystem konfrontieren und wenn 
wir den Mut haben, auch auf der Ausgaben-

seite mit der Budgetsanierung zu beginnen. 
(Beifall bei der ÖVP. - Staatssekretär Dkfm. 
Bau er: Die Budgetsanierung fortsetzen! 
Das meinen Sie offensichtlich!) Wenn man 
einmal beginnen würde, wäre ich schon froh, 
Herr Staatssekretär! Dann könnte man es 
fortsetzen. 

Wir glauben ja nicht, daß alles sofort auf 
einmal gemacht wird. Wir haben Ihnen ein 
Drei-Phasen-System vorgeschlagen. Ich wäre 
ja schon froh, und die Menschen würden das 
als ein positives Zeichen für die Arbeitsfähig­
keit dieses demokratischen Systems werten, 
wenn man zu reden beginnen würde. Sie 
haben ja überhaupt abgelehnt, über unseren 
Vorschlag, der seit Juni 1983 hier liegt, zu 
reden! (Zustimmung bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
G r a f f: Die unfähigste Regierung, die wir je 
hatten! - Bundeskanzler Dr. Si n 0 wa tz : 
Aber viel besser als Sie seinerzeit. Das kann 
ich Ihnen schon sagen!) 

In der Bundesregierung, meine Damen und 
Herren, gibt es eine um 2 Prozent niedrigere 
Abgabenquote ... (Bundeskanzler Dr. Si n 0 -

wa tz: Immer diese Zwischenrufe! Stänke­
rer! Stänkerer! - Abg. Dr. Graff: Sie brin­
gen nichts zusammen außer ein Personalka­
russell! - Staatssekretär Dkfm. Bau er: 
Der Cassius Clay in seiner Spätphase! - Wei­
tere Zwischenrufe.) 

Ich verstehe nicht, Herr Bundeskanzler, 
warum man nicht ruhig und ohne provokante 
Zwischenrufe über ein solches Thema disku­
tieren kann, wo Sie in der Regierungserklä­
rung doch sagen, wir brauchen "rasch" eine 
leistungsorientierte und sozial gerechte 
Steuerreform! Wir sagen dasselbe. Wir 
machen einen Vorschlag, und Sie sagen bis­
her: Nein, es wird nicht einmal darüber gere­
det! - Ich meine, da brauchen wir doch im 
40. Jahr des Bestehens der Republik wieder 
einen anderen Stil zur Glaubwürdigkeit unse­
rer Demokratie. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe aUf den Abgeordneten Schranz -
weil man gewisse Zwischenrufe vielleicht ein 
bißchen gewichtiger nimmt als andere - mit 
der Jugendarbeitslosigkeit reagiert. Herr 
Abgeordneter Schranz, es kann doch eines 
nicht hinweggeredet werden, was immer 
unsere Differenzen sind, wie man es löst: daß 
wir offiziell über 50 000 junge Menschen zwi­
schen 19 und 25 Jahren haben, die keinen 
Arbeitsplatz finden! Es ist aus jeder Statistik 
- das wissen Sie - ersichtlich, daß die Zeit 
der Arbeitslosigkeit für junge Menschen län­
ger wird. Und Sie wissen, daß es eines der 
deprimierendsten Ergebnisse für die Lebens-

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)20 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 7229 

Dr. Mock 

erfahrung eines jungen Menschen ist, wenn 
er mit der Ausbildung fertig ist und er muß 
bitten und betteln gehen, damit er irgendei­
nen Arbeitsplatz bekommt. (Zwischenruf bei 
der SPÖ.) Das ist keine deprimierende Erfah­
rung? - Das ist Ihre Feststellung, Herr Abge­
ordneter! Das spricht für sich, da brauche ich 
inhaltlich keine Antwort zu geben, muß ich 
wirklich sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jetzt kann man unterschiedlicher Meinung 
sein, Herr Abgeordneter Schranz, wie man 
das Problem löst, unterschiedlicher Meinung 
auch seitens des Sozialministers. Aber bitte, 
man kann doch nicht das Gespräch verwei­
gern, wenn die Opposition einen Voschlag 
macht! Seit zwei Jahren gibt es hier einen 
Vorschlag, wie wir die Jugendarbeitslosigkeit 
bekämpfen können. Im Sommer 1983 ist ein­
mal darüber geredet worden, ich möchte das 
nicht verschweigen, und seitdem, obwohl die 
Jugendarbeitslosigkeit ständig zunimmt, seit 
vergangenem Jahr wieder um 2000, werden 
wir systematisch niedergestimmt, oder es 
werden überhaupt die Verhandlungen verwei­
gert. 

Das, meine Damen und Herren, ist ange­
sichts der Bedeutung dieses Problems eine 
negative Haltung, und Sie müssen verstehen, 
daß man das in einem Parlament auch zur 
Sprache bringt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben auf dem Bausektor - Herr 
Abgeordneter Schranz, wieder unbestritten -
knapp 60000 arbeitslose Bauarbeiter. Die 
Volkspartei legt seit dem Juni 1983 Vor­
schläge auf den Tisch mit der frühzeitigen 
Rückzahlung aufgenommener Wohnbaukre­
dite, mit dem Eigentumsbildungsgesetz und 
der Abgabe von Gemeindewohnungen, wo wir 
Milliarden Schilling bekommen könnten, 
ohne den Finanzminister zu belasten, um die 
Tätigkeit im Bausektor, vor allem die Stadter­
neuerung und die Dorferneuerung, wieder in 
Betrieb zu bekommen. Wir werden einfach 
niedergestimmt. Das ist doch kein Stil! In der 
Vergangenheit, in den vergangenen 40 Jah­
ren, war es bei uns der vorherrschende Stil, 
daß man zumindest miteinander redet. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben mir dann 
gesagt, Sie sind bereit, darüber zu reden; ich 
möchte das nicht verschweigen. Ich wünsche 
jedenfalls, daß wir rasch darüber reden. Wenn 
es schon Probleme gibt - ich komme auf 
diese noch zu sprechen -, bei denen es der­
zeit keine Lösung mit uns gibt, weil Sie uns 
Informationen verweigern, so sollten wir doch 
in anderen Bereichen, die die Menschen 
gleichfalls interessieren, zeigen, daß dieses 

parlamentarische System sehr wohl leistungs­
fähig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Man könnte 
noch auf viele andere Vorschläge der Volks­
partei verweisen; es war das nur eine Aus­
wahl aus jenen Vorschlägen, die ich dem 
Herrn Bundeskanzler übermittelt habe. Ich 
möchte aber in diesem Zusammenhang auf 
ein besonderes Problem zu sprechen kom­
men, und zwar auch im Zusammenhang mit 
unserem Vorschlag für die Verwirklichung 
des Biosprit-Projektes. 

Herr Bundeskanzler! Die Situation unserer 
bäuerlichen Mitbürger ist außerordentlich 
schwierig. Allein die Tatsache, daß das Durch­
schnittseinkommen eines Bauern bei rund 
8 000 S liegt, das Durchschnittseinkommen 
eines Industriebeschäftigten hingegen bei 
18 000 S, spricht Bände. 

Das gilt für eine Gruppe, die nicht nur für 
die VersorgUng des Landes mit Grundnah­
rungsmitteln, sondern auch für die Erhaltung 
des ländlichen Raumes als Kulturlandschaft 
Verantwortung trägt. Jetzt können Sie mir 
sagen, meine Damen und Herren von der 
SPÖ: 18 000 S Durchschnittsgehalt für einen 
Industriebeschäftigten - da gibt es doch wel­
che, die höher, und andere, die niedriger lie­
gen! Doch auch bei den Bauern gibt es Ein­
kommen, die höher sind als 8000 S! - Aber, 
Herr Klubobmann Wille, es gibt auch viele, 
die niedriger sind! Das heißt, das ist nicht nur 
eine Frage der Gerechtigkeit oder, wenn Sie 
wollen, der Versorgungssicherung, wie ich es 
vorhin erwähnt habe, sondern es ist auch eine 
Frage der sozialen Gerechtigkeit, daß wir das 
Gespräch nicht verweigern, sondern diesen 
Menschen in unserem Lande helfen! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Trotz dieser Ein­
kommenssituation sind am 1. Jänner 1985 die 
Einkommen der Milchbauern - das sind vor 
allem Bergbauern - wieder gekürzt worden. 
Und trotz dieser Einkommenssituation ist die 
Zusage nicht gehalten worden, daß man auf 
eine weitere Kürzung am 1. März verzichten 
wird. . 

Herr Bundeskanzler! Die Interessenvertre­
tung unserer bäuerlichen Mitbürger wollte 
bei Ihnen vorsprechen. Sie haben sie wieder 
nur an den Finanzminister und an den Land­
wirtschaftsminister verwiesen. Ich glaube, 
daß eine so große und so wichtige soziale 
Gruppe, die in einer so schwierigen Situation 
ist, einen moralischen Anspruch darauf hat, 
wenn die Verhandlungen ins Stocken geraten 

500 
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sind, auch vom Regierungschef empfangen zu 
werden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich habe Ihnen vorge­
schlagen, daß wir auch unsere demokrati­
schen Strukturen weiterentwicklen. Ich habe 
den Vorschlag gemacht, über das Briefwahl­
recht zu reden zu beginnen. 200 000 ältere 
Mitmenschen; die behindert sind, die viel­
leicht krank sind, die heute vom Wahlrecht 
nicht Gebrauch machen können, haben ein 
Anrecht auf ein Briefwahlrecht, wie es in vie­
len anderen europäischen Ländern besteht! 

Ich habe Ihnen, Herr Bundeskanzler, ein 
Persönlichkeitswahlrecht vorgeschlagen, das 
heißt, daß der Bürger nicht nur die Partei 
wählen kann, sondern auch den Abgeordne­
ten. Wir haben vorgeschlagen, weil der Kol­
lege Peter seinerzeit, was ich respektiert 
habe, das vehement abgelehnt hat, daß wir 
auch einen Ausgleichsmechanismus ein­
bauen, damit ein Persönlichkeitswahlrecht 
auch die proportionale Stärke einer kleineren 
Partei berücksichtigt. Sie haben einfach nein 
gesagt. Nicht einmal geredet wird darüber! 

Genausowenig, wie über eine Stärkung der 
Volksabstimmung und des Volksbegehrens 
geredet wird. 

Das ist ein schlechter parlamentarischer 
Stil! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Es muß nicht jede 
Frage so gelöst sein, wie wir es in unseren 
Anträgen vorgeschlagen haben. Es kann nicht 
jeden Tag über jedes Problem abgestimmt 
werden. Aber es sollte doch unbestritten sein, 
auch angesichts der kritischen Haltung der 
Öffentlichkeit, angesichts der kritischen Hal­
tung der Jugend, daß wir über die Vorschläge 
reden und uns Gedanken machen darüber, 
wie wir dieses demokratische System weiter­
entwickeln, auf dessen Leistungen wir so oft 
- sicherlich auch bei den bevorstehenden 
Feiern - stolz sein können. Gesprächsver­
weigerung ist eigentlich der österreichischen 
politischen Kultur fremd und sollte in wichti­
gen Verfassungsfragen nicht praktiziert wer­
den! (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit, Herr Bundeskanzler, komme ich 
zum letzten Punkt meines Arbeitsprogramms, 
das ich Ihnen vorgeschlagen habe, und das 
reicht in die Bildungpolitik hinein. Wir haben 
uns über bestimmte organisatorische Refor­
men in der 7. Schulorganisationsgesetz­
Novelle geeinigt. Wir haben gesagt, wir gehen 
jetzt an die innere Schulreform heran: Fort­
entwicklung des Unterrichtskatalogs, der 

Unterrichts methoden, und ähnliches mehr. 
Das wurde auch vom früheren Unterrichtsmi­
nister Zilk respektiert. Der neue Unterrichts­
minister macht jetzt in Wien Schulversuche 
organisatorischer Art, womit er über die Hin­
tertür die Einheitsschule einführen wird, 
Herr Präsident Matzenauer! Undifferenziert, 
ohne Noten! Das ist der alte Traum von der 
sozialistischen Einheitsschule. Dafür werden 
Sie nie unsere Zustimmung erhalten! (Beifall 

•• I 
bei der OVP.) . _ 

Der frühere Unterrichtsminister Dr. Sino­
watz hat sich bei der 7. Schulorganisationsge­
setz-Novelle damit abgefunden, daß es für die 
Einheitsschule, für die Gesamtschule keine 
Zustimmung der ÖVP gibt; wir haben in ande­
ren Fragen Kompromisse erreicht. Es werden 
sich auch der neue Unterrichtsminister und 
auch Präsident Matzenauer damit abfinden 
müssen! Wir sind der Auffassung, daß eine 
kompliziertere Welt nicht eine Einheitsschule, 
sondern ein vielfältiges Schulsystem braucht, 
ein Schulsystem, das auch ein vielfältiges 
Angebot an Ausbildungswegen möglich 
macht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das gleiche gilt für die Begabtenförderung. 
Jetzt macht der Wissenschafts minister den 
Vorschlag: Begabtenförderung wird vom Ein­
kommen abhängig gemacht! - In Hinkunft 
wird der Erste Preis bei irgendeinem sportli­
chen Wettbewerb auch nur von jenen gewon­
nen werden können, die ein niedriges Ein­
kommen haben. Das ist doch. eine abstruse 
Idee! Wir von der ÖVP halten soziale Unter­
stützung und Begabtenförderung streng aus­
einander. Es ist höchst notwendig in einem 
Land, die Leistungsfähigen und die Begabten, 
wo immer es geht - im wirtschaftlichen 
Bereich, im künstlerischen, im wissenschaftli­
chen Bereich -, unabhängig von 'ihrem sozia­
len Hintergrund zu fördern! Je mehr wir das 
machen, umso mehr wird dieser Staat auch in 
der Lage sein, den sozial Schwachen zu hel­
fen. Das ist unsere Position. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich anerkenne, daß durch einen Verord­
nungsentwurf die beabsichtigten Einschrän­
kungen bei der Berufsausbildung und der 
Erteilung der Berufsberechtigung - wahr­
scheinlich auch, weil sich 6 000 Bürger in 
Salzburg bei einer Demonstration zur Wehr 
gesetzt haben - teilweise zurückgenommen 
wurden. Ich anerkenne das ja auch, Herr 
Minister! Ich wäre ja froh, wenn andere Mini­
ster bei öffentlichen Vorhaben auf die allge­
meine Öffentlichkeit und auf die Vorschläge 
des Präsidenten Schäffer Rücksicht nehmen 
würden. Das ist ja kein Spott. Ich bin ja froh, 
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wenn ein Minister einmal sagt: O. K, ich sehe 
das ein! (Bundesminister Dr. Mo r i t z: Dazu 
haben wir Sie aber nicht gebraucht!) Sehen 
Sie, das ist jener überhebliche, "pampige" Stil 
in Ihrer Regierungspolitik, den wir ablehnen! 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. S tau d i n ger: 
Die Hoheit dieses Hohen Hauses ruht nicht 
auf der Regierungsbank, sondern auf den 
Abgeordnetenbänken! - Gegenruf des Bun­
desministers Da 11 i n ger. - Abg. S tau -
d i n ger: Das gilt auch für den Sozialmini­
ster! Der Pittermann hätte Ihnen etwas 
erzählt!) 

Meine Damen und Herren! Herr Bundes­
kanzler! Damit möchte ich auch kurz zur 
Frage Zwentendorf Stellung nehmen und 
möchte Ihnen - abgesehen von allen Winkel­
zügen, die Sie hier praktizieren - sehr klar 
sagen, daß es in dieser Frage, so wie ich es 
Ihnen im Dezember gesagt habe, einen klaren 
und geraden Weg gibt. (Ruf bei der SPÖ: Ganz 
klar!) 

Punkt 1: Die Bundesregierung erklärt, was 
sich seit dem Jahr 1978 verändert hat, und 
begründet sehr klar, warum Zwentendorf in 
Betrieb genommen werden soll (Ruf bei der 
SPÖ: Was hat das mit dem Bautenminister zu 
tun?) 

Die Regierung stellt zweitens mit ihrer Aus­
sage sicher und übernimmt dafür die morali­
sche Verantwortung, daß es sich um ein siche­
res Kraftwerk handelt und beantragt beim 
Parlament die Aufhebung des Sperrgesetzes. 

Drittens entscheidet die Bevölkerung dann 
in einer verfassungskonformen Volksabstim­
mung über ein sicheres Kraftwerk. 

Herr Bundeskanzler, dabei bleibt es! Das 
habe ich Ihnen so auch Anfang Dezember 
hier im Nationalrat deutlich gesagt. Darüber 
sind wir auch bereit zu reden. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der 
Volksabstimmung, aber der Bürger hat über 
ein von der Regierung und vom Parlament als 
sicher erklärtes Kraftwerk zu entscheiden. 
Sie dürfen den Bürger nicht dazu mißbrau­
chen, daß er entscheiden soll, ob ein Kraft­
werk sicher ist! Das ist unsere Auffassung. 
(Beifall bei der ÖVP. - Bundeskanzler Dr. 
Si n 0 wa t z: Das ist ungeheuerlich! Unglaub­
lich! - Bundesminister B 1 e eh a:Reaktorsi­
cherheitskommission!) 

Und was Ihr Argument anlangt, hier gehe 
es um 10 Milliarden Schilling, so müßte 

gerade das ein Anlaß gewesen sein, Herr Bun­
deskanzler, daß Sie sich besonders bemüht 
hätten, die Voraussetzungen zu schaffen und 
die Verhandlungsbereitschaft der Österreichi­
schen Volkspartei, die ich Ihnen im Parla­
ment wiederholt erklärt habe, auch in 
Anspruch zu nehmen. Sie haben die Verhand­
lungsbereitschaft nicht in Anspruch genom­
men. Sie haben absichtlich oder unabsichtlich 
die Voraussetzungen nie h t geschaffen, und 
daher wird das genauso ein sozialistischer 
Verschwendungsfall bleiben wie das AKH 
oder das Konferenzzentrum. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie haben erklärt, es 
gibt nun ein sowjetisches Verhandlungsange­
bot auf Endlagerung der Brennstäbe. Sie 
haben es immer wiederholt, daß man die 
Abfälle, den Atommüll, die Brennstäbe in der 
Sowjetunion lagern könnte. Sie wissen genau, 
wir haben bereits ein französisches Angebot 
gehabt, ein Angebot des ägyptischen Präsi­
denten Sadat, den Atommüll in Oberägypten 
zu lagern, wir haben ein Angebot des Schahs 
gehabt, diesen Müll in der iranischen Wüste 
zu lagern, wir haben ein chinesisches Ange­
bot gehabt, den Atommüll in der Wüste Gobi 
zu lagern. Vom vergangenen Herbst bis zum 
Jänner haben Sie davon gesprochen; da ist 
eine Zahl zu den Kosten von mindestens 
9 Milliarden Schilling drinnen gestanden. 

Ich habe Sie dann bezüglich des sowjeti­
schen Angebots gefragt: Wer verhandelt? Wo 
wird verhandelt? Worüber wird verhandelt? 
Was ist das Verhandlungsergebnis? Was sind 
zummindest Teilergebnisse der Verhandlun­
gen? - Sie konnten keine einzige Frage 
beantworten, Herr Bundeskanzler! (Abg. Dr. 
G r a f f: Keine Ahnung!) 

Sie werden zuerst die Verhandlungsergeb­
nisse, die die Sicherheit garantieren, vorlegen 
müssen, und dann werden wir bereit sein, 
darüber auch zu reden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Daß zur gleichen Zeit, 
wo ich bei Ihnen sitze und über das Thema 
mit Ihnen rede oder Sie mit mir reden, der 
Vizekanzler und Energieminister über das 
Fernsehen sagt: Wir brauchen das nicht, das 
ist gar nicht kostengünstig! (Ruf bei der ÖVP 
in Hinblick auf die Abwesenheit von Vize­
kanzler Dr. Steger: Wo ist er denn über­
haupt?), das ist nicht Ihre private Angelegen­
heit! Sie haben die verfassungspolitische und 
verfassungsrechtIiche Verpflichtung, auf die 
Einheitlichkeit der Politik der Bimdesregie­
rung zu dringen. Schaffen Sie einmal Ord­
nung in Ihrer Bundesregierung auch in dieser 
Frage! (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
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G r a f f: Nichts stimmt zusammen! - Abg. Dr. 
Re i n h art: Der Fasching ist vorbei!) Viel­
leicht ist das für Sie Fasching, Herr Abgeord­
neter Reinhart, für mich sind das sehr ernste 
demokratiepolitische und sachpolitische Fra­
gen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! In aller Ruhe zu Ihrer 
Feststellung, Zwentendorf sei ein Prüfstein 
für die Regierungsfähigkeit der Österreichi­
schen Volkspartei (Abg. Dr. Ve seI s k y: 
Wann reden Sie zur Sache?): Ich muß sagen, 
ein sehr überheblicher Ton. 

Entweder, Herr Bundeskanzler, ist das ein 
Koalitionsangebot. Dann müssen Sie sich das 
mit Ihren freiheitlichen Regierungspartnern 
ausmachen, daß Sie sie jetzt schon verbal aus­
laden. Für uns ist das völlig uninteressant, 
weil Sie sich mit den Ergebnissen der soziali­
stischen Koalition zuerst dem Wähler stellen 
müssen, bevor eine Neuentscheidung über die 
Regierung zustande kommt. (Beifall bei der 
ÖVP. - Bundeskanzler Dr. Si n 0 wa t z: ... 
lieber nicht!) 

Oder, Herr Bundeskanzler, Sie wollen 
damit der Österreichischen Vokspartei sozu­
sagen eine demokratiepolitische Qualifikation 
aussprechen. Da muß ich Ihnen sagen: Über 
solche Fakten entscheiden nicht Sie, sondern 
der Wähler wird das eines Tages wieder ent­
scheiden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich habe Ihrer Person 
und auch Ihrer Funktion den nötigen Respekt 
nie versagt, aber das ist keine Einbahn, das 
gilt auch umgekehrt. Das gilt auch bezüglich 
Ihrer Äußerungen für die große Oppositions­
partei. (Abg. Sc h i e der: In der Sackgasse 
sind Sie!) Seit Wochen, meine Damen und 
Herren, seit Wochen will oder kann der Bun­
deskanzler der Öffentlichkeit nicht sagen, wo 
die Endlagerung der Brennstäbe für Zwenten­
dorf verhandelt wird oder wo das endgültig 
ausgehandelt worden ist. Seit Wochen wird 
Ihnen von Ihrem Energieminister laufend 
widersprochen. Seit Wochen lehnen Sie es ab, 
dem Parlament einen Sicherheitsbericht 
inklusive eines Berichts hinsichtlich der 
Brennstäbe beziehungswiese der Endlage­
rungsfrage zu geben und wollen dauernd die 
Unterstützung der Österreichischen Volkspar­
tei. Sie suchen aber nicht - trotz unserer Ver­
handlungsbereitschaft eine sachliche 
Gesprächsbasis, sonderp. praktizieren Pole­
mik, nehmen eine verärgerte Pose ein und 
arbeiten mit aggressiven Kommuniques. So 
wird es nicht gehen, Herr Bundeskanzler! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! In den letzten 40 J ah­
ren ist es diesem Land gut gegangen, weil 
trotz aller politischer Gegensätze diese Über­
heblichkeit nicht praktiziert worden ist. Auch 
mit Ihrem Vorgänger hat es massive politi­
sche Konflikte gegeben. Aber diese Überheb­
lichkeit gegenüber einer anderen demokrati­
schen Partei hat er wirklich nicht praktiziert. 
Die Bürger dieses Landes, Herr Bundeskanz­
ler, verstehen sehr wohl, wenn jemand eine 
sachpolitische oder grundsatzpolitische Posi­
tion bezieht und sich dazu bekennt. Was sie 
aber erwarten, ist mehr Gesprächsbereit­
schaft und gegenseitiger Respekt in der Poli­
tik! Ich versage das Ihnen nicht und habe es 
Ihnen nicht versagt; ich erwarte das gleiche 
von Ihrer Seite. Ich bin überzeugt, es würden 
nicht nur die Parteien und das Ansehen der 
Parteien profitieren, sondern im 40. Jahre des 
Bestehens unserer Republik würde auch das 
Ansehen unserer gemeinsamen Republik 
davon profitieren. (Anhaltender Beifall bei 
der ÖVP.) 12.40 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Schieder. 

12.40 

Abgeordneter Schieder (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Mein Vorredner, der Abge­
ordnete Mock, hat seine Rede mit dem Satz 
begonnen: Innerhalb - er hat dann eine Frist 
genannt - ... tritt der Nationalrat zum zwei­
ten Mal zusammen, um über eine Regierungs­
umbildung zu beraten. 

Es wäre an und für sich nicht der Rede 
wert, aber ich glaube, es ist symptomatisch, 
daß schon dieser erste Satz nicht den Tatsa­
chen entsprochen hat. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Zwischenrufe des Abg. Dr. BI e n k.) 
Der Nationalrat ist nicht zusammengetreten, . 
um über die Regierungsumbildung zu bera­
ten, der Nationalrat ist zusammengetreten -
und zwar zu seiner 81. Sitzung, wobei die Mit­
teilung ... (Heiterkeit und Zwischenrufe bei 
der ÖVP. - Abg. Dr. G ra f f: Sehr gescheit!) 
Ja, ich weiß! Symptomatisch: Aus der Tatsa­
che der Behandlung einer Frage (Abg. Dr. 
G r a f f: Machen Sie doch Ihrem Klub keine 
Schande!) in einer normalen Sitzung des 
Nationalrates wird von der ÖVP schon wieder 
etwas Krisenhaftes herauskristallisiert! (Zwi­
schenrufe bei der ÖVP.) Es wird so getan, als 
müßte der Nationalrat extra zusammentreten. 
Dabei ist es die normale Sitzung und eine 
ganz normale Behandlung der Geschäftsord­
nung. (Beifall bei sm und FPÖ. - Zwischen­
ruf des Abg. Dr. G ra f f.) 

Hohes Haus! Wir haben gar nichts dagegen, 
daß in der Debatte über den neuen Bautenmi-
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nister auch gleichzeitig eine Debatte über die 
Regierungspolitik geführt wird. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai e r: Das ist aber nett von Ihnen!) 
Ja das ist nicht bloß nett! Wir haben auch gar 
keinen Grund, die Debatte über die Regie­
rungsarbeit zu scheuen. 

Die Verwirklichung des Regierungspro­
gramms, die Bewältigung der Lebensfragen 
der österreichischen Bevölkerung, die Erfolge 
auf dem Wirtschaftssektor, die Fortschritte 
auf dem Umweltsektor, auf dem Sektor der 
Sicherheit und in all den anderen Bereichen 
der Regierungsarbeit - Sie können sich 
jeden Bereich aussuchen -, diese Erfolge las­
sen sich sehen! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 
Und diese Erfolge lassen sich auch sehen, 
wenn Sie die Augen zusammenkneifen und 
sich vielleicht noch eine dunkle Binde umbin­
den, um sie ja nicht sehen zu müssen. 

Österreich und die Arbeit dieser Regierung 
können sich wahrlich im eigenen Land und in 
Europa sehen lassen! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Zwischenruf des Abg. Kr a f t.) 

Zuerst aber zum eigentlichen Thema dieser 
Debatte, zur Regierungsumbildung. 

Als Bautenminister Sekanina dem Bundes­
kanzler seinen Rücktritt anbot (Abg. He i n -
z in ger: Warum denn ?), weil er angesichts 
der Diskussion um seine Person keine Bela­
stung für die Regierung darstellen wollte, hat 
Bundeskanzler Sinowatz innerhalb weniger 
Tage einen Nachfolger präsentiert (Zwischen­
ruf des Abg. Dr. Kohlmaier) und mit Heinz 
Übleis eine Persönlichkeit gefunden, die 
sofort selbst auch bei Personen von Ihnen, 
aber auch in der gesamten Öffentlichkeit 
einen positiven Widerhall gefunden hat. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ. - Zwischenruf des 
Abg. Dr. Ha f n er.) In Zeitungskommenta­
ren und Berichten - und das wahrlich nicht 
bloß von Sozialisten - wurde gewürdigt, wie 
rasch und geschickt Bundeskanzler Sinowatz 
Neubesetzungen durchführt und mit Neubele­
bungen und neuen Impulsen für die politische 
Arbeit verbindet. (Abg. Dr. H afn er: Warum 
mußte Sekanina gehen?) 

Ich weiß schon, meine Damen und Herren: 
Wir haben eine gewisse Scheu, im Hohen 
Haus Lob und Glückwünsche auszusprechen. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Ha f n er.) Man 
hat ja, wenn man derselben Partei wie die 
Regierungsmehrheit angehört, fast schon 
Angst, wenn man Lob bringt, dann von Ihnen 
der Lobhudelei bezichtigt zu werden. Sicher­
lich gibt es auch die Sorge, mißverstanden zu 
werden, und daß Menschen sagen: Natürlich, 

jeder lobt seine eigene Partei und ihren Vor­
sitzenden!, so wie es der Volksmund von 
jedem Krämer sagt, wie er es mit seiner Ware 
tut. 

Dennoch: Auch dieser Gefahr ausgesetzt, 
Hohes Haus, auch auf die Gefahr hin, daß die 
Opposition es herabmachen wird und andere 
sagen werden: Das ist etwas Selbstverständli­
ches!, möchte ich so offen, wie wir auch von 
diesem Pult schon Fehler zugegeben haben 
... (Abg. Dr. Kohlmaier: Wann?) Ja bei 
vielen Reden! (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Ich 
kann mich nicht erinnern!) Sie können sich 
an vieles nicht erinnern! Das ist ja bekannt in 
Österreich, Herr Abgeordneter Kohlmaier. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

So offen, wie wir Fehler zugegeben haben, 
möchte ich hier auch namens der sozialisti­
schen Fraktion den Bundeskanzler zu seinem 
Geschick bei der Führung der Regierung 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h Im ai er), 
bei der Bewältigung der Lebensaufgaben und 
zur Umsicht bei der Auswahl von Personen 
für die Regierung beglückwünschen. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! In vielen Zeitun­
gen Österreichs wurde über den neuen Bau­
tenminister Heinz Übleis gesagt, daß damit 
ein fähiger Manager, ein Fachmann, eine Per­
son mit Wirtschaftskompetenz wie Vranitzky 
und Lacina gefunden worden sei. Das stimmt, 
aber es genügt nicht. Man muß noch mehr 
dazu sagen. Die Bezeichnung "fähiger Mana­
ger" , "Wirtschaftskompetenz" , "Erfolgstyp" 
reicht weder für Vranitzky noch für Lacina 
noch für Übleis aus. (Zwischenruf bei der 
ÖVP.) Sie ist zu eindimensional und sie ist 
zuwenig. Ein Erfolgsmanager herkömmlichen 
Stils, also einer, dessen Erfolg bloß betriebs­
wirtschaftlich und bilanzmäßig gemessen 
wird, würde für die Politik nicht ausreichen. 

Es ist hier so wie beim Verhältnis von Öko­
logie zu Ökonomie. Das haben schon geschei­
tere Leute als ich festgestellt. (Abg. Dr. E t t­
m a ye r: Gibt es das?) Das sind nicht Gegen­
sätze. Dieser anscheinende Gegensatz äußert 
sich nur in unterschiedlichen Betrachtungs­
weisen, und zwar in den unterschiedlichen 
Betrachtungsweisen einer kurzfristigen 
betriebswirtschaftlichen Betrachtung und 
einer langfristigen gesamtgesellschaftlichen 
Betrachtung. Und das zeichnet Vranitzky, 
Lacina und Übleis und viele andere aus, daß 
sie Erfolge aufzuweisen haben und daß ihre 
Betrachtungsweise eine gesamtgesellschaftli­
che, gesamtwirtschaftliche Betrachtungs­
weise ist. 
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Wirtschaftspolitik braucht in der heutigen 
Zeit eben mehr als eine Kostenrechnung. Ein 
Wirtschaftspolitiker braucht politische Ziele, 
klare Vorstellungen und auch eine entspre­
chende Einstellung zu den Menschen, für die 
er da ist. Das, glaube ich, zeichnet den neuen 
Bautenminister so wie alle in diesem Kabi-, 
nett aus, daß sie neben ihren Fähigkeiten, 
neben ihren politischen Zielen auch die 
Fähigkeit haben, Gespräche von Mensch zu 
Mensch zu führen und mit den Menschen in 
Kontakt zu sein. Und das, meine Damen und 
Herren, ist in der Politik ganz besonders 
wichtig. (Beifall bei sPO und FPÖ. - Zwi­
schenruf des Abg. Dr. E t tm a ye r.) 

Die heutige Rede des ÖVP-Obmannes 
Mock, Hohes Haus, hat mit aller Deutlichkeit 
wieder unterstrichen, daß die ÖVP nach der 
ersten Hälfte der Legislaturperiode die Hoff­
nung hat aufgeben müssen, daß die Koalition 
zerfällt (Abg. Ve t t er: Nicht durchgestan­
den!) oder daß die ÖVP aus eigener Kraft in 
die Regierung kommt. Die Taktik, die die 
ÖVP entwic~elt hat, nämlich zu keinem Pro­
blem eine eigene Meinung zu haben (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai e r: Aber geh!), keine Linie zu ent­
wickeln, um ja nirgends anzustoßen, also die 
Taktik des Populismus, hat ihr nicht neue 
Sympathisanten zugetrieben, sondern hat sie 
in der PublikulJlsgunst absacken lassen (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. K 0 h 1 mai er), weil 
ihre Konturen bis zur Unkenntlichkeit verwa­
schen sind; Sie erscheint heute als eine 
schwache und nicht geführte Partei, die kei­
nen Mut zu klaren Stellungnahmen hat. 

Es müßte ja nicht unsere Sorge sein, aber 
es soll festgehalten werden: Sie haben Ihre 
Kernschichten, Ihre Funktionäre durch 
schädliches Taktieren verwirrt und verunsi­
chert, wie in der Frage Zwentendorf, wo die 
Mehrheit des ÖVP-Klubs wahrscheinlich 
gegen ihre Überzeugung wird stimmen müs­
sen! (Zustimmung bei SPÖ und FPÖ.) 

Nachdem sich Ihre populistische Linie, also 
der erste Versuch, als erfolglos erwiesen hat, 
schlagen Sie nun eine andere, eine neue Tak­
tik ein, nämlich quasi Entschärfung der eige­
nen Situation durch Verallgemeinerung der 
eigenen Probleme. Jetzt versuchen Sie, von­
einer Staatskrise, von einer Systemkrise oder 
von einer Dauerkrise in dieser Republik zu 
reden. Weil es Ihnen schlecht geht, wäre es 
Ihnen am liebsten, man spräche davon, es 
ginge einer ganzen Republik oder einem gan­
zen Staat schlecht. Aber das ist nicht der Fall. 
(Beifall bei sm und FPÖ.) 

In Wirklichkeit weiß man es ja in Öster-

reich und darüber hinaus: Es gibt tatsächlich 
ganz wenige Staaten auf der Erde, in denen 
wie in Österreich so wenig und mit so wenig 
Berechtigung von einer "Krise" gesprochen 
werden kann. Die Wirtschaftsdaten, die 
Umwelterfolge, sie alle sprechen eine klare 
Sprache. Auch die Bewältigung der Zukunfts­
probleme zeichnet sich in Österreich weit 
deutlicher ab als in vergleichbaren anderen 
Staaten. Ich brauche es Ihnen ja nicht im ein­
zelnen zu sagen, Sie wissen es ja: Energiekon­
zept, Katalysatorauto, Umweltfonds, Seen­
reinhaltung, Flußreinhalteprogramm, Wasch­
mittelgesetz, Herabsetzung des Schwefelge­
haltes im Heizöl, Lärmpolizei, Huckepackver­
kehr, und all die neuen Maßnahmen. Die 
niedrigen Arbeitslosigkeitsraten, die Wirt­
schaftsdaten, die Budgetkonsolidierung und 
die Maßnahmen in a11 den anderen Ressorts 
sprechen hier eine klare Sprache. 

Warum redet die ÖVP und warum spricht 
heute und hier der ÖVP-Obmann dennoch von 
einer Krise: Warum? Ist er analytisch 
schwachsichtig (Abg. Pro b s t: Ja!), deutet er 
falsch (Abg. Pro b s t: Ja!), hat er nicht die 
entsprechenden Berater (Abg. Pro b s t: Ja!), 
wird er getäuscht, weiß er es nicht (Abg. 
Pro b s t: Ja!), oder spricht er und die ÖVP 
von einer Krise, weil die ÖVP keine andere 
Hoffnung mehr sieht, in die Regierung zu 
kommen, als über das Krisenkabinett einer 
Konzentrationsregierung? (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Gerade heute hat die ÖVP in einem Artikel 
in der Tageszeitung "Die Presse" in dieser 
Frage die Katze aus dem Sack gelassen und 
sich als Partei demaskiert. Der ÖVP ist heut­
zutage jedes Fahrzeug recht, sie nimmt das -
fürchterlichste Transportmittel, sie rennt 
nach, sie springt auf, wenn dieses Transport­
mittel nur ein Schild trägt, nämlich "Ziel­
bahnhof: Regierungsbeteiligung" . Für dieses 
Schild ist Ihnen alles recht geworden in die­
sem Lande! (Beifall bei SPÖ lind FPÖ.) 

Was soll das Reden von einer Systemkrise? 
Was bedeutet das Reden von einer Staats..: 
krise? (Abg. Dr. Ettmayer: Warum reden 
Sie nicht von Sekanina?) Diese Worte, diese 
Politik markieren das Ende einer 40jährigen 
Ära. (Abg. Dr. Sc h w im m er: Sekanina!) Ob 
in Regierung oder in Opposition, bisher 
konnte die ÖVP stets als eine staatstragende 
regierungsfähige Partei betrachtet werden. 
Unter ÖVP-Obmann Mock ist sie das Gegen­
teil geworden. Weil das Volk Ihrem Bund seit 
nunmehr 15 Jahren kein Zeugnis auf Regie­
rungsbefähigung ausgestellt hat, wollen Sie 
auch den Staat nicht mehr mit tragen, und 
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das ist wahrlich bedenklich! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Abg. Dr. E t tm a y e r: Wieso so 
wenig zu Sekanina?) 

Ich glaube, ein drastisches Beispiel der 
Schwäche der ÖVP ist ja auch die Art und 
Weise und der Zeitpunkt der Nominierung 
von Kurt Waldheim zum Präsidentschafts­
kandidaten gewesen. (Abg. Dr. Sc h w im -
m er: Der tut euch weh!) 

In einer Krisensitzung, überstürzt und ent­
gegen vorherigen Ankündigungen, ist er am 
2. März nominiert worden, und zwar vor 
allem, um nicht Mocks Stellung als Parteiob­
mann zu gefährden, damit nicht Mock wegno­
miniert wird vom ÖVP-Obmann. (Abg. Dr. 
Sc h w i m m er: Der Schieder tut mir leid! 
Wider besseres Wissen reden zu müssen!) 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! 
Diese Vorgangsweise entspricht wahrlich 
nicht der Würde des Präsidentenamtes in 
Österreich! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Sie reden von ehrlicher Politik - das, was 
Sie tun, ist keine ehrliche Politik. 

Sie reden davon, daß man die Menschen 
ernst nehmen muß - was Sie tun, heißt, die 
Menschen für dumm verkaufen. 

Erst nominiert der ÖVP-Bundesparteivor­
stand Waldheim überstürzt und vorzeitig als 
ÖVP-Kandidaten, und dann fügt man hinzu: 
als überparteilichen Kandidaten. Wahrschein­
lich wird nachträglich jetzt noch ein überpar­
teiliches Personenkomitee für Waldheim, der 
schon einmal Kandidat der ÖVP für das Präsi­
dentenamt gewesen ist, gemacht werden. 
(Abg. Dr. Sc h w im m e r: Schmierenkomö­
die! - Abg. Dr. Sc h ra n z: Herr Dr. Schwim­
mer! Sie sollten sich parlamentarisch aus­
drücken! IISchmierenkomödie" sollten Sie 
nicht sagen! - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
glaube, wir brauchen gar keine Beispiele aus 
vergangenen ÖVP-Sitzungen zu nehmen. Wir 
können die heutige Rede des ÖVP-Obmannes 
Mock nehmen. Er hat hier sehr ausführlich 
wieder von den Fragen der Jugendarbeitslo­
sigkeit gesprochen. Das ist gut, daß über diese 
Frage gesprochen wird. Er hat aber gleichzei­
tig gesagt, die Regierung tue nichts. 

Ich habe, Herr Obmann Mock, ein bißehen 
die Befürchtung, Sie waren heute in der Früh 
so stark mit den Vorbereitungen zu Ihrer fast 
hätte ich gesagt Selbstverteidigungsrede 

beschäftigt, daß es' Ihnen entgangen ist, daß 
gerade heute in der Früh die Beilage III-82 
der Beilagen zu den Stenographischen Proto­
kollen des Nationalrates der XVI. Gesetzge­
bungsperiode ausgeteilt worden ist; das ist 
der Bericht... (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: 
Warum erst jetzt?) Ja das kann man dann 
immer sagen! Zuerst sagt man, es ist gar nicht 
da. Wenn dann bewiesen wird, daß es doch da 
ist, sagt man, warum erst jetzt. Das ist zu bil­
lig, Herr Abgeordneter Kohlmaier! (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Die Mehrheit dieses Hauses wird es ja wis­
sen, aber auch dem Abgeordneten Mock 
gesagt: Das ist der "Bericht des Bundesmini­
sters für soziale Verwaltung betreffend 
Jugendbeschäftigungsprogramm 1985 der 
Bundesregierung". Minister Dallinger, der ja 
auf diesem Gebiet schon viele Maßnahmen 
gesetzt hat, hat in der Regierung schon dar­
über berichtet, und dieser ausführliche 
Bericht ist nicht bloß eine Darstellung, daß es 
in Österreich noch relativ besser ist als in 
anderen Ländern, sondern dieser Bericht ent­
hält auch das Bündel der Maßnahmen, der 
Schwerpunkte 1985, beinhaltet die einzelnen 
Punkte: das "Einstellungsprogramm" , die 
,,Arbeitsbeschaffung für Jugendliche", die 
Aktion "Hilfe zur Selbsthilfe", das ,,Ausbil­
dungsprogramm" und dann noch die 20 ein­
zelnen Punkte der "Maßnahmen 1985", die 
gestaltet werden. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
Aber zwei Jahre zu spät!) Ja Sie können 
sagen: zu spät, Sie können sagen: zuwenig! 
Ich wehre mich aber dagegen, daß der Abge­
ordnete Mock am gleichen Tag, an dem das 
vorgelegt wird, sagt, es geschehe überhaupt 
nichts von seiten der Regierung, denn das ent­
spricht wahrlich nicht den Tatsachen! (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Schwim­
m er: Sie haben ein halbes Jahr unseren 
Antrag nicht behandelt!) Herr Abgeordneter 
Schwimmer, ich kann nicht immer warten -
ich bin dann schon beim nächsten Punkt -, 
bis Ihnen auch etwas dazu einfällt! (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Ich bin jetzt schon beim nächsten Punkt, 
und zwar bei der Frage, die auch ÖVP­
Obmann Mock angeschnitten hat, nämlich die 
Frage: Ist es nicht notwendig, daß mehr 
Gespräche geführt werden, auch Gespräche 
zwischen Opposition und Regierung, zwi­
schen Oppositionsführer und dem Bundes­
kanzler? (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t sc h 
übernimmt den Vorsitz.) 

Mir steht es wahrlich nicht zu, mich in 
diese Frage einzumischen. Mir steht es nicht 
einmal zu, Kommentare abzugeben; das ist 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 88

www.parlament.gv.at



7236 Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 

Schieder 

Sache des Herrn Bundeskanzlers und des 
Oppositionsführers selbst. Als Beobachter, als 
Abgeordneter dieses Hauses kann ich aber 
natürlich sehr wohl eine Meinung haben. Und 
da wundere ich mich schon und da frage ich 
mich schon, ob das die ehrliche, offene Politik 
ist, wenn man ein Gespräch unter vier Augen 
führen will und tagelang vorher in der Zei­
tung schon sagt, was in diesem Gespräch sein 
wird, und das Gespräch dann nur mehr ein 
Nachvollziehen schon gebrachter Propagan­
daankündigungen in der Presse ist. Ob das 
die Gesprächsbasis ist, die wir in Österreich 
brauchen, das wage ich wirklich zu bezwei­
feln. (Beifall bei sm und FPÖ.) 

Der Herr Abgeordnete Mock hat dann auch 
von den Schulversuchen gesprochen. Ich 
möchte keinen seiner Punkte unwiderspro­
chen lassen. Er hat gesagt, entgegen den 
Absprachen werden in Wien Schulversuche 
mit dem Ziel organisiert, organisatorische 
Veränderungen herbeizuführen. Entgegen 
den Absprachen, sagte er. 

Herr Abgeordneter Mock! Wissen Sie wirk­
lich nicht, daß die Schulversuche legal sind? 
Wissen Sie wirklich nicht, daß gemäß Arti­
kel IV der 7. SCHOG-Novelle Schulversuche 
zur inneren Schulreform vorgesehen sind? 
Wissen Sie wirklich nicht, daß der Wiener 
Mittelschulversuch ein Schulversuch zur 
inneren Schulreform ist? Haben Sie schon 
vergessen, daß Sie selbst verlangt haben, daß 
Schulversuche zur inneren Schulreform statt­
finden? 

. Erinnern Sie sich nicht mehr, daß das Aus­
laufen der Gesamtschulversuche der siebziger 
Jahre keineswegs bedeutet, daß die Schulent­
wicklung für immer abgeschlossen ist? Wis­
sen Sie nicht mehr, daß wir schon bei den Par­
teienverhandlungen 1981 und 1982 wiederholt 
daraUf hingewiesen haben und der Artikel IV 
in dieses Gesetz· aus diesem Grund hineinre­
klamiert wurde, um eine aktuelle gesetzliche 
Basis für die weitere Schulentwicklung auch 
im Mittelstufenbereich zu sichern? 

Wissen Sie wirklich nicht, daß auch andere, 
auch ÖVP-dominierte Bundesländer eigene 
Schulversuche betreiben, und zwar das im 
jeweiligen Bundesland entwickelte Schulver­
suchsmodell ausprobieren? 

Wissen Sie wirklich nicht, daß das Tiroler 
Modell zur inneren Schulreform auf Initiative 
von Landeshauptmannstellvertreter Prior 
einen umfassenden und weitgehenden Schul­
versuch im Rahmen der Hauptschule dar­
stellt?, et cetera, et cetera. 

Wissen Sie das alles wirklich nicht, oder 
wollen Sie es nur vergessen, damit Sie einen 
entsprechenden Punkt hier haben? (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Sch wim­
m er: Wir wissen es, aber Sie verstehen es 
nicht! - Heiterkeit.) Ja ich weiß! Ich weiß, 
Herr Abgeordneter Schwimmer. Beleidigende 
Worte haben Sie rasch bei der Hand. 

Und wenn wir gerade bei Beleidigungen 
sind, oder wenn wir gerade dabei sind, daß zu 
harte Worte gebraucht werden, möchte ich 
auch auf das eingehen, was der Abgeordnete 
Mock zu Zwentendorf sagte, und zwar nicht 
auf die Frage Zwentendorf - auf die möchte 
ich heute nicht eingehen, denn die steht heute 
nicht zur Tagesordnung, die wird morgen 
behandelt; ich möchte darüber heute gar 
nichts sagen, da haben wir Ihnen morgen 
genug zu sagen, Herr ÖVP-Obmann Mock -, 
ich möchte heute nur Ihre Äußerung zurück­
weisen, durch die Sie Ihre Schwäche, Ihre 
Zerissenheit, Ihre Unsicherheit durch verbale 
Härte kaschieren und hier der Regierung 
unterstellen, daß sie Bürger mißbraucht. Das 
ist ein Ausdruck, der in jedem Parlament von 
einem Abgeordneten, der es ehrlich meint, bei 
der nächsten Gelegenheit zurückgenommen 
wird. (Beifall bei SPÖ und Fm.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Aus der Rede von ÖVP-Obmann Mock, aus 
den Äußerungen der ÖVP-Politiker der letz­
ten Tage und Wochen ist klar geworden, daß 
das, was Sie wirklich ärgert, die Tatsache ist, 
daß diese Koalition besteht, daß sie im Inter­
esse der Österreicher arbeitet und daß Sie 
nicht daran beteiligt sind. Und auch wenn Sie 
zerspringen: Diese Koalition wird halten, wird 
weiter arbeiten, und die nächsten Wahlen 
werden 1987 und nicht früher stattfinden! Und 
selbst für 1987 würde ich wahrlich noch keine 
Wetten annehmen, Wetten auf Sie, Herr Dr. 
Mock,und auf die ÖVP. (Lebhafter Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 13.05 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. 

13.05 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich bin zunächst 
dankbar, daß der Abgeordnete Schieder klar­
gestellt hat, daß es möglich und auch guter 
Brauch dieses Hauses ist, anläßlich von 
Umbildungen der Regierung eine umfassende 
Debatte durchzuführen, und die Zwischenru­
fer in den' Bänken der Regierungsparteien, 
die das beanstandet haben, haben damit 
entweder mit Unkenntnis der Geschäfts-
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Geschäftsordnung oder mit Unerfahrenheit 
brilliert; aber das ist ja nicht das erste Mal. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, muß ich doch ein Wort in Erinne­
rung rufen, das der Abgeordnete Schieder so 
pointiert gebraucht hat, nämlich das Wort von 
der "normalen" Sitzung. Wenn er im Zusam­
menhang mit dem, was heute debattiert wird, 
das Wort "normal" verwendet, dann fällt er 
entweder in unfreiwillige Komik, oder er läßt 
tief blicken. Ist es wirklich schon normal 
geworden in der Regierung, daß einzelne 
Minister über Bord gehen und dann neue dem 
Haus vorgestellt werden müssen? Es hat fast 
den Anschein. 

Hohes Haus! Auf diese Normalität könnten 
wir eigentlich in Österreich verzichten, daß 
die Bundesregierung von einer Neubeset­
zungsnotwendigkeit in die andere hineintau­
melt. 

Ich möchte auch die Frage stellen, ob das, 
was zur heute bekanntgegebenen Neubeset­
zung eines Ministeramtes geführt hat, normal 
ist. Kollege Schieder, unnormaler können 
Umstände gar nicht sein als die, die dazu 
geführt haben, daß wir einen neuen Bauten­
minister haben! Oder würden Sie das viel­
leicht als "normal" bezeichnen, was wir in 
den letzten Wochen erfahren haben und was 
zum Rücktritt Sekaninas geführt hat? Na das 
wäre arg, Hohes Haus! 

Sie haben auch die Geschicklichkeit des 
Bundeskanzlers unterstrichen, mit der er die 
Regierung umgebildet hat. Meine Damen und 
Herren! Man kann nicht von einem Geschick, 
sondern man muß wohl von einem Mißge­
schick sprechen, das den Bundeskanzler hier 
getroffen hat. Wenn der Herr Bundeskanzler, 
mit dem ich nicht unbedingt Geschicklichkeit 
assozieren möchte - er hat sicher andere 
Tugenden -, wenn der Herr Bundeskanzler 
seine Geschicklichkeit nicht anders unter 
Beweis stellen kann, als daß er ein Malheur, 
das passiert ist, möglichst rasch wieder zu 
vertuschen oder zuzudecken sucht, dann tut 
er mir eigentlich leid. 

Herr Abgeordneter Schieder, noch eine 
Bemerkung zu Ihren Ausführungen. Sie 
haben gesagt, fast in vorwurfsvollem Ton, die 
ÖVP will in die Regierung. (Abg. Sc h i e der: 
Das Wollen werfen wir Ihnen nicht vor, nur 
die Mittel werden Ihnen vorgeworfen!) Ja, 
Herr Abgeordneter Schieder, das wollen wir, 
das wollen wir wirklich, und ich sage Ihnen: 
Es ist höchste Zeit, daß die ÖVP in die Regie­
rung kommt! (Beifall bei der ÖVP.) Nur haben 

Sie von den Vehikeln gesprochen, die wir 
dabei besteigen wollen. Herr Abgeordneter 
Schieder und meine Damen und Herren von 
den Regierungsparteien! Ich darf eines voll­
kommen klarstellen: Es gibt für die ÖVP nur 
ein Vehikel, wenn Sie das so bezeichnen wol­
len, das wir besteigen wollen, damit wir wie­
der Regierungsverantwortung für diesen 
Staat tragen können: das sind die österreichi­
schen Wähler, auf die wir vertrauen! Das ist 
das Vehikel. Es gibt kein anderes, Herr Abge­
ordneter Schieder. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nun, Sie wehren sich - und nicht nur der 
Zentralsekretär heute vor dem Parlament, 
sondern auch der Herr Bundeskanzler - mit 
außerordentlicher Empfindlichkeit gegen das 
Wort "Krise". Meine Damen und Herren! Ich 
möchte doch darauf hinweisen, was das Wort 
"Krise" bedeutet, Krisis im ursprünglichen 
Sinn dieses Wortes: Krise ist ein Zustand, der 
nach einer Entscheidung ruft. Krisenhaft ist 
eine Situation dann, wenn sich entscheidet, 
ob die Dinge wieder zum Guten gewendet 
werden können oder ob sie sich zum Schlech­
ten hin entwickeln. Und wir glauben sehr 
wohl, daß ein solcher Zustand heute das 
Befinden der Republik prägt. 

Herr Abgeordneter Schieder! Sie haben 
mehrmals gefragt, ob wir das eine oder 
andere nicht sehen oder nicht wahr haben 
wollen. Ich frage Sie: Wollen Sie nicht wahr­
haben, daß das System, dem wir alle - über 
die Parteigrenzen hinweg - verbunden sind, 
heute in Mißkredit zu geraten droht? Sehen 
Sie das nicht? Sie müßten es eigentlich wis­
sen. 

Sehen Sie nicht das Phänomen der Verwei­
gerung, das uns überall entgegentritt? 

Sehen Sie nicht das Phänomen der Abwen­
dung von den politischen Kräften, die bisher 
die Geschicke des Staates bestimmt haben? 

Aber nicht nur das der Abwendung, Herr 
Kollege Schieder, sondern auch das der 
Zuwendung zu Protestbewegungen, die keine 
positiven und konstruktiven Vorschläge zur 
Problemlösung unterbreiten können? 

Wenn das keine krisenhafte Siutation ist, 
dann weiß ich nicht, wann eine gegeben ist! 
Wir sind aufgerufen - das gilt für alle Par­
teien dieses Hauses -, Auswege aus dieser 
krisenhaften Situation, die uns alle betrifft, 
die nicht nur eine Partei betreffen kann, zu 
suchen. 

Hohes Haus! Wenn man Auswege sucht, 
501 
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muß man zuerst nach den Ursachen fragen. 
Die Ursachen dessen, was wir heute erleben 
und was uns auch bedrückt, sind dann leicht 
festzustellen, wenn wir den Ist-Zustand mit 
dem Soll-Zustand vergleichen, mit dem, was 
wir uns alle im Interesse der Staatsbürger 
wünschen sollten. 

Meine Damen und Herren! Das Ideal der 
parlamentarischen Demokratie besteht darin, 
daß der Wählerwille, der im Wahlverhalten 
kundgetan wird, bestimmt, wer in der Repu­
blik mit Vertrauen ausgestattet wird, daß der 
Wählerwille das Ziel für das Handeln der 
Bundesregierung und die Richtschnur für die 
Bildung und auch für die Arbeit einer Bundes­
regierung in einer parlamentarischen Demo­
kratie vorgibt. 

Die Ursachen des heutigen Problems liegen 
darin, daß wir im Jahr 1983, am Beginn dieser 
Regierungsperiode, eine krasse Abweichung 
von dem, was das Ideal einer Umsetzung des 
Wählerwillens darstellt, erlebt haben. 

Hohes Haus! Rufen wir uns in Erinnerung, 
daß damals die Mehrheit der österreichischen 
Wähler der sozialistischen Bundesregierung 
das Vertrauen entzogen hat. Die Regierungs­
bildung hingegen war nicht ein getreuer und 
redlicher Vollzug dieses bekundeten Wähler­
willens, sondern die Regierungsbildung 
stellte in meinen Augen den Versuch dar, eine 
Konstruktion zur Machterhaltung herzustel­
len. Und genau das hat bei vielen Wählern das 
Gefühl hervorgerufen, daß sie um das Wahler­
gebnis geprellt worden sind! 

Hohes Haus! Wir müssen - das ist ein all­
gemein bekannter Zustand - im politischen 
Leben nicht nur mit objektiv nachweisbaren 
Fakten und Tatsachen kalkulieren, sondern 
wir stehen immer wieder der Tatsache gegen­
über, daß gerade in der Politik Gefühl und 
Emotion - Dinge, die psychologisch geklärt 
werden müßten - eine nicht zu unterschät­
zende Rolle spielen. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich mich 
in dieses Gebiet begebe, so gehe ich davon 
aus, daß heute viele Menschen - ich sage das 
bewußt so - fühlen, es sich vielleicht nicht 
immer rational erklären können, daß etwas 
Entscheidendes nicht stimmt beziehungs­
weise vom Ideal einer Regierungsbildung und 
Regierungsarbeit abweicht. Die Menschen 
merken, daß die Motivation der heute im Amt 
befindlichen Bundesregierung nicht der 
Drang ist, Probleme zu lösen, daß nicht das 
Erfülltsein von einer bestimmten Aufgabe die 
Tätigkeit der Regierung bestimmt, daß wir 

heute nicht in erster Linie den Gestaltungs­
willen, ich möchte fast sagen den Gestaltungs­
eifer bei der Bundesregierung sehen, der die­
ses Handeln, bestimmte Erfolge in Sachfra­
gen zu erzielen, herbeiführt. 

Dabei steht die Regierung heute vor ganz 
wesentlichen Aufgaben - das wissen wir ja, 
und darüber sind wir uns auch weitgehend 
einig -, und viele von diesen Aufgaben, die 
heute ungelöst sind, fallen sozusagen in den 
Bereich "Problemerbe der Bundesregierung". 
Ich denke hier etwa an die ungelöste Frage 
der Sanierung der Staatsfinanzen, an die Not­
wendigkeit der Wirtschaftsankurbelung, ins­
besondere an die Ankurbelung der Bauwirt­
schaft - Bundesparteiobmann Mock hat dar­
auf schon hingewiesen -, ich denke an das 
Problem, daß wir die Arbeitslosigkeit zuneh­
mend als sogenannte Sockelarbeitslosigkeit 
- ein häßliches, ein trauriges Wort - und 
auch als lang dauernde Arbeitslosigkeit erle­
ben. Ich sage das noch einmal mit allem 
Ernst. 

Es ist mir wirklich unverständlich, daß der 
Herr Zentralsekretär Schieder heute stolz 
darauf hingewiesen hat, daß jetzt eine Vor­
lage der Bundesregierung vorliegt. 

Meine Damen und Herren! Warum gab es 
diese Vorlage nicht schon von Anfang an? 
Und vor allem: Warum haben Sie die ÖVP 
mehrmals bei ihren Bemühungen, die 
Jugendarbeitslosigkeit durch geeignete Pro­
gramme zu bekämpfen, nicht angehört, son­
dern niedergestimmt und keine Termine für 
Beratungen eingeräumt? 

Meine Damen und Herren! Nach zwei Jah­
ren mit einem Alibipapier zu kommen, das ist 
eigentlich ein Armutszeugnis für eine Regie­
rung und nicht etwas, was Sie lobend hervor­
heben sollten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denken Sie an die Fragen des Steuersy­
stems: ungelöst! (Zwischenrufe der Abg. Dr. 
Helene Par ti k - Pa bl e und Fa u 1 a n d.) 

Denken Sie an die ungelösten Probleme der 
Herstellung einer dauerhaften finanziellen 
Basis für die Sozialversicherung! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir haben keine Krise. Nein. Aber ist Ihnen 
nicht aufgefallen, daß in manchen, ich gebe 
zu, vielleicht etwas überspitzten Kommenta­
ren Worte auftauchten, wie: Österreich auf 
dem Weg zum Operettenstaat!? 

Meine Damen und Herren! Ich habe eine 
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ganz große Sorge, und ich muß sie als Abge­
ordneter heute hier zum Ausdruck bringen: 
Stellen wir bei der Betrachtung des letzten 
politischen Jahres Österreichs einfach gegen­
über, was die Fragen der Bürger sind, die wir 
in diesem Hohes Haus zu vertreten haben, 
und was die Antworten darauf sind, die sie 
bekommen, oder beachten wir, was, wie es 
immer so schön in den ORF-Meldungen heißt, 
die Innenpolitik beherrscht - das hören wir 
immer wieder, in Nachrichtensendungen 
zum Beispiel: Die Innenpolitik wird be­
herrscht ... -! 

Der Bürger fragt: Welche Arbeit finde ich 
für mein Kind? - Die Innenpolitik beherr­
schen Androschs Steuerakte. 

Der Bürger fragt: Kann mein Betrieb über­
leben? - Die Innenpolitik beherrscht der 
Streit zwischen Steger und Dallinger über die 
Ereignisse um den 8. Dezember in Salzburg. 

Der Bürger fragt: Ist meine Pension sicher? 
- Die Innenpolitik beherrscht die Frage: Wie 
behandelt man Aubesetzer? 

Der Bürger fragt: Wie decke ich meine 
Heizkosten in einem kalten Winter? - Die 
Innenpolitik beherrscht, daß Frischenschla­
ger Reder heimholt. 

Der Bürger fragt: Wann kommt eine Steuer­
entlastung? - Die Innenpolitik wird davon 
beherrscht, daß Proksch trotz hoher Gönner 
verhaftet wird. 

Der Bürger fragt - denken wir an Simme­
ring -: Warum haben meine Kinder so 
schlechte Luft zum Atmen, warum steigt die 
Bronchitis? - Die Innenpolitik beherrscht: 
"Sekanina geht über Bord". 

Meine Damen und Herren! Wundern wir 
uns da noch, wenn immer banger die Frage 
auftaucht: Machen wir uns mit dieser Politik 
nicht langsam auch gegenüber dem Ausland 
lächerlich, oder versetzen wir uns nicht damit 
zumindest in ein sehr schlechtes Licht, das 
dieser Staat und seine Bürger nicht verdient 
haben? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren von den Regie­
rungsparteien! Ich habe gesagt: Krise ist ein 
Zustand, der nach Lösungen, nach Entschei­
dungen, nach Auswegen ruft. Es wäre eine 
böse Unterstellung, zu sagen, daß sich irgend 
jemand an einer Krise freut. Aus einer Krise 
kann man nicht gewinnen, aus einer Krise 
kann vor allem eine Großpartei, die sich dem 
Staat verantwortlich fühlt, nicht gewinnen. 

(Abg. Sc h i e der: Warum spricht die ÖVP 
so viel davon?) Die ÖVP ist weit davon ent­
fernt, Herr Abgeordneter Schieder, sich 
davon etwas zu erhoffen, daß wir sozusagen 
eine nicht vorhandene Krise herbeidiskutie­
ren. Wir reden davon, weil wir aufzeigen wol­
len, daß jetzt Lösungen geschehen müssen, 
Hohes Haus! Das ist der Grund, warum wir 
von der Krise sprechen. (Beifall bei der ÖVP. 
- Abg. Grabher-Meyer: Die Krise der 
ÖVP!) 

Eine dieser Lösungen, nach denen wir 
rufen, die wir wirklich leidenschaftlich verlan­
gen, ist, daß wir endlich wieder zu Sachthe­
men übergehen, Hohes Haus! Das wollen die 
Bürger draußen. Das ist die Überwindung der 
Krise. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das ist der Grund, warum der Bundes­
parteiobmann Mock zum Bundeskanzler geht, 
auch unter schlechten Auspizien und mit sehr 
eigenartigen Präludien seitens des Bundes­
kanzlers, um zu drängen, daß wir wieder 
Sachthemen in der Politik verlangen. Die 
Bürger erwarten das, die Bürger wollen das, 
sie brauchen es. 

Aber es ist natürlich nicht nur dieser Über­
gang zu Sachthemen, den wir jetzt brauchen, 
es ist wohl auch notwendig, Hohes Haus, daß 
eine Änderung im Arbeitsstil und auch eine 
Änderung in der Gesinnung eintritt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herrenl 
Wie ein roter Faden zieht sich durch die Tätig­
keit der Bundesregierung vor allem im letzten 
Jahr das Fehlen von Entscheidungsgrundla­
gen zur Lösung der großen Sachprobleme. Es 
fehlt das bemühte Aufarbeiten der Probleme, 
damit sie gelöst werden können. 

Da Zwentendorf heute auch mit zur Debatte 
steht, müssen wir eines gerade heute, aber 
auch bei jedem anderen Anlaß, der sich 
ergibt, unterstreichen: Das Problem Zwenten­
dorf ist dadurch entstanden, daß die Entschei­
dungsgrundlagen von der Bundesregierung 
nicht erarbeitet wurden, daß dieser schlechte 
Stil vorliegt, daß man Themen verpolitisiert, 
verdiskutiert, würde ich fast sagen, ohne daß 
das Minimum an Sachaufarbeitung gesche­
hen ist. Das ist unser großer Einwand, und 
das ist der Standpunkt, den wir zu dieser 
Frage heute und in den nächsten Tagen zu 
beziehen haben. 

Ich habe aber auch die Frage der Gesin­
nung aufgeworfen. Hohes Haus! Lassen Sie 
mich auf einen Begriff verweisen, der in den 
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politischen Vorstellungen der ÖVP eine sehr 
zentrale Bedeutung hat und worüber wir auch 
immer wieder sprechen: es ist der Begriff der 
Verantwortung. 

Hohes Haus! Politik kann auch in der parla­
mentarischen Demokratie und vor allem im 
Wechselspiel von Regierung und Opposition 
nur dann sinnvoll bewältigt werden, wenn 
Verantwortung klar zugeteilt wird, zum. Bei­
spiel bei einer Regierungsbildung, wenn aber 
auch Verantwortung wahrgenommen wird. 

Das Ausweichen vor der Verantwortung ist 
wahrscheinlich eines der größten Übel im 
politischen Geschehen. Das Ausweichen vor 
der Verantwortung ist das, was wir heute 
auch schon bei dieser Debatte wahrgenom­
men haben. Ich würde es eigentlich als selbst­
verständlich und auch als Akt der Verantwor­
tung gegenüber dem Parlament betrachten, 
daß man bei einem notwendigen Regierungs­
wechsel nicht nur sagt, daß der neue Minister 
ein guter Manager ist, sondern auch eine 
Erklärung dazu abgibt, warum der alte Mini­
ster nicht mehr im Amt ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Zu sagen, er wollte die Regie­
rung nicht belasten, mag den Herrn Sekanina 
ehren, nämlich daß er keine Belastung sein 
will. Wäre es aber so in der heutigen Bundes­
regierung, daß Minister, die zu einer Bela­
stung werden, ihren Hut nehmen und die 
Regierung von dieser Belastung befreien, 
dann hätte ein anderer Minister längst gehen 
müssen, Hohes Haus! Denn es gibt keine grö­
ßere Belastung für die Regierung und auch 
für unseren Staat als das Handeln des Vertei­
digungsministers. Hier ist die Formel nicht 
angewendet worden; und ich bezweifle, daß 
die Anwendung dieser Formel im Fall des 
Bautenministers gerechtfertigt war. 

Meine Damen und Herren! Von meinem 
Parteiobmann ist bereits gebührend klarge­
stellt worden, we~chen Sinn die Frage nach 
der Regierungsfähigkeit der ÖVP hat. Es 
wurde in Frage gestellt vom Herrn Bundes­
kanzler und schon vorher vom Herrn Arbei­
terkammerpräsidenten Czettel. Ich glaube, 
daß wir als Oppositionsabgeordnete in aller 
Bescheidenheit, aber auch in allem Selbstbe­
wußtsein sagen sollten: Heute wäre es wohl 
gerechtfertigter, daß die Bundesregierung 
nach ihrer eigenen Regierungsfähigkeit fragt! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte abschließend nochmals und mit 
einigen wenigen Worten, die aber wohl gesagt 
werden sollten, den Standpunkt der ÖVP zu 

dem Bereich Verantwortung - Regierungsfä­
higkeit ist Verantwortung - umreißen. 

Die Österreichische Volkspartei hat sich 
sicher nie geweigert, Verantwortung zu tra­
gen. In 25 von 40 Jahren der Zweiten Repu­
blik hat die Österreichische Volkspartei die 
Verantwortung für den Staat hauptsächlich 
allein getragen, und es war sicher eine gute 
Zeit, eine Zeit des Aufbaues, und in sechs von 
neun Ländern trägt diese Österreichische 
Volkspartei die Verantwortung oder Haupt­
verantwortung. 

Hohes Haus! Als Volkspartei, die jetzt in 
Opposition ist, fühlen wir uns auch für diesen 
Staat verantwortlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir nehmen 
diese Verantwortung als Opposition heute in 
erster Linie dadurch wahr, daß wir uns der 
Aufgabe der Kontrolle unterziehen, und Kon­
trolle schließt auch Kritik ein. Das ist eine 
Tätigkeit im Dienste des gesamten Gemein­
wesens. Aber die Verantwortung für das Ver­
sagen der Regierung können und wollen wir 
wohl nicht tragen! 

Aber gerade dieser Geist der Verantwort­
lichkeit für den Staat veranlaßt uns zu zwei 
Schritten, die heute mit zur Verhandlung ste­
hen sollen, die in diesem Hohen Haus Erwäh­
nung finden müssen: Erstens der Vorstoß des 
Obmannes dieser Partei beim Bundeskanzler, 
Sacharbeit zu leisten; ein Schritt im Sinne der 
Verantwortung der Volkspartei für den Staat 
und seine Bürger. 

Und zweitens unsere heutige Initiative, die 
mein Freund Fritz König begründen wird, ein 
Schritt der Aufforderung an die Bundesregie­
rung, Entscheidungsgrundlagen für eine zuge­
gebenermaßen wichtige und schwierige Ent­
scheidung ~u liefern. (Abg. Sc h i e der: Das 
steht aber nicht zur Verhandlung! Zwenten­
dorf steht heute nicht zur Verhandlung!) 

Hohes Hausl Das ist Handeln einer Opposi­
tion im Sinne ihrer Verantwortung und im 
Sinne des gesamten Staates! (Beifall bei der 
ÖVP.) 13.29 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Eigruber. Ich erteile es ihm. 

13.29 

Abgeordneter Eigruber (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich möchte doch etwas auf 
die Äußerungen der ÖVP eingehen, obwohl 
wir heute aus einem anderen und wichtigeren 
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Grund da sind. Gerade als Oberösterreicher 
kann ich das mit ruhigem Gewissen behaup­
ten. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Ihr 
Parteiobmann Dr. Mock sprach von Überheb­
lichkeit, und es stellt sich wirklich die Frage, 
wer hier überheblich ist. 

Ich möchte auf Dr. Kohlmaier gar nicht ein­
gehen, denn jeder weiß, daß in Ihrer Partei 
sowieso der ÖAAB das Reden hat und der 
Wirtschaftsbund sich nicht mehr durchsetzen 
kann, aber ich möchte zur Rede Ihres Par­
teiobmannes Dr. Mock etwas aussagen. Ich 
hätte mir erwartet, daß er ein bißehen positi­
ver argumentiert, aber das ist nicht der Fall. 
Er hat wieder einmal - wie hier in der Zei­
tung so schön steht - die Geige vergessen. 
Ich möchte aus dieser Zeitung - es ist die 
"Kleine Zeitung" von gestern - etwas zitie­
ren, was wirklich genau beschreibt, wie es 
momentan in der ÖVP ausschaut. Es steht 
hier: "Stagnieren heißt, die ÖVP kommt als 
Opposition nicht vom Fleck. Sie erhebt sich 
nicht, und das ist insofern eine mittlere Kata­
strophe." 

Meine Damen und Herren! Weil Sie immer 
so schön von den Umfallern reden: Wenn man 
sich nicht erhebt, kann man auch nicht umfal­
len. Umfallen kann nur der, der einmal 
irgendwo steht. Das müssen Sie sich einmal 
merken. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 

Dann steht da: "So ist es an sich begreiflich, 
daß sich in der ÖVP seit langem schon der 
Mißmut ausbreitet, Mißmut um Mock und 
über Mock." 

Oder, daß "die ÖVP nun schon seit Monaten 
sitzengeblieben ist, wie ein schlechter 
Kuchenteig" . So geht es weiter. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Dieses mangels eigener Ideen dazu!) 
Das ist bitte kein freiheitliches oder sozialisti­
sches Blatt. Das möchte ich ausdrücklich 
sagen. 

Meine Damen und Herren! Die heutige 
Debatte bietet wieder einmal Gelegenheit, 
einige Fakten in Erinnerung zu rufen, vor 
allem der Opposition. Statt eines realen Wirt­
schaftswachstums um 0,5 Prozent, das dem 
Budget 1984 zugrunde gelegt wurde, konnte 
diese Bundesregierung eine Wachstumsstei­
gerung von 2,5 Prozent, also um das Fünffa­
ehe, erreichen. Meine Damen und Herren, das 
sind Fakten! 

Statt einer Arbeitslosenrate von 5,5 Pro­
zent, die bei der Budgeterstellung angenom-

men wurde, gelang es dieser Bundesregie­
rung, die Arbeitslosenrate mit 4,5 Prozent um 
ein Prozent niedriger zu halten. 

Meine Damen und Herren! Die Jugendar­
beitslosigkeit ist für uns ebenfalls ein wichti­
ges Anliegen. Ich möchte erinnern, daß der 
Unterausschuß schon seit langem tagt, aber 
das dürfte Herr Dr. Kohlmaier vergessen 
haben. 

Innerhalb der Zweijahresfrist der soziali­
stisch-freiheitlichen Koalitionsregierung 
konnte das Nettodefizit, gemessen am Brutto­
inlandsprodukt, von 5,4 auf 4,4 Prozent 
gesenkt werden. 

Meine Damen und Herren! Es ist das Ver­
dienst dieser Bundesregierung, die Neuver­
schuldung um mehr als 10 Prozent verringert 
zu haben. Durch zusätzliche, nicht vorgese­
hene Tilgungen konnte die Staatsschuld 
allein 1984 um rund 7 Milliarden Schilling 
gesenkt werden. 

Wenn Dr. Kohlmaier über den schlechten 
Ruf im Ausland spricht, so wissen wir alle, 
daß besonders die Opposition zu diesem 
schlechten Ruf beigetragen hat. Ich glaube, 
die. Wirtschaft wird Ihnen das sicher nicht 
danken. 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir 
den Zielen unserer Budgetpolitik, der Konso­
lidierung bei gleichzeitigem Wirtschafts­
wachstum und Sicherung der Beschäftigung, 
ein gutes Stück nähergerückt. (Abg. 
Sc h war zen b erg e r: Das werden wir 
sehen!) Dem Herrn Dr. Mock fällt dazu nur 
die ZEST ein. Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, in Sachen ZEST hat unser neuer 
Finanzminister sicher schon vieles getan und 
wird weiter etwas tun. 

Doch zurück zu den Fakten. Im Jänner 1984 
betrug die Inflationsrate in Österreich nur 
3,4 Prozent. Damit liegt Österreich erstmals 
nach langer Zeit vor der Schweiz, wo die 
Teuerungsrate 3,5 Prozent betrug. Im Ver­
gleich dazu Italien, wo im Jänner die Teue­
rung 8,6 Prozent betrug. 

Die Behauptung der ÖVP, Österreich schlit­
tere in eine gefährliche inflationäre Entwick­
lung, ist vollkommen unrichtig. Dank günsti­
ger Exportchancen und erhöhter Inlandsnach­
frage rechnen Österreichs Wirtschaftsfor­
scher für 1985 mit einem Wirtschaftswachs­
tum von 3 Prozent. Damit ist die erwartete 
Konjunktursteigerung noch erfreulicher als 
bei Österreichs wichtigstem Handelspartner, 
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der von Ihnen so hochgepriesenen Bundesre­
publik Deutschland. 

Diese Fakten beweisen, daß das stereotype 
Argument der ÖVP, die Koalition könne die in 
diesem Land bestehenden Probleme nicht 
lösen, absolut unrichtig ist. 

Die sozialistisch-freiheitliche Koalitionsre­
gierung hat bewiesen, daß sie nicht nur bereit 
ist, die Probleme anzupacken, die genannten 
Zahlen beweisen, daß sie diese Probleme auch 
erfolgreich zu lösen versteht. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! 
Sagen Sie Ihrem Parteiobmann, er hat sich 
geirrt und er soll es auch einmal zugeben. 

Die Wirtschaftspolitik dieser Bundesregie­
rung befindet sich auf Erfolgskurs, deshalb 
begrüßen wir Freiheitlichen auch die Bestel­
lung von Herrn Dr. Heinrich Übleis zum 
neuen Bautenminister . (Abg. DDr. He seI e: 
Ja! Bravo!) 

Herr Dr. Übleis hat als Manager die Post 
von einem stagnierenden zu einem positiv 
bilanzierenden, wachsenden Unternehmen 
geführt. Er hat die Post von einem bürokra­
tisch-kameralistischen Unternehmen in einen 
modernen Dienstleistungsbetrieb umgewan­
delt. Seine Bestellung ist eine echte Bereiche­
rung für die weitere erfolgreiche Arbeit dieser 
Koalitionsregierung. (Abg. Dr. BI e n k: Den 
Sekanina haben Sie seinerzeit auch begrüßt!) 
Wir Freiheitlichen wissen, daß dieser Mann 
seine Aufgaben sicher erfolgreich lösen wird. 
(Beifall bei Fp(J und Sp(J. - Abg. Dr. 
BI e n k: Aber für den Sekanina waren Sie 
auch!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich darf mir erlauben, einige dieser Aufgaben 
kurz zu skizzieren. Das nach der Studie der 
Vereinigung industrieller Bauunternehmen 
Österreichs angenommene Finanzierungser­
fordernis von etwa 160 Milliarden Schilling 
jährlich macht bereits deutlich, daß die öffent­
liche Hand zur Bereitstellung der Finanzie­
rungsmittel weit überfordert wäre, wenn man 
allein auf sie vertrauen würde oder angewie­
sen wäre. Ich bin daher überzeugt, daß es 
einer verstärkten Mobilisierung privater Ini­
tiative und privaten Kapitals bedarf. Dies 
wird etwa im Industrie- und Wirtschaftsbau 
mittels verbesserter Eigenkapitalausstat­
tungsmöglichkeiten leichter möglich sein, 
weil das Investieren damit billiger mrd. 

Meine Damen und Herren! Ich darf daran 
erinnern, daß die sozialistisch-freiheitliche 

Koalitionsregierung genau aus diesem Grund 
die Gewerbekapitalsteuer in drei Etappen 
abgeschafft hat, daß sie genau aus diesem . 
Grund die Reduktion der Vermögensteuer für 
betriebliches Vermögen vorgenommen hat, 
daß aus eben diesem Grund ein Abbau und 
eine Verringerung der Gewerbesteuer 
beschlossen wurde und daß es eine verstärkte 
steuerliche Begünstigung für nichtentnom­
mene Gewinne gibt. 

Zur Mobilisierung privaten Kapitals wird es 
meiner Meinung nach weiters notwendig 
sein, noch in dieser Legislaturperiode zumin­
dest eine Milderung der Doppelbesteuerung 
bei den Kapitalgesellschaften zu erreichen. 
Die Entdiskriminierung der Aktie würde zu 
einer Belebung des gesamten österreichi­
schen Renten- und Aktienmarktes führen und 
würde der österreichischen Wirtschaft ver­
mehrt Eigen-, sprich: Risikokapital zum Inve­
stieren zur Verfügung stellen. 

Meine Damen und Herren! Eine verstärkte 
Mobilisierung von Privatkapital und 
Privatinitiativen wird auch durch Sonderak­
tionen, wie zum Beispiel das Sonderwohnbau­
programm, Sonderkreditaktionen oder 
gezielte Anleihen mit Sonderkonditionen, ver­
stärkt unterstützt und weitergeführt werden 
müssen. 

Das Wohnbauförderungsgesetz 1984 hat 
erstmals die Möglichkeit für eine erste struk­
turelle Anpassung im Bereich der Wohnbau­
förderung geschaffen. Auch in diesem 
Bereich wird man sich überlegen müssen, wie 
man mehr privates Kapital mobilisieren kann 
und wie man vor allem die immer weiter aus­
einanderklaffende Schere zwischen den bau­
wirksamen Ausgaben und den bauwirksamen 
Zuschüssen schließen kann. 

Was das Problem der Sonderfinanzierungs­
formen betrifft, so ist zunächst festzustellen, 
daß etwa im Bereich des Straßenbaues mit 
der ASFINAG durchaus Impulse gesetzt wer­
den konnten. Dennoch wird es sich erst zei­
gen, ob mit diesen Sonderfinanzierungsfor­
men tatsächlich langfristige Finanzierungs­
engpässe übe~den werden können oder 
ob ab dem Zeitpunkt, mit dem die Tilgung für 
die auf dem Kapitalmarkt aufgenommenen 
Darlehen beginnt, das Dilemma erst einset­
zen wird. 

Diese Fragen werden sorgfältig geprüft 
werden müssen, wenn man glaubt, daß der 
Weg der Sonderfinanzierungsformen weiter­
hin beschritten werden soll. Dennoch sind 
zusätzliche Sonderfinanzierungsformen 
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zumindest eine weiterhin zu erwägende Mög­
lichkeit, um mehr Kapital zur Belebung der 
österreichischen Bauwirtschaft flüssigzuma­
chen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Obwohl es interessant wäre, die 
Lage der Bauwirtschaft eingehender zu 
besprechen, möchte ich hier doch innehalten, 
weil sich in anderem Zusammenhang sicher 
noch die Gelegenheit ergeben wird, ausführli­
cher auf diese Dinge einzugehen. 

Zumindest ebenso interessant ist jedoch 
eine etwas genauere Betrachtung einiger Aus­
sagen des ÖVP-Wirtschaftssprechers Robert 
Graf - der momentan leider nicht anwesend 
ist -, mit denen er kürzlich an die Öffentlich­
keit getreten ist. Ich kann ihm leider den Vor­
wurf nicht ersparen, daß er nicht in der Lage 
war, auch nur einen einzigen konkreten Alter­
nativvorschlag zu präsentieren. Er 
beschränke sich einzig und allein aufs Lizitie­
ren, und ich glaube, daß er uns in allen Fällen 
die Alternative schuldig geblieben ist. 

Ich möchte einige Einzelheiten bringen: 
Der Herr Abgeordnete Graf sagte - nicht ein­
mal er konnte es leugnen -, daß die Arbeits­
losenrate gesenkt wurde. -

Jetzt fordert er eine Senkung auf unter 
4 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Seien Sie versi­
chert, daß die Bundesregierung alles in ihrer 
Macht Stehende tun wird, um die Arbeitslo­
senrate weiter zu senken. 

Tatsächlich wurde jedoch noch vor einem 
Jahr von den Wirtschaftsforschern eine 
Arbeitslosenrate von weit über 5 Prozent pro­
gnostiziert. Durch die Wirtschaftspolitik die­
ser Bundesregierung blieb sie bei 4,6 Prozent. 
Im Vergleich: Der Durchschnitt für Westeu­
ropa liegt bei 11,5 Prozent, und in der Bundes­
republik Deutschland erreichte die Arbeitsl0-
senrate im Jänner 1985 mit 10,6 Prozent den 
höchsten Wert in ihrer Geschichte, das bedeu­
tet 2,6 Millionen Arbeitslose allein in West­
deutschland. 

Herr Abgeordneter Graf hat auch behaup­
tet, daß die Regierung zwar Steuerreformen 
angekündigt hat, jedoch keine Regierungsvor­
lagen auf dem Tisch liegen. Tatsächlich 
betreibt die Bundesregierung eine kontinuier­
liche Steuerreform und hat seit ihrem Amts­
antritt zwei genau abgestimmte Reform­
schritte gesetzt. 

Im ersten Schritt wurde die Gewerbekapi­
talsteuer abgeschafft, die Gewerbeertrag­
steuer reduziert, die Vermögensteuer für 
Betriebsvermögen gesenkt, die Begünstigung 
für im Betrieb belassene Gewinne erhöht und 
die Kreditsteuer bei Umschuldung abge­
schafft. 

Der zweite Schritt, das seit 1. 1. 1985 gültige 
Abgabenänderungsgesetz, brachte unter 
anderem auch die Verlängerung des Verlust­
vortrages von fünf auf sieben Jahre, die Erhö­
hung der vorzeitigen Abschreibung von 60 auf 
80 Prozent beziehungsweise die Einführung 
einer 12prozentigen Sonderinvestitionsprä­
mie, die 50prozentige Erhöhung des Freibe­
trages und der Freigrenze bei der Lohnsum­
mensteuer sowie entscheidende Maßnahmen 
zur Entbürokratisierung. 

Eines darf ich Ihnen jedoch mit aller Deut­
lichkeit sagen: Eine Politik der Pauken­
schläge lehnen wir ab, da sie nur den Wirt­
schaftsaufschwung gerade in der jetzigen kri­
tischen Zeit gefährden würde. 

Herr Abgeordneter Graf hat auch gefordert 
- er ist ja Ihr ÖVP-Wirtschaftssprecher -
steuerpolitische Maßnahmen, die Einnahmen­
ausfälle für den Bund in Milliardenhöhe 
bedeuten würden. 

Sie sprechen gleichzeitig von der Notwen­
digkeit eines Budgetsanierungskonzeptes und 
prophezeien für 1987 gleich ein Defizit von 
185 Milliarden Schilling. 

Ich darf nur erinnern: Es wurde auch von 
der ÖVP prophezeit - und es war ja auch der 
Herr Abgeordnete Graf, der sich da sehr stark 
gemacht hat -, daß das Bruttodefizit für 1984 
auf über 100 Milliarden Schilling explodieren 
wird. Das Wort "explodieren" hat er wörtlich 
gebraucht. Tatsächlich betrug das Bruttodefi­
zit 90 Milliarden Schilling und lag damit sogar 
nominell unter jenem von 1983 mit 91 Milliar­
den Schilling. Real wurde ja das Bruttodefizit 
um die Höhe der Inflationsrate gesenkt. 

Er behauptete auch, daß in die Betriebe des 
CA-Konzerns Milliarden fließen würden, ohne 
daß es Sanierungskonzepte gibt. Tatsächlich 
gibt es sowohl für Andritz als auch für Steyr 
von international anerkannten Fachleuten 
erarbeitete Sanierungskonzepte. Ich würde 
empfehlen: Fragen Sie Ihre Vorstandsdirekto­
ren, fragen Sie Ihre Aufsichtsräte, die sitzen 
ja mitten drinnen. 

Oder: Er forderte ein Konzept für den 
Kraftwerksausbau östlich von Wien. Tatsache 
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ist, daß dieses Konzept bereits in Zusammen­
arbeit mit der E-Wirtschaft erarbeitet wird. 

Oder: Er forderte ein Strukturkonzept, das 
ökologische Gesichtspunkte in die Wirt­
schaftspolitik integriert. Tatsächlich betreibt 
die Bundesregierung seit ihrem Amtsantritt 
eine derartige Politik. Die Umweltfonds, die 
2. Durchführungsverordnung zum Dampfkes­
selemissionsgesetz, das Autopaket der Regie­
rungsklausur - und man könnte noch vieles, 
vieles anführen - belegen dies aber ganz ein­
deutig. 

Der Herr Abgeordnete Schieder hat ja 
heute schon den Wunsch der ÖVP zur großen 
Koalition dargelegt. Ich möchte noch eine 
Zusage Ihres Wirtschaftssprechers erwähnen. 
Er ist sogar so weit gegangen als Wirtschafts­
sprecher der ÖVP, daß er die 38-Stunden­
Woche angeboten hat, nur damit die ÖVP in 
die große Koalition kommt. - Ich glaube, der 
österreichischen Wirtschaft würde das viel zu 
teuer kommen. (Abg. Dr. B 1 e n k: Teurer als 
diese Regierung kann gar nichts kommen! -
Abg. Sch warzen berger: Das müssen 
Sie dem Dallinger sagen!) 

Meine Damen und Herren! Möglicherweise 
gilt für den Abgeordneten Graf auch das, was 
mein Kollege Fritz Probst für den Abgeordne­
ten Taus festgestellt hat: Er kann vielleicht 
eine Menge von der Wirtschaft verstehen, nur 
sagt er es nicht, er verschweigt es sehr scham­
haft. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Die ÖVP kann jedoch offensicht­
lich noch mehr, als keine konkreten Alternati­
ven anbieten. Lassen sie mich ein Beispiel 
aus einer Vielzahl von Vorfällen herausgrei­
fen, um Ihnen das zu illustrieren: das Konzept 
des Abgeordneten Heinzinger - er ist auch 
nicht da, aber Sie können es ihm ja mitteilen 
- mit dem beziehungsvollen Titel "Energie 
2030". Wo er das herhat, weiß ich nicht, aber 
er ist vielleicht seiner Zeit schon sehr weit 
voraus. (Staatssekretär Dkfm. Bau er: Der 
Regierungseintritt der OVP ist das!) Wahr­
scheinlich. Das wird es sein. Das dürfte dieses 
Datum sein. 

Der Kollege Heinzinger verlangt unter 
anderem in dem Energiekonzept 2030 ein Ge­
sundschrumpfen der GrundstoHindustrie und 
keinen Bau weiterer Kraftwerke, bitte. Am 
7. November forderte Heinzinger - und ich 
zitiere wörtlich - "kein Zwentendorf, kein 
Hainburg, kein Dorfertal und keine neue 
Elektrolyse für das Aluminiumwerk Ransho­
fen". (Abg. Dr. B 1 e n k: Viel schlimmer ist, 

daß die Regierung vor allem keine Meinung 
zusammenbringt!) 

Am 15. November stellte dann Ihr Parteiob­
mann Mock fest - ich zitiere wieder wörtlich 
-: ,,Also bitte, vom Schrumpfen und Zusper­
ren halte ich grundsätzlich überhaupt nichts." 

Und schließlich erläuterte am 16. November 
der ÖVP-Wirtschaftssprecher Graf in seiner 
bekannt prägnanten Ausdrucksweise das Pro­
blem folgendermaßen - wieder wörtlich -: 
"Man kann nicht alles zusperren, damit end­
lich alles grün wird. Gerade Ranshofen muß 
florieren." (Abg. Dr. B 1 e n k: Erklären Sie 
uns jetzt bitte die Stellungnahme der Regie­
rung dazu! Das wäre interessant!) 

Bitte, was sollen wir tun? Sollen wir es zu­
sperren, lassen wir es offen, lassen wir es flo­
rieren, oder was tun wir? 

Als Oberösterreicher muß ich Ihnen ~agen: 
Wir werden Ranshofen sanieren! (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Es wäre interessant, was die Regie­
rung sagt! Die hat nämlich gar keine Meinung 
dazu!) 

N ach einer Reihe . ähnlicher Beispiele 
schreibt dann der "Kurier" am 20. Jänner 
1985: "Die ÖVP verlangt eine andere Politik." 
Und sie macht sie auch: Jeder von Ihnen, 
meine Damen und Herren, macht eine andere 
Politik. (Abg. Dr. BI e n k: Aber die Regie­
rung macht keine, und das ist das Problem!) 

Dem wäre an und für sich nichts mehr hin­
zuzufügen. Aber eines sind Sie sicher nicht 
auf diese Art, wenn jeder eine andere Politik 
macht: Sie sind sicher nicht regierungsfähig! 
(Beifall bei FPÖ und sm.) 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir· noch eine Bemerkung. Die Bundesregie­
rung hat eben erst wieder ihre Wirtschafts­
kompetenz verstärkt, die ÖVP betreibt weiter­
hin ihre "andere Politik". 

Und zum Schluß noch: Gestatten Sie mir als 
oberösterreichischen Abgeordneten, daß ich 
mich freue, mit einem Oberösterreicher im 
Bautenministerium in Zukunft zusammenar­
beiten zu dürfen. (Beifall bei FPÖ und 
sm.) .13.48 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dkfm. Dr. Keimel. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich zu den Ausführungen des Zentralsekre­
tärs Schieder nur einen einzigen Satz sagen. 
Mehr ist der Inhalt ohnehin nicht wert gewe­
sen. 

Es ist also nach seiner Meinung eine "nor­
male", wie er es nannte, die 81. Sitzung. Er 
meint, mit einer normalen Tagesordnung. 

Herr Zentralsekretär Schieder! Wenn Sie 
mir jetzt noch einreden wollen, daß das ein 
normaler Rücktritt des Bautenministers war, 
dann warten wir allerdings nur mehr auf den 
nächsten Normalfall. 

Mein Vorredner, der Hauptredner der FPÖ, 
Eigruber, hat sich frisch dazu verstiegen, die­
ses Ereignis - ich zitiere - "ein erfreuliches 
Ereignis" zu nennen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
sehen, wo dieses "erfreuliche Ereignis" mögli­
cherweise noch landet. 

Und, Herr Zentralsekretär Schieder: Staats­
tragend. Diesen Staat, meine Damen und Her­
ren der Regierungsfraktionen, tragen sechs 
ÖVP-Landesleute, das sind zwei Drittel, tra­
gen 90 Prozent ÖVP-Bürgermeister in diesem 
Land, die Mehrheit im Bundesrat, die Sozial­
partner der ÖVP genauso mit wie alle Demo­
kraten in diesem Staat. Das zu Ihnen, Herr 
Zentral sekretär Schieder! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Und wenn Parteiobmann Dr. Mock meinte, 
zum zweiten Mal in kurzer Zeit treten wir 
wegen eines solchen Ereignisses zusammen, 
dann meinte er - um mit Schieder zu reden 
- die normale 56. Sitzung. Vor 25 Sitzungen 
erst sind wir zusammengetreten anläßlich der 
Entlassung von fünf Ministern aus dieser 
Regierung. 

Am 17. September 1984 - ich darf daran 
erinnern, es sind nicht einmal sechs Monate 
her - erklärte Bundeskanzler Sinowatz hier 
im Hohen Haus - heute hat es ihm offen­
sichtlich die Sprache verschlagen, damals hat 
er noch eine Erklärung abgegeben -: "Nach 
mehr als einem Jahr kann ich heute feststel­
len, daß diese neue politische Konstellation 
funktioniert und daß die Arbeit der Koali­
tionsregierung ohne Behinderung bewältigt 
werden konnte". 

In diesen knapp sechs Monaten "passierte" 
der 8. Dezember 1984 und damit die erste 

Staatsanklage. Sie wurde eingereicht gegen 
einen der erfolgreichsten Landeshauptleute 
dieser Republik, gegen Dr. Haslauer. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Wenn auch laienhaft einge­
bracht!) Es "passierte" der 19. Dezember 1984 
in Hainburg. Die Sache endete nicht mit 
einem Friedensvertrag, sondern nur mit 
einem Waffenstillstand. Sie schieben das Pro­
blem ja noch vor sich her. Es "passierte" die 
Affäre Frischenschlager , ich möchte fast 
sagen, die Affäre um die FPÖ, wenn ich nur 
an das Interview meines Vorredners, des 
Herrn Eigruber, denke. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Der braune Bodensatz!) Es "pas­
sierte" - und darüber reden wir heute auch, 
wir reden über das, laut Eigruber, "freudige 
Ereignis" - die Affäre um Bautenminister 
Sekanina. Denn was ist es anderes als eine 
Affäre, meine Damen und Herren? Da ist das 
gesamte Koalitionstrauerspiel um Zwenten­
dorf, wo mir, Ihnen eigentlich auch, jedem 
Abgeordneten hier im Haus, der Energiemini­
ster dieser Republik - heute ist er nicht da -
nach Abwägung aller wirtschaftlichen und 
technischen Unterlagen, wie er meinte, noch 
gestern via Fernsehen erklärte, er sei gegen 
die Inbetriebnahme. Er erklärte mir gestern 
noch via TV: Wir brauchen es nicht! (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Das ist eine Regierung! Bank­
rottregierung!) 

Ich verstehe nichts davon, ich verlasse mich 
auf die Unterlagen des Energieministers. Er 
hat wahrscheinlich viel mehr. Und er erklärt, 
wir bräuchten es nicht, nach Abwägung aller 
wirtschaftlichen und technischen Unterlagen 
sei er dagegen. Ich frage Sie, jeden einzelnen 
Abgeordneten hier herinnen: Mit welchem 
Recht stimmen Sie eigentlich dem zu? Entwe­
der entläßt der Herr Bundeskanzler einen 
unfähigen Energieminister, oder aber Sie 
stimmen gegen die Meinung, gegen die Unter­
lagen des Energieministers dieser Regierung? 
So sieht es nämlich aus. (Beifall bei der ÖVP. 
- Abg. Dr. B 1 e n k: Eine Karikatur von einer 
Regierung!) 

Am 17. September 1984 erklärte der Bun­
deskanzler hier von der Regierungsbank aus: 
"Die Prognosen für das heurige Jahr und 
auch die für das Jahr 1985, die uns jetzt errei­
chen, sind ganz ausgezeichnet." Und was pas­
sierte seitdem? Wir haben fast 200 000 Winter­
arbeitslose, die höchste Rate seit 27 Jahren, 
davon über 65 000 Bauarbeitslose, die höchste 
Rate seit 1958, zufolge einer hohen und damit, 
so befürchten wir, auch bleibenden Sockelar­
beitslosigkeit. Ich weiß nicht, nach welchen 
Vorgaben der Bundeskanzler hier aufsteht 
und erklärt: Die Prognosen, die uns jetzt 
erreichen, sind ganz ausgezeichnet. Inzwi-
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schen bekamen wir vom Bundesministerium 
für soziale Verwaltung die Arbeitsmarktvor­
schau, in der es heißt: "Die Bauwirtschaft 
befindet sich nach wie vor in einer kritischen 
Lage. Hohe Kreditkosten und Budgetkonsoli­
dierungen, das heißt nicht nur im Bund, son­
dern auch in vielen untergeordneten Gebiets­
körperschaften, sparsame Auftragsvergabe, 
geringe Neigung zu bauintensiveren Erweite­
rungsinvestitionen, die grundsätzliche Proble­
matisierung traditioneller Energie-, Verkehrs­
und Wohnbaupolitik ergeben eine tiefgrei­
fende Strukturkrise, die vom Konjunkturauf­
schwung kaum gemildert wird. Die Bautätig­
keit wird 1985 nicht einmal das Niveau von 
1981 erreichen." 

Herr Minister! Das sind Ihre Eintrittsbedin­
gungen, vor denen Sie stehen. Glauben Sie in 
dem Fall lieber der Arbeitsmarktvorschau des 
Sozialministers als den gefärbten Prognosen 
des Bundeskanzlers! 

Daher war auf Antrag der ÖVP - ich selbst 
hatte ihn am 5. Jänner eingebracht - am 
14. Februar ein Baugipfel angesetzt; ein Bau­
gipfel, wo die ÖVP ernst und sehr abgewogen 
ihr Konzept vorgelegt hat. Aber heute stehen 
wir da - im März! - ohne jede Maßnahme 
der Regierung, ohne jeden Erfolg bisher. 

Meine Damen und Herren! So sieht die 
Ankündigungspolitik der Bundesregierung 
aus gegenüber den Tatsachen, wonach die 
Regierung offensichtlich keine Entschei­
dungskapazität und Entscheidungskompetenz 
mehr hat. Oder auf den Bausektor umgelegt: 
Die Propagandamaschine läuft, die Bauma­
schinen stehen. 

Unter dieser Regierungskonstellation folgt 
nun Dr. Heinrich Übleis dem gefallenen Bau­
tenminister Sekanina, dessen Bilanz traurig 
endet. Das ist aber gleichzeitig, Herr Bauten­
minister , Ihre Eröffnungsbilanz. Sie sind 
sicherlich nicht zu beneiden. 

Im persönlichen Bereich war es mir schon 
leid, Kreisky, Bundeskanzler Sinowatz und 
Sekanina immer wieder zu erklären, daß 
seine Multifunktionen unvereinbar seien und 
Machtverfilzungen geradezu herausfordern, 
daß sie undurchschaubar und damit unkon­
trollierbar seien. Sie, meine Damen und Her­
ren vor allem von der roten Reichshälfte, 
haben alles weggewischt, und daher trägt der 
Herr Bundeskanzler die volle Verantwortung 
dafür. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben unter ande­
rem über den neuen Bautenminister Übleis 

gemeint, er sei ein integrer Mann. Wer ist das 
bitte nicht? Ist es nach 15 Jahren sozialisti­
scher Regierung schon so weit, daß man diese 
Selbstverständlichkeit extra erwähnen muß? 
Das scheint aber kein Zufall zu sein, denn 
auch Bautenminister Übleis erklärte in einem 
Radiointerview am Samstag, er werde bewei­
sen, "daß ein sozialistischer Minister das Bau­
tenressort ordentlich, korrekt, sauber und 
effizient führen kann" . 

Herr Minister! Nach 15 Jahren sozialisti­
schem Bautenressort muß das jetzt erst von 
Ihnen bewiesen werden? War es bisher unor­
dentlich, unkorrekt, unsauber und ineffizient 
geführt worden? Meine Damen und Herren! 
Das läßt tief blicken! So schaut es leider Got­
tes eben aus! Und da stellt sich der Hauptred­
ner der FPÖ her und sagt: Wir reden heute 
über ein erfreuliches Ereignis. (Ironische Hei­
terkeit bei der ÖVP.) 

Sekanina, Ihr Vorgänger, Herr Bautenmini­
ster, hat einige Tage vor seiner Bestellung 
zum Bautenminister in einem Interview wört­
lich erklärt: "Wenn ich um 10 Uhr angelobt 
werde, bin ich um 11 Uhr schon beim Finanz­
minister , und dann will ich viel, viel und gesi­
chert." Ich muß im Hohen Haus bei diesen 
vielen "freudigen" Ereignissen noch erklären: 
Das war damals unter Androsch. Inzwischen 
haben wir noch Salcher gehabt, und jetzt 
haben wir Vranitzky. Ein ,,freudiges" Ereig­
nis jagte das andere. 

Das war im Oktober 1979. Am 14. Februar 
1985 - ich habe es erwähnt - soll ein von der 
ÖVP geforderter Baugipfel Sofortmaßnahmen 
finden zufolge über 65 000 Bauarbeitslose. Die 
Bauwirtschaft führt seit Jahren die Insolvenz­
liste an. Das ist kein friktionsfreier Struktur­
wandel. Aber am 9. Februar 1985 - fünf Tage 
vor dem Baugipfel - erklärte Finanzminister 
Vranitzky in der ,,Arbeiter-Zeitung" wörtlich: 
"Für öffentliche" Bauinvestitionen über das 
Budget ist nichts drinnenr' Und am 
22. Februar 1985 wird Sekanina als Bautenmi­
nister zurückgetreten. 

Meine Damen und Herren! Zwischen 1979 
- ich erinnere: wenn ich um 10 Uhr angelobt 
werde, bin ich um 11 Uhr dort - und dem 
22. Feber 1985 liegt die höchste Bauarbeiterar­
beitslosigkeit seit 27 Jahren. Dazwischen liegt 
die ganze verfehlte Baupolitik, und zwar nicht 
nur von Sekanina, sondern der gesamten 
Bundesregierung. 

Ein paar Beispiele dazu: Der Anteil des 
Bautenbudgets ging seit Antritt Sekaninas 
zurück, nominell, real besonders stark. 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 88

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 7247 

Dr.Keimel 

Ebenso sank der Anteil der Bauwirtschaft am 
Bruttoinlandsprodukt und der Anteil der 
Beschäftigten innerhalb von zehn Jahren um 
fast 25 Prozent, um ein Viertel, obwohl dem 
gegenübersteht, daß laufend bestehende Steu­
ern erhöht und neue eingeführt wurden. 

Ich erinnere an einige wenige: Bundeskraft­
fahrzeugsteuer, die sogenannte LKW-Steuer 
heuer mit 2,3 Milliarden Schilling im Budget, 
die Erdölsonderabgabe: 1,3 Milliarden Schil­
ling, die 30 S Wohnungsbeihilfe wurden von 
allen Arbeitnehmern und Pensionisten in 
Höhe von 1,4 Milliarden Schilling kassiert, ein 
dreimaliger Abbau der Bausparförderung. 
Von all den Milliarden nicht 1,50 S für das 
Bautenressort! Und dann erklärt Vranitzky 
am 9. Februar 1985: Für öffentliche Bauinve­
stitionen über das Budget ist nichts drin. Und 
das angesichts von 65 000 Arbeitslosen! 

Meine Damen und Herren! Mit einer Politik 
des "Hinter-mir-die-Sintflut" versuchte nun 
Sekanina den Verfall des Bautenressorts 
durch die Flucht aus dem Budget über Son­
dergesellschaften, über Bauträgerschaften, 
ASFINAG und so weiter, das heißt über eine 
krasse Verschuldungspolitik, auszugleichen. 
Diese Verschuldung bedeutet den Zusammen­
bruch der Straßenfinanzierung ab etwa 
1986/1987. Herr Bautenminister! Das sind 
Ihre Probleme - ich beneide Sie nicht darum 
-, die Ihnen bevorstehen. 

Auch Vranitzky, der Finanzminister, hat 
das erkannt, als er gestern wörtlich erklärte: 
"Der Straßenbau muß ebenfalls neu über­
dacht werden." - Jawohl, wir fordern das seit 
Jahren. Auch Vranitzky wußte das lange 
genug. Eine enorme Verteuerung und Bela­
stung künftiger Jahre durch die über die Bau­
träger errichteten Hochbauten - rund 3 Mil­
liarden Schilling nur Bauträger und Zinsen­
kosten -, und schon drohte Sekanina, Ihr 
Vorgänger, mit einem ähnlichen Konzept, 
nämlich mit dem Bundesbautenfonds, mit 
einer ähnlichen Verschuldungspolitik wie bei 
der ASFINAG, wie bei den Straßengesell­
schaften. Ich erwarte von Ihnen, Herr Bauten­
minister, daß Sie sich das sehr genau ansehen 
und hier ganz neue Wege gehen. 

Es heißt etwa im Rechnungshofbericht zum 
Wasserwirtschaftsfonds , einem großen 
Bereich dieses Ressorts, wörtlich: "Weitere 
zum Zeitpunkt der Gebarungsüberprüfung 
bereits in Erörterung stehende Belastungen 
des Wasserwirtschaftsfonds könnten nach 
Überzeugung des Rechnungshofes ohne 
zusätzliche Einnahmen sogar kurzfristig zur 
Zahlungsunfähigkeit und damit zum finan-

ziellen und wirtschaftlichen Zusammenbruch 
des Wasserwirtschaftsfonds führen... Auf 
diese besorgniserregende Entwicklung hat 
der Rechnungshof ... den Bundesminister für 
Bauten und Technik hingewiesen." So im 
Rechnungshofbericht. 

Und was macht Sekanina heuer - die Pro­
pagandawelle läuft -: Er erklärt der Bevölke­
rung, er wird 59 Milliarden Schilling Flußrei­
nigungsprogramm bringen. Meine Damen 
und Herren! Woraus denn, wenn dieser Was­
serwirtschaftsfonds eher vor dem Zusammen­
bruch denn vor einer neuen Aktion stehen 
könnte? 

Und etwas noch: In der Verschuldungs-, in 
der Staatsschuldenpolitik sieht man, daß die 
nächsten Generationen noch werden zahlen 
müssen. 

In einem Bereich weniger - das betrifft 
Sie, Herr Bautenminister -: Der Rechnungs­
hof kritisiert seit Jahren, daß für die Instand­
haltung der öffentlichen Bausubstanz - wir 
haben eine große historische Bausubstanz zu 
erhalten -, von Schönbrunn angefangen über 
die. Schulen bis zu den Universitäten, viel 
zuwenig, nämlich nur ein Viertel des Benötig­
ten, eingesetzt wird. 60 S pro Kubikmeter, so 
höre ich, würden gebraucht, 15 S sind einge­
setzt. Da sieht man gar nicht, daß wir auch die 
Bausubstanz für die nächste Generation ver­
fallen lassen. 

Bei alledem noch ein Wort, wie Sie erklär­
ten, zur Effizienz Ihres Ressorts. Der Verwal­
tungsapparat in Ihrem Ressort ist trotz der 
Ausgliederungen - ASFINAG, Fonds und so 
weiter - allein von 1983 bis 1985 um 125 
Beamte angestiegen, um über drei Prozent. 
Und trotzdem ein schlechtes Verhältnis Seka­
ninas, Ihres Vorgängers, zur Beamtenschaft 
und ein besonders schlechtes Klima zur 
Staatssekretärin Eypeltauer. Ich würde Ihnen 
nur gönnen, Frau Staatssekretär, daß Sie 
jetzt und in Zukunft eine bessere Zusammen­
arbeit mit dem neuen Bautenminister verbin­
den kann. 

Meine Damen und Herren! Bis zu seinem 
Ausscheiden hat Sekanina für alle Bereiche 
einen Finanzplan laufend versprochen und ist 
ihn ebenso schuldig geblieben wie die ange­
kündigten Baupläne. Pittermann meinte ein­
mal, das Ende der Ära Kreisky werde 
fürchterlich sein - wir erleben es ja wöchent­
lich! Das Erbe des Karl Sekanina nicht min­
der, meine Damen und Herren. 

1984, voriges Jahr, hat daher in einer grund-
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sätzlichen Studie das Wirtschaftsforschungs­
institut den bisherigen Weg - Sie nennen ihn 
immer so gerne den österreichischen - ich 
zitiere wörtlich - als "unbefriedigende Ziel­
erfüllung der Wirtschaftspolitik in den achtzi­
ger Jahren" bezeichnet, von einer - wörtlich 
- "gewissen Kurzatmigkeit der wirtschafts­
politischen Aktionen" gesprochen und· letzt­
lich kritisch vermerkt, daß - wörtlich -
"viele dieser Aktionen. .. eine ausreichende 
Orientierung an künftige Gegebenheiten 
schmerzlich vermissen lassen." - Das, meine 
Damen und Herren, ist die Stellungnahme 
des Wirtschaftsforschungsinstitutes, und die . 
Zusammenfassung des WIFO kann nur 
unsere Zustimmung finden - wörtlich: "Die 
Überwindung des Unbehagens mit dem Staat 
ist eine Voraussetzung für eine in Zukunft 
wieder effizientere Wirtschaftspolitik." 

Meine Damen und Herren! Vor diesem Hin­
tergrund können wir die österreichische Ent­
wicklung der Wirtschaft sehen, in die die Bau­
wirtschaft eingebettet ist. Die Bauwirtschaft, 
Herr Bautenminister , hält nach wie vor eine 
Schlüsselposition in der Beschäftigungspoli­
tik aus mehreren Gründen. Zum einen: Der 
Multiplikatoreffekt ist besonders groß: 1,6. 
Der Beschäftigungseffekt ist besonders groß: 
für 1 Milliarde Schilling bis zu 2 500 Arbeits­
plätze. Der Bedarf an Bauleistungen bis zum 
Jahr 2000 ist sehr groß. Viele Bereiche -
Stahl, Chemie - wären froh, wenn der Bedarf 
so groß wäre. Und vor allem: Über 80 Prozent 
des österreichischen Bauvolumens werden 
von der öffentlichen Hand direkt über Auf­
träge oder indirekt über Steuerpolitik, Förde­
rung, Mietrecht und so weiter beeinflußt 
beziehungsweise bestimmt. 

Der Baupolitik als umfassender Beschäfti­
gungspolitik kommt daher als Regierungsauf­
gabe eine Schlüsselposition zu. 

Herr Bautenminister Übleis, Sie haben das 
offensichtlich auch erkannt. Sie haben näm­
lich erklärt, Sie würden - jetzt wörtlich -
"mit den zwei Wirtschaftsministern der 
Regierung Lacina und Vranitzky eng zusam­
menarbeiten." Habe ich das so richtig ver­
standen? Ich habe Sie im Radio gehört. Darf 
ich Sie fragen, Herr Minister, was für Sie 
eigentlich der Minister für Handel, Industrie, 
Gewerbe und auch für Energie, nämlich 
Dr. Steger, ist? Ist der nichts mehr für Sie, die 
Wirtschaft betreffend? Offensichtlich schlie­
ßen Sie sich da der Meinung der ÖVP voll an. 

Meine Damen und Herren, ich habe vom 
Baubedarf gesprochen. Es gibt zufolge des 
hohen Bedarfes in allen Baubereichen keine 

Baukrise, sondern, wenn ich es unter Anfüh­
rungszeichen sagen darf, "nur" eine Finanzie­
rungskrise. Damit ist es ein höchst politisches 
Problem der Prioritätensetzung der öffentli­
chen Ausgaben, der öffentlichen Aufgaben, 
damit ist es eine politische Entscheidungs­
krise. 

Wir haben die neuesten Studien - sie wur­
den bereits erwähnt -, wonach sich zusam­
mengefaßt für die nächsten zehn Jahre ein 
Baubedarf von 1 750 Milliarden - über eine 
Billion! - oder, auf ein Jahr umgelegt, von 
175 Milliarden Schilling in allen Bereichen 
ergibt: Wohnbau über 385 000 Wohneinheiten, 
sonstiger Hochbau, Straßenbau, Kraftwerks­
bau, Instandhaltung,. Altbausanierung und so 
weiter. Es wäre mehr Bedarf vorhanden, als 
derzeit im Jahr mit etwa 150 Milliarden Schil­
ling Produktionswert überhaupt erzeugt wird. 

Aber was sagen die Regierungsprognosen 
oder die Prognosen von Wirtschaftsforschern '/ 
Sie stehen im Widerspruch zu diesem Bedarf, 
zu einem Bedarf, der durch die Baupolitik der 
Regierung in Baunachfrage umgewandelt 
werden müßte. 

Schon bei der Bauenquete 1983 hat einer 
der Wissenschafter gemeint, bei Fortsetzung, 
bei Fortschreibung der derzeitigen Baupolitik 
würde die Schrumpfung der Bauwirtschaft 
anhalten, der Wohn- und Tiefbau würde 
zurückgehen, nur bei Adaptierungen könnte 
es zu einem gewissen Wachstum kommen. 
Die Gesamtzahl der im gesamten Baubereich 
Beschäftigten würde von derzeit ohnehin nur 
mehr 230 000 um weitere 40 000 auf 190 000 
ab sinken, obwohl der Bedarf wesentlich 
höher wäre. Ich erinnere: bei Fortschreibung 
der derzeitigen Baupolitik. 

In der Bauvorschau 1984 des Bautenmini­
steriums selbst heißt es zusammengefaßt:."Im 
Durchschnitt der Jahre 1984 bis 1991 dürfte 
das gesamte Bauinvestitionsvolumen jährlich 
um etwa 0,3 Prozent schrumpfen; der Deflator 
der Bauinvestitionen wird mit durchschnitt­
lich 4,8 Prozent prognostiziert." Das wäre also 
der nominelle Wert. Das würde bedeuten, daß 
weiterhin in der Bauwirtschaft und Baube­
schäftigung jährlich 2,5 Prozent der Bauar­
beitsplätze vernichtet würden. 

Herr Bautenminister! Es ist Ihre Aufgabe, 
diese Politik nicht nur des Bautenministers 
Sekanina, sondern diese Baupolitik der 
Gesamtregierung zu ändern. Hier liegt näm­
lich das Versagen der sozialistischen Koali­
tionsregierung als politischer Entscheidungs­
krise, wie ich es erklärte. 
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Schon das für 1984 prognostizierte Bauvolu­
men in Österreich lag um gut 10 Prozent 
unter dem Niveau der Jahre 1975 bis 1977. In 
der Bundesrepublik lag es um 11 Prozent und 
in der Schweiz um 25 Prozent höher. Dort 
wurde durch die Baupolitik heimisch-auto­
nom Beschäftigungspolitik forciert. Bei uns 
ist es genau umgekehrt, meine Damen und 
Herren. Diese falsche Baupolitik der Bundes­
regierung setzt sich 1985 fort, umfassend 
Investitions- wie Steuerpolitik, Mietrecht -
alles das gehört mit hinein -, eigentums­
feindliche Wohnbauförderung, totes Stadter­
neuerungsrecht. Wir haben oft genug darüber 
gesprochen. 

Es bedürfte - ich zitiere Dr. Kramer vom 
WIFO wörtlich - "mehr Baubewußtsein" . 
Diese Baupolitik der sozialistischen Bundes­
regierung bedeutet die offensichtlich bewußte 
Vernichtung weiterer rund 5 000 bis 8 000 
Bauarbeitsplätze. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Sie, Herr Bautenminister , haben die Auf­
gabe und die Pflicht, diese Politik zu ändern. 
Die ÖVP jedenfalls lehnt diese Entwicklung 
aus mehreren gewichtigen Gründen ganz ent­
schieden ab. Zum ersten und vordringlichsten 
aus beschäftigungspolitischen Gründen. Wir 
nehmen es nicht hin, daß während der näch­
sten Jahre laufend, Jahr für Jahr, 5 000 bis 
8 000 Bauarbeitsplätze weiter verloren wer­
den, während demgegenüber ein derart hoher 
Baubedarf besteht. 

Zum zweiten aus wohnungspolitischen 
Gründen. Wir haben eine Studie, daß bis zum 
Jahr 2000 durchschnittlich im Jahr 
39 000 Neubauwohnungen gebraucht werden. 
Wir wissen, daß die Hälfte ja zerstört wird, 
untergeht. 

Herr Bautenminister, Sie haben die Auf­
gabe, während der nächsten drei bis vier 
Jahre ein Programm von jährlich 50000 und 
mehr Wohnungen zu schaffen und dann erst 
ab 1990 eventuell zurückzugehen. Das bedeu­
tet, daß die Eigentumsfeindlichkeit, statt pri­
vates Kapital anzureizen, zu mobilisieren, zu 
motivieren, aufgegeben wird. Das bedeutet, 
daß die Belastung im Wohnbereich aufgege­
ben wird. Stadt- und Dorferneuerung müssen 
totes Recht bleiben ohne flankierende steuer­
und mietrechtliche Maßnahmen. 

Zum dritten: Wir lehnen diese Entwicklung 
.ab aus verkehrspolitischen Gründen. Wir 
haben noch genügend Ortsumfahrungen, 
Ortsentlastungen der Bevölkerung durchzu­
führen, es gibt über 200 Gefahrenstellen auf 
den Straßen. Seit Jahren fehlt - es wird seit 

Jahren auch versprochen - das Gesamtver­
kehrskonzept der Bundesregierung. 

Zum vierten: Wir lehnen diese Entwicklung 
ab aus energiepolitischen Gründen, wobei im 
Mittelpunkt der Ersatz umweltschädlicher , 
aber auch B:uslandsabhängiger Energie und 
die Forcierung energiesparender Investitio­
nen steht. 

Und letztlich lehnen wir diese Entwicklung 
aus umweltpolitischen Gründen ab, wobei im 
Mittelpunkt der Ausbau des Wasserwirt­
schaftsfonds zu einem umfassenden Umwelt­
fonds stehen könnte. Nicht wieder die Zer­
splitterung: Hier Wasserwirtschaftsfonds, 
dort ein Umweltfonds. Die ÖVP hat 1975 einen 
Antrag gestellt, statt einer Zersplitterung 
einen koordinierten Umweltfonds zu errich­
ten. Vielleicht könnten Sie in dieser Richtung 
etwas forcieren. Es gilt jedenfalls, die Chan­
cen zu nützen. 

Meine Damen und Herren! In Kenntnis des 
hohen Baubedarfs erhebt sich die Forderung 
nach einer neuen Baupolitik unter ganz 
bestimmten Grundsätzen und bestimmten 
Zielvorstellungen, nach denen dann die legi­
stischen und die finanzpolitischen Maßnah­
men auszurichten sind. Die Zielvorstellung ist 
klar: der hohe Baubedarf ist durch die Baupo­
litik in Baunachfrage umzusetzen. Darauf 
basieren auch, Herr Minister, alle Vorschläge 
der ÖVP. Das waren auch die Vorschläge, die 
die ÖVP beim Baugipfel am 14. Februar vor­
gelegt hat. 

Lösungsvorschläge sind gemeinsam zwi­
schen allen Gebietskörperschaften, Bauträ­
gern und dem Kapitalmarkt zu erarbeiten. 

Die Grundsätze sind für uns ebenso klar. 

Zum ersten: Absage an weitere Steuerbela­
stungen und verteuernde Schuldenpolitik des 
Hinter-mir-die-Sintflut. Das heißt: Absage an 
die weitere Flucht aus dem Budget, Flucht 
aus dem Ressort über Konstruktionen wie 
Straßenfinanzierungsgesellschaften, Sonder­
gesellschaften, Bundesbautenfonds und so 
weiter. 

Zum zweiten: Es gilt, die Zwangs systeme 
durch sozial-marktwirtschaftliche Anreizsy­
steme zu ersetzen. Ich denke hier insbeson­
dere an den Wohnungsbereich: steuer- und 
mietrechtliche Einbindung, flankierende 
Maßnahmen. Wir waren uns quer durch alle 
Parteien darüber im klaren, nur der Finanz­
minister und der Justizminister haben nicht 
mitgetan. Vielleicht gelingt es Ihnen jetzt, daß 
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diese flankierenden Maßnahmen endlich in 
die Tat umgesetzt werden. 

Es gilt, Förderung von Leistung und Privat­
eigentum zu mobilisieren. Damit könnten im 
privaten Bereich Milliarden an Kapital mobi­
lisiert werden, etwa durch das Eigentumsbil­
dungsgesetz der ÖVP, durch ein Rückzah­
lungs-Begünstigungsgesetz, auch wenn es 
befristet wird, damit während der nächsten 
Zeit Milliarden hereinkommen. Und es gilt, 
die strenge Bindung zweckbestimmter Steu­
ern und Abgaben im Baubereich zu sichern. 

Meine Damen und Herren! Herr Bautenmi­
nister! Anläßlich des Baugipfels am 
14. Februar hat die Volkspartei ihre Vor­
schläge zu einer Bauoffensive vorgelegt. 
Längst sollten doch zumindest die Sofortmaß­
nahmen zufolge der prekären Situation 
durchgezogen sein. Im Mittelpunkt steht die 
Wohnbauoffensive gegen die Bauarbeitslosig­
keit, weil hier der Beschäftigungseffekt 
besonders hoch ist. 

Bundesparteiobmann Dr. Mock hat Bundes­
kanzler Dr. Sinowatz am Montag das diesbe­
zügliche Memorandum überreicht. Kurzfri­
stig würden damit über 12 000 Arbeitsplätze 
gesichert und geschaffen werden und mittel­
fristig weit über 20000, nach unseren Berech­
nungen an die 26000 Bauarbeitsplätze. 

Herr Bautenminister Dr. Übleis! Nicht die 
Opposition, sondern über 60 000 Bauarbeits­
lose erlauben Ihnen keine Schonfrist. Diese 
Bauarbeitslosen fordern Sie als Verantwortli­
chen für die Baupolitik der Gesamtregierung 
auf, durch die aufgezeigte andere Baupolitik 
auch außerhalb der ruinierten Budgets eben 
durch Phantasie und durch weniger Ideologie 
den bestehenden Baubedarf optimal in Bau­
nachfrage umzusetzen. 

Die Vorschläge der Volkspartei: das Woh­
nungskonzept, Steuerreformkonzept, Jugend­
beschäftigungskonzept, können als Ge­
sprächsgrundlage dienen. Gemessen, Herr 
Minister, werden Sie letztlich an Ihren Taten, 
insbesondere aber an Ihren Erfolgen! (Beifall 
bei der OVP.) 14.19 

Präsident Mag. Minkowitseh: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Mühlbacher. Ich erteile es ihm. 

14.19 

Abgeordneter Mühlbacher (SPÖ): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Es war mir 
klar, daß die heutige Debatte sich nicht nur 
mit dem Ministerwechsel befassen wird, son-

dem hauptsächlich mit grundsätzlichen Fra­
gen. Ich möchte vorerst aber doch besonders 
unterstreichen, daß es unserem Bundeskanz­
ler gelungen ist, rasch eine Entscheidung zu 
treffen, wodurch der nahtlose Übergang im 
Bautenministerium vollzogen worden ist, und 
daß er einen Mann erwählt hat, den wir alle 
kennen: den Generalpostdirektor Übleis, des­
sen Arbeit bereits bekannt war, eine gewis­
senhafte Arbeit, ein Teil im Management, und 
eine gute Erfahrung in der Verwaltung. 

Ich glaube, es konnte damit ein Mann 
gefunden werden, der zusammen, wie er 
bereits gesagt hat, mit Finanzminister Vra­
nitzky und mit Minister Lacina die Wirtschaft 
besonders forcieren wird und darüber hinaus 
die erfolgreiche Tätigkeit dieser Bundesregie­
rung auf dem wirtschaftlichen Sektor weiter 
betreiben wird. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. -
Abg. Dr. Kohlmaier: Handel, Gewerbe und 
Industrie gehören nicht dazu?) 

Verehrte Damen und Herren! Es war mir 
auch klar, daß seitens des Obmannes der 
Österreichischen Volkspartei die Politik, die 
er in letzter Zeit betrieben hat, auch weiterhin 
fortgesetzt wird. In Mocks Debattenbeitrag 
kam das deutlich zur Geltung. 

Worum geht es der Österreichischen Volks­
partei? - Es geht ihr darum, in taktischer 
Form so schnell wie möglich zu einer Neu­
wahl zu gelangen; das ist ja heute gesagt wor­
den.- (Abg. Dr. Kohlmaier: Das wäre 
schön!) 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Sie sagten 
doch heute recht deutlich: Natürlich wollen 
wir in die Regierung (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Freilich!), und ich sage Ihnen dar­
auf: Aber der Weg und die Mittel, die Sie dazu 
verwenden, sind nicht die richtige Vorgangs­
weise. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Das müssen Sie uns überlas­
sen!) 

Es ist schon richtig, daß die Bevölkerung 
von all dem nichts mehr hören will. Aber Sie 
von der ÖVP gehen einen taktischen Weg, den 
die Bevölkerung, so möchte ich sagen, schon 
satt hat. Sie beschreiten einen Weg, und zwar 
in der Form, daß Sie Ihren Parteiobmann, den 
Herrn Abgeordneten Mock, zum Herrn Bun­
despräsidenten schicken. Damit wollen Sie 
eine Stimmung in der österreichischen Bevöl­
kerung erzeugen, die der in einer Staatskrise 
gleichkommen soll. 

Verehrte Damen und Herren von der ÖVP! 
Sind Sie sich dessen bewußt, was das bedeu-
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ten soll? Ich hoffe nur, daß die österreichische 
Bevölkerung das so aufnimmt, wie die Sach­
lage vorliegt, nämlich in folgender Weise: 
Man kann doch nicht von einer "Staatskrise" 
sprechen, wenn es in Österreich Wohlstand 
gibt, wenn es in Österreich Sicherheit gibt, 
und zwar sowohl auf dem Arbeitsmarkt als 
auch auf der Straße, wenn in Österreich alle 
Sachthemen - und da komme ich gleich zum 
nächsten Gebiet - laufend behandelt werden. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Sie haben 
von Verantwortung gesprochen und haben 
besonders herausgestellt, wie regierungsfähig 
die Österreichische Volkspartei sei. Verehrter 
Herr Abgeordneter Kohlmaier! Es gibt auch 
für die Opposition eine Verantwortung, eine 
Staatsverantwortung. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Das habe ich ja gesagt!) Aber Sie 
sind sich dessen anscheinend nicht bewußt. 
Der Herr Abgeordnete Mock, Ihr Parteiob­
mann, wurde zum Herrn Bundeskanzler 
geschickt, und Sie haben so getan, als ob es 
eine Regierungskrise gäbe. Das war der näch­
ste Teil Ihrer Verunsicherungspolitik, Ihres 
taktischen Vorgehens. Verehrter Herr Abge­
ordneter Mock! Eine Regierungskrise gibt es 
bei uns wirklich nicht. Wenn es eine tatsächli­
che Krise gibt, so eine in Ihrer Partei, Herr 
Abgeordneter Mock. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Es tritt nur 
ständig ein Minister zurück!) Aber das werde 
ich Ihnen noch deutlicher vorexerzieren. 

Man kann doch nicht von einer Regierungs­
krise sprechen, wenn in der Halbzeit der 
Legislaturperiode zwei Drittel der Regie­
rungserklärung erfüllt sind. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Der Lacina sagt, er tritt zurück, 
aber der Frischenschlager bleibt! Das ist 
keine Regierungskrise ?) Von Regierungskrise 
kann doch niemals gesprochen werden, und 
ich werde Ihnen sogleich die vorliegenden 
Wirtschaftsdaten vorhalten. Wir haben das 
Budget konsolidiert. (Abg. Dr. K 0 h 1 -
mai er: Das glauben Sie wirklich?) 

Wir haben im Vergleich zu anderen Län­
dern ein Wirtschaftswachstum in erhöhtem 
Ausmaß. Wir haben die Inflation in Griff. Wir 
haben gute Beschäftigtenzahlen. Wir haben 
- in den heutigen Zeitungen nachzulesen -
wieder einen Erfolg unserer Wirtschaft zu 
verzeichnen: 20 Prozent mehr Export im Jän­
ner 1985 gegenüber 1984. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Eine negative Leistungsbilanz!) 

Da wollen Sie behaupten, daß die Regie­
rung keine Arbeit leiste? Da wollen Sie sagen, 
daß wir Sachthemen nicht behandeln? Sie 
meinen, wenn Sie "Sachthemen" sagen - das 

hat der Herr Abgeordnete Mock angeführt -: 
Bei der Steuer muß etwas geschehen. 

Verehrte Damen und Herren! Wir passen 
laufend die steuerlichen Verhältnisse den 
Gegebenheiten an. Sie von der ÖVP sprechen 
von Steuerbelastung, und zwar - das weiß 
ich ganz genau - wider besseres Wissen, 
denn Sie wissen genau, daß sich die Steuer­
quote in unserem Land schon seit einigen 
Jahren nicht erhöht hat, ja seit einem Jahr­
zehnt, sage ich Ihnen sogar. Schauen Sie in 
der Tabelle nach! Wieso kommen Sie zu einer 
solchen Auffassung? (Abg. Dr. Maria Ho s p : 
Haben Sie schon einmal etwas von Progres­
sion gehört?) 

Verehrte Frau Kollegin! Ich erkläre Ihnen 
das ganz genau. Sie verwechseln natürlich 
wieder Staatsquote mit Steuerquote. Bei der 
Steuerquote hat sich nichts verändert. Im 
Gegenteil! Wir· haben sogar Verringerungen 
in den Jahren 1982 und 1983 gehabt. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

In der TV-"Pressestunde" am Sonntag hat 
Ihr Abgeordneter Bergmann abgeschwächt 
gemeint, es gäbe eine Staatskrise, er hat sich 
aber sehr zurückhaltend ausgedrückt und hat 
dann gesagt: Es ist dies auch eine System­
krise. Das ist wieder etwas Neues. Bergmann 
hat unter anderem gesagt: Mit der Demokra­
tieform, die wir heute haben, sind wir am 
Ende, das ist nicht mehr ausreichend. 

Ich weiß, was Bergmann damit meint: So 
etwas hat es bisher noch nicht gegeben! Es 
hat auch schon die ÖVP regiert, wir haben 
eine große Koalition gehabt, aber da hat nie­
mand von einer "Systemkrise" gesprochen. 
Aber 15 Jahre ist die ÖVP von der Regierung 
weg, und da gibt es Ihrer Ansicht nach eine 
"Systemkrise" . Sie wollen doch nur mit allen 
Mitteln, die möglich sind, in die Regierung 
kommen. 

Denken Sie doch an Ihr Staatsbewußtsein! 
Reden Sie nicht von einer Staatskrise. Von 
einer Regierungskrise können Sie nicht spre­
chen, denn dagegen sprechen die Zahlen, die 
wir aufzuweisen haben. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Ich habe schon die Erfolge in der Wirtschaft 
genannt, die auf Grund der Maßnahmen der 
Regierung erreicht werden konnten. Ich sage 
Ihnen - mein Kollege Schieder hat das auch 
schon angeführt -, was wir auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes geleistet haben. 

Wir haben einen wesentlichen Beitrag für 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 88

www.parlament.gv.at



7252 Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 

Mühlbacher 

die Reinhaltung des Wassers und der Luft 
geleistet. Meine Damen und Herren von der 
ÖVP! Darüber kommen Sie nicht hinweg! Was 
heißt, wir drücken uns vor Sachfragen? - Wir 
behandeln ununterbrochen Sachfragen, und 
es wird ununterbrochen regiert. Aber Sie 
bringen immer etwas anderes ins Spiel und 
wollen damit das zudecken. Sie taktieren 
stets, um zu Ihrem Ziel kommen zu können. 

Verehrte Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir ein paar Worte zur Umwelt. Uns allen ist 
klar, daß auf diesem Gebiet noch sehr viel zu 
tun ist. Wir in der Sozialistischen Partei 
haben das bereits programmäßig festgelegt 
bis zum Jahre 2000. Eines möchte ich hier 
unterstreichen, und das muß allen hier im 
Haus bewußt werden: Dies ist auch mit 
Kosten verbunden. Es muß uns auch gelin­
gen, die Bevölkerung davon zu überzeugen, 
daß dies notwendig ist. Wir müssen alle davon 
überzeugen - ich kenne keinen Österreicher, 
der will, daß der Wald stirbt -, ich nenne das 
Baumsterbern als Beispiel, weil das jedem 
bewußt wird, bewußt werden kann. 

Verehrte Damen und Herrenl Kosten für 
den Umweltschutz können nur aufgebracht 
werden, wenn es in Österreich eine gesunde, 
eine kräftige Wirtschaft, eine gesunde Indu­
strie gibt. 

Jetzt darf ich auf folgendes hinweisen, ver­
ehrte Damen und Herren von der Österreichi­
sehen Volkspartei: Ich bezichtige Sie der 
Industriefeindlichkeit, einer Industriefeind­
lichkeit, die Sie in den letzten Tagen klar 
gezeigt haben. Sie sprechen sich gegen zwölf 
Industriegeneraldirektoren aus, treten gegen 
sie auf. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Wer tritt 
gegen sie auf? Das sind alles ehrenwerte 
Leute!) Ich führe viele persönliche Gespräche 
mit Ihren Industriemanagern, mit Ihren Wirt­
schaftsleuten, und siehe da: alle sind für die 
friedliche Nutzung der Atomkraft. Ich bin 
überrascht, daß Sie das gegen den Willen des 
größten Teiles der Bevölkerung verhindern. 

Da ist die Taktik von Ihnen schon sehr groß 
geschrieben, und ich glaube, das' wird nie­
mand mehr verstehen können. (Beifall bei der 
SPO.) 

Denn es wäre eine nationale Aufgabe -
dazu fordere ich Sie als die große Oppositions­
partei auf - (Abg. Dr. Kohlm aier: Aber 
den Steger fordern Sie auch auf!), die Bevöl­
kerung davon zu überzeugen, daß es notwen­
dig ist, für die Umweltschutzmaßnahmen bis 
hin zum Jahre 2000 die Wirtschaft und die 
Industrie leben zu lassen, wir benötigen die 

Wirtschaft dazu. Das Lebenlassen bedeutet, 
daß die Industrie und die Wirtschaft Energie 
benötigen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Haben 
Sie das dem Steger schon erzählt?) Wir beide 
wissen das. Wie war Ihr Verhalten zu Hain­
burg und wie ist Ihr Verhalten zu Zwenten­
dorf, verehrte ~amen und Herren? (Abg. 
Burgstaller: Wie war Ihr Verhalten zu 
Hainburg?) Hier müssen Sie einmal den kla­
ren und geraden Weg gehen, den Sie uns da 
empfohlen haben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
Gehen Sie zu Steger!) Wir gehen den geraden 
Weg, denn von uns kann man doch nicht mehr 
verlangen, als zu sagen, bitte befragen wir das 
Volk. Was sagen Sie? - Und jetzt komme ich 
zu Ihrer Systemkrise, die Sie da andeuten: Sie 
sagen, wir brauchen eine neue Form der Koa­
lition und eine Demokratie auf breiter Basis. 
Eine Demokratie auf breiter Basis bedeutet, 
daß man zu Volksbegehren und Volksbefra­
gungen, Volksabstimmungen anders steht, als 
Sie es heute tun. Was machen Sie? Sie wollen 
eine Volksabstimmung nicht zulassen. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Falsch!) Ja soll das das 
neue System sein, das Sie uns als Alternative 
zur Demokratie vorschlagen? Verehrte 
Damen und Herren! Nein, das ist genau das, 
was Sie zu verhindern suchen. Sie wollen 
keine Volksabstimmung über die friedliche 
Nutzung der Atomkraft. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Falsch! Wir wollen nicht die hat­
scherte Fischer-Volksabstimmung!) 

Verehrte Damen und Herren! Daher müs­
sen Sie sich den Vorwurf gefallen lassen, daß 
Sie zurzeit eine taktische Politik betreiben, 
die gegen die Wirtschaft und insbesondere 
industriefeindlich und daher sehr zum Scha­
den der österreichischen Bevölkerung ist, 
(Beifall bei sPO und FPÖ.) 

Verehrte Damen und Herren! Die Sozialisti­
sche Partei wird sich bemühen, weiterhin den 
Weg einer wnfangreichen Offensive zur 
Umweltfrage zu beschreiten. Wir werden an 
die österreichische Bevölkerung herantreten. 
Wir werden aufklärend wirken und werden 
die Dinge beim richtigen Namen nennen. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Klären Sie einmal 
den Steger auf!) Herr Kohlmaier, was wollen 
Sie? Sagen Sie das dem Herrn Vizekanzler! 
Das ist, ich möchte sagen, ein Horror für Sie. 
Das ist ein Vizekanzler der österreichischen 
Bundesregierung und kann genauso eine 
Ansicht vertreten wie jeder andere, wenn er 
das glaubt. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Nein!) 

Aber ich ermahne Sie: Sie sind gegen die 
Industrie, verehrter Herr Kohlmaier, wenn 
Sie das verhindern! Da sage ich Ihnen ganz 
deutlich: nein! Da fragen Sie Ihre Freunde! 
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Ich weiß, was hinter vorgehaltener Hand bei 
Ihnen sehr deutlich gesprochen wird. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Ich bin für die Industrie!) 
Nein, nein, da oben sitzt ein Vertreter, der 
genau dafür eintritt, ein Industrievertreter , 
der von Ihnen niedergeknijppelt wurde, daß 
er da ja nicht mitstimmen kann und dement­
sprechend seine Meinung sagt. (Abg. Dr. 
K 0 h 1 mai er: Geknüppelt hat der Herr Ble­
cha in Hainburg!) 

Verehrter Herr Abgeordneter Kohlmaier! 
Nennen Sie es, wie Sie wollen, aber ich sage 
Ihnen, Ihr Wirtschaftsflügei, der sehr stark 
ist, ist zum Schweigen verurteilt worden. Das 
werden wir ganz deutlich hinaussagen, denn 
damit tritt ein Schaden für die österreichische 
Wirtschaft ein. Ich sage Ihnen: Ohne eine 
gesunde Wirtschaft wird es keinen wirksa­
men Umweltschutz geben. (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Das sagt der Müh1bacher der ÖVP?) 
Sicherlich, weil Sie anscheinend nicht dazu 
kommen, sich selbst davon zu überzeugen. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wir werden hinausgehen und eine verant­
wortungsbewußte Politik fortsetzen, wir von 
der sozialistischen Partei. (Abg. Dr. Kohl­
maier: Da scheint doch die SPÖ von der Indu­
striellenvereinigung gesteuert zu sein, nicht 
die ÖVP, wie immer behauptet wurde! - Hei­
terkeit bei der SPÖ.) 

Herr Abgeordneter Kohlmaier! Sie wollen 
mich bewußt nicht verstehen. Aber das heißt, 
wir stehen zu einem Industriestaat, und wir 
wissen, was die Wirtschaft für unseren Wohl­
stand zu bringen hat. Wir wissen, wie notwen­
dig eine gesunde Wirtschaft für die Umwelt 
ist. (Abg. Dr. K 6 h 1 mai er: Aber der Steger 
weiß es nicht!) 

Verehrte Damen und Herren! Wir werden 
hinausgehen und werden das der österreichi­
schen Bevölkerung ganz klar und deutlich 
sagen. Ich glaube, daß es uns gelingen wird, 
die Österreicher davon zu überzeugen, daß 
nur die Sozialistische Partei in Österreich der 
Garant für gesunde Menschen in einer heilen 
Umwelt ist. Sie wird eintreten für ein gesi­
chertes Einkommen für jeden und für Arbeit 
für alle, darüber hinaus außenpolitisch dafür, 
daß wir uns draußen als anerkanntes, fried­
volles Österreich präsentieren können. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 14.35 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dkfm. DDr. König. Ich erteile es ihm. 

14.35 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben 
heute - wieder einmal - einen neuen Mini­
ster dieser Regierung anzugeloben. 

Der Abgeordnete Mühlbacher als mein Vor­
redner hat darauf hingewiesen, daß er sich als 
Generaldirektor der Post bew;ährt hat. Ich 
stimme Ihnen zu, Herr Abgeordneter Mühlba­
cher. Der Dr. Übleis hat als Generaldirektor 
der Post- und Telegraphenverwaltung - ich 
hatte als Verkehrssprecher der Volkspartei 
wiederholt Gelegenheit, mit ihm hier in dieser 
Funktion zusammenzuarbeiten - eine gute 
Arbeit geleistet. 

Auch die Minister, die vorher geholt wur­
den: Dr. Vranitzky und Dkfm. Lacina sind von 
der Volkspartei in ihrer fachlichen Qualifika­
tion nie in Frage gestellt worden. 

Das Problem aber, vor dem wir stehen und 
vor dem Ihre neuen Minister stehen - und 
das hat sich bei den beiden anderen schon 
gezeigt -, ist, daß zwischen dem fachlichen 
Wissen und der politischen Durchsetzbarkeit 
Welten liegen. 

Herr Präsident Mühlbacher! In aller Sach­
lichkeit: Sie als Vizepräsident der Kammer 
der gewerblichen Wirtschaft wissen genauso­
gut wie ich, was nicht nur die zwölf Generaldi­
rektoren, sondern was auch ~ehr viele Men­
schen heute in der Wirtschaft 'draußen sagen: 
Es geht in Wahrheit bei den großen Proble­
men nichts weiter. Die Lösung dieser Pro­
bleme wird aufgeschoben. Nicht weil alle 
Minister schlecht wären, ich habe gerade drei 
genannt, von denen wir in der ÖVP - nicht 
nur ich - immer gesagt haben, sie haben das 
fachliche Zeug dazu. Aber bitte, schauen wir 
es uns doch bei denen an, die bisher schon im 
Amt sind, ob sie bei den Problemen, die sie in 
Ihrer früheren Funktion auch immer als Pro­
bleme erkannt haben - und auch jetzt -, 
etwas lösen konnten, etwas weiterbringen 
konnten. - Sicher nicht. 

Es kann der Minister Lacina bei allem Wol­
len und fachlichem Engagement die Sanie­
rung der Bundesbahn nicht weiterbringen, 
wenn politische Widerstände aus dem eigenen 
Lager das nicht zulassen. Es geschieht dann 
eben in einer wesentlichen Frage nichts. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Prechtl verhindert 
es!) 

Es kann der Minister Lacina im Bereich der 
verstaatlichten Industrie bei allen seinen Vor­
haben, die er hat, nichts durchbringen, wenn 
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die politischen Widerstände aus dem eigenen 
Lager ihn nicht lassen. 

Sie erinnern sich, daß der Kollege Ruhaltin­
ger, Ihr Kollege Ruhaltinger, als Zentralbe­
triebsrat selbst den Präsidenten Benya des­
avouiert hat und die partikulären Interessen 
seines Unternehmens den Interessen und 
Staatsnotwendigkeiten vorangestellt hat. 
Zugegeben, sehr unpopuläre Dinge waren es, 
die hier herangetragen wurden. So glaubte 
selbst der Herr Bundeskanzler, diese Dinge 
fallen lassen zu müssen, obwohl Sie alle der 
Überzeugung waren, daß es eigentlich nicht 
anders geht. Das heißt, die politischen Reali­
täten sind stärker als die fachlichen Einsich­
ten und das zugegebenermaßen ehrliche 
Bemühen, etwas weiterzubringen. 

Ich könnte das beliebig fortsetzen. Dasselbe 
gilt, Herr Kollege, für die Energiewirtschaft 
und insbesondere für das Problem der Elek­
trizitätswirtschaft. Warum ist das so? Warum 
ist das so, daß auch Leute, die fachlich dazu in 
der Lage wären und die auch den Willen 
haben, hier etwas zu ändern, das nicht tun 
können? - Weil diese Regierung - wie jede 
Regierung - nur so stark oder so schwach ist 
wie ihr schwächstes Glied. Und es ist nun ein­
mal eine Tatsache, daß heute der freiheitliche 
Koalitionspartner angesichts der Sorge 
wegen der grünen Konkurrenz ums Überle­
ben kämpft. In einer solchen Situation ist er 
natürlich nicht bereit, Dinge mitzutragen, von 
denen er befürthtet, daß sie ihn jenes eine 
Prozent an Stimmen kosten könnten, das für 
ihn entscheidend ist. (Abg. G r a b her­
Me y er: Herr Kollege König! Zu Ihrer Infor­
mation: Wir waren schon gegen Zwentendorf, 
da hat es überhaupt noch . . . 1) 

Herr Abgeordneter Grabher-Meyer! Ich 
spreche von den großen Problemen! Denken 
Sie daran, was Ihr Kollege Probst zur Bundes­
bahn gesagt hat! Seit Sie in der Regierungs­
koaliation sind - kein Wort der Kritik mehr 
an der Bundesbahn. Sie haben ultimativ die 
Bundesbahnsanierung gefordert. Heute hal­
ten Sie still, weil Sie sich eben dem Koali­
tionszwang beugen. (Zustimmung bei der 
OVP. - Anhaltende Zwischenrufe des Abg. 
Gra bh er-Meye..r.) 

Herr Abgeordneter Grabher-Meyer! Ich 
habe Verständnis dafür (Abg. G r a b her­
Me y e r: Sie wissen genau, .. . 1) - Sie wollen 
mich nicht verstehen! -, ich habe Verständ­
nis dafür, daß eine kleine Partei, die ums 
Überleben kämpft, natürlich die Dinge ganz 
anders sieht als eine große Partei, die in einer 
anderen Situation ist. Anders wäre es ja gar 

nicht zu erklären (Abg. Gra bh er-Meyer: 
Was können wir dafür, ... ?), daß Ihr Bundes­
parteiobmann und Vizekanzler solche Volten 
schlägt. 

Herr Generalsekretär Grabher-Meyer! Sie 
zwingen mich mit Ihren Zwischenrufen (Abg. 
G r ab her - Me y er: Jal), Dinge zu zitieren, 
die ich sonst vielleicht nicht gesagt hätte. 
(Abg. Gra bh er-Meyer: ... falsch!) Wenn 
Sie auch noch so schreien, ändert das 
nichts ... 

Präsident Mag. Minkowitsch: Bitte nach­
einander zu reden! 

Abgeordneter Dkfm DDr. KDnig (fortset­
zend): Schauen Sie: Der Herr Vizekanzler Ste­
ger hat als Obmann der Freiheitlichen Partei 
vor der Wahl (Abg. Grabher-Meyer: ... 
nehmen Sie zur Kenntnisl) mit seiner Unter­
schrift den Gegnern von Hainburg verspro­
chen, daß die Freiheitliche Partei gegen Hain­
burg sein wird. Kaum in der Regierung, hat er 
eine Regierungserklärung unterschrieben, die 
Hainburg vorsieht. (Weiterer Zwischenruf des 
Abg. G r ab her - M e y er.) Jetzt, nachdem 
die Entwicklung bei Hainburg so gelaufen ist, 
wie sie gelaufen ist, erklärt derselbe Vize­
kanzler: Der Standort Hainburg an dem Ort, 
wo er vorgesehen ist, ist für mich tot! - Ja 
warum? Aus Angst davor, an die Grünen 
Stimmen zu verlieren! 

Ich verstehe das. Als Parteipolitiker ver­
stehe ich ihn. Aber für das Staatsganze ist das 
natürlich unterträglich (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Fe r t 1), und die Regierungskoalition 

. kann daher in dieser Frage nicht weiterkom­
men. Sie wird auch nicht weiterkommen. Sie 
setzen jetzt einen Regierungskommissär ein, 
aber Sie werden in der Frage nicht weiter­
kommen, das sage ich Ihnen jetzt schon vor­
aus, weil Sie Rücksicht nehmen müssen auf 
die Ängste Ihres Koalitionspartners. 

Oder nehmen Sie, bitte, den Biosprit. Steht 
in der Regierungserklärung! Und dann geht 
der Herr Vizekanzler her, der das mit unter­
schrieben· hat, und sagt: Das kann man nur 
machen, wenn es sich rechnet! - Meine 
Damen und Herren! Ich will gar nicht die vie­
len Stimmen auch aus der Freiheitlichen Par­
tei zitieren, die mit uns der Auffassung sind, 
daß Biosprit aus Umweltschutzgründen seine 
Bedeutung hat, auch wenn man dafür einen 
gewissen Preis zahlen muß. (Zwischenruf des 
Abg. Res c h.) Aber es ist ein völliger Wider­
spruch, herzugehen und zu sagen: Ich nehme 
es in die Regierungserklärung auf, und dann, 
Herr Abgeordneter Resch - nochmals: Es ist 
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ein Widerspruch, es in die Regierungserklä­
rung zu nehmen, wobei man ja wissen muß, 
welche Konsequenzen das hat, und nachher 
dann zu sagen: Das geht nur, wenn es sich 
rechnet! 

Oder der Kernenergiebericht! Im Energie­
bericht der Bundesregierung, den der Herr 
Handelsminister vorgelegt hat, sagt er aus­
drücklich - ausdrücklich -: In allen Varian­
ten, die durchgerechnet wurden, ist die Kern­
energie eine wirtschaftliche Lösung. - Und 
er sagt zur Sicherheit und zur Entsorgung: Na 
das ist auch lösbar wie im benachbarten Aus­
land. 

Und während er diesen schriftlichen 
Bericht vorlegt, einen Bericht des Handelsmi­
nisters, geht er gleichzeitig ins Fernsehen 
und sagt: Aber bitte, ich bin dagegen, das ist 
alles ungerechtfertigt, die Kernenergie kann 
man nicht vertreten! 

Sehen Sie diesen Unterschied? (Zwischen­
rufe des Abg. Grabher-Meyer.) Um in 
der Regierung verbleiben zu können, wird 
etwas anderes in den Regierungsbericht hin­
eingeschrieben, als was man draußen den 
Wählern sagt. 

Und das ist der Grund, Herr Abgeordneter 
Mühlbacher, warum in diesen wesentlichen 
Fragen keine Lösung zu finden ist: weil Sie 
immer Rücksicht nehmen müssen auf einen 
Koalitionspartner , der in diesen Fragen eine 
Schaukelpolitik betreibt (Abg. G r a b her­
Me y er: Na! Na! Na!), und das aus Sorge -
na sicher! -, aus Sorge, Wähler zu verlieren. 
(Abg. G r a b her - Me y er: Das ist doch die 
Höhe! Die Schaukelpolitik machen doch Sie! 
Das ist eine Unterstellung!) Herr Abgeordne­
ter Grabher-Meyer! Fragen Sie lieber Ihren 
Parteiobmann, wann er sein Nationalrats­
mandat zurücklegt, was er schriftlich verspro­
chen hat, als daß Sie hier sagen, das sei eine 
Unterstellung! (Beifall bei der ÖVP.) Wenn 
jemand zu oft unglaubwürdig geworden ist, 
dann können Sie wirklich nicht anprangern, 
wenn die Opposition das aufzeigt! (Abg. 
Gra bh er-Meyer: Machen Sie sich über 
Ihre eigene Glaubwürdigkeit Gedanken und 
über die des Dr. Mock!) 

Meine Damen und Herren! Die Österreichi­
sche Volkspartei hat bereits in der Zeit der 
Regierung Kreisky dem damaligen Bundes­
kanzler Kreisky das Angebot zur Zusammen­
arbeit in der Kernenergie gemacht. Auch bei 
Ihnen ist man heute rückblickend - und das 
ist keine Schande - der Auffassung, es war 
ein Fehler, daß der Dr. Kreisky das damals 

abgelehnt hat. Aber damals hat er es abge­
lehnt und erklärt: Was brauche ich den Dr. 
Taus, was brauche ich die Volkspartei. 

Er hat dann, wie er meinte, den Weg der 
Volksabstimmung als den zielführenderen 
gewählt. Er hat ihn zusätzlich noch mit der 
Abstimmung über seine Person belastet und 
damit die Fragestellung und das Ergebnis 
parteipolitisch verzerrt, mit dem Ergebnis, an 
dem wir heute allesamt würgen. 

Der Dr. Mock hat für die Österreichische 
Volkspartei ein Gleiches getan. Dr. Mock hat 
für die Österreichische Volkspartei die Erklä­
rung abgegeben: Obwohl wir Opposition sind 
und obwohl wir es uns genauso leicht machen 
könnten wie früher Pittermann oder Kreisky 
und erklären könnten: Wir sind überhaupt 
nicht dazu berufen, der Regierung zu helfen, 
wir sind Opposition, wir kontrollieren; han­
deln muß ausschließlich die Regierung! - hat 
also durchaus die Erklärung abgegeben -, 
sind wir bereit, hier mit Ihnen im Parlament 
über die Frage zu verhandeln, auch gemein­
sam Verantwortung zu tragen, unter einer 
Voraussetzung: daß auch die Regierung ihre 
Verantwortung wahrnimmt. 

Und das ist doch das absolute Minimum, 
das man erwarten muß, wenn von Seite einer 
Regierungspartei, der größeren Regierungs­
partei, erklärt wird: Die Opposition soll hier 
auch Mitverantwortung übernehmen! 
Diese Verantwortung ist vom Dr. Mock 
gezeigt und ausgesprochen worden. (Zwi­
schenruf des Abg. Gra bh er-Meyer.) Es 
liegt an Ihnen, es liegt an den beiden Regie­
rungsparteien, daß Sie auch ihrerseits Verant­
wortung wahrnehmen! 

Und, Herr Grabher-Meyer, Ihr Vizekanzler 
nimmt sie nicht wahr! Das muß man mit aller 
Deutlichkeit sagen. (Beifall bei der ÖVP. -
Weitere Zwischenrufe des Abg. G ra b her­
Me y er.) Denn ein Handelsminister , ein 
Energieminister , der wider besseres Wissen 
die Parteitaktik und die Parteiopportunität 
vor das Staatswohl stellt, vor die bessere Ein­
sicht seines Ressorts, der nimmt diese Ver­
antwortung nicht wahr! Das, bitte, nehmen 
Sie als eine ganz klare Feststellung hin! (Bei­
fall bei der ÖVP. - Abg. Dr. S te ger: Sie 
zitieren ganz falsch, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren! Viele Menschen 
in allen politischen Lagern - in allen politi­
schen Lagern; die Fragen gehen quer durch 
die politischen Lager -, viele Menschen -
auch in der Freiheitlichen Partei gibt es sol­
che, Herr Abgeordneter Grabher-Meyer (Abg. 
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Gra bh er-Meyer: Sie werden sich aus­
kennen! Sie kennen sich in Ihrer nicht mehr 
aus! Heiterkeit bei der FPÖ und SPÖ) - sind 
der Auffassung, daß eine ... Herr Abgeordne­
ter Grabher-Meyer! Fragen Sie im Kollegen­
kreis und Sie werden feststellen, daß es bei 
Ihnen in der Frage der Kernenergie auch 
unterschiedliche Meinungen gibt (Zustim­
mung bei FPÖ), auch dann, wenn Ihr Par­
teiobmann gesagt hat: Kein einziger der 
Abgeordneten wird einen anderen Antrag 
unterschreiben!; aber Sie haben angeblich die 

<' Freiheit vom Klubzwang. Also bitte, tun Sie 
doch nicht so, als ob das nicht quer durch die 
Parteien ginge. (Abg. Dr. S te ger: Und Sie 
sind einheitlich dagegen!) 

Es ist so, daß viele Menschen in allen Par­
teien Angst haben vor der Kernenergie, und 
es ist so, daß viele Menschen in allen Parteien 
der Auffassung sind, daß ein moderner Indu­
striestaat - und den wollen wir doch in 
Österreich haben - auf die Kernenergie 
nicht verzichten kann. Viele Menschen sind 
der Auffassung, daß heute im benachbarten 
Ausland allenthalben die Kernenergie im Ein­
satz ist und daß die Österreicher bei der 
Lösung der Probleme nicht dümmer sind als 
etwa unser Nachbarvolk, die Schweiz. 

Und all die Überlegungen, wenn man auf 
die Kernenergie verzichtet, was man natür­
lich tun kann, daß man dann aber auch den 
Preis bezahlen muß in Form erhöhter Abhän­
gigkeit, in Form höherer Kosten, sind mit ein 
Grund, warum sich viele Menschen Sorge 
machen um die Entwicklung, die sich heute 
abspielt. 

Wie gesagt: Man kann beide Auffassungen 
haben. Man kann legitimerweise die Kern­
energie ablehnen, man kann sie für eine Not­
wendigkeit halten, so wie ich das persönlich 
tue. Aber über eines, glaube ich, kann es kei­
nen Zweifel geben, und das hat die Volkspar­
tei immer gesagt: Wir bekennen uns zur fried­
lichen Nutzung der Kernenergie, zur Notwen­
digkeit der friedlichen Nutzung der Kernener­
gie auch für Österreich, aber Gesundheit und 
Sicherheit der Bevölkerung müssen Vorrang 
haben! Das hat auch die Sozialistische Partei 
gesagt. Und weil Gesundheit und Sicherheit 

• Vorrang haben müssen, kann man nicht dar­
auf verzichten, daß die Bundesregierung zu 
diesen essentiellen Fragen unzweideutig Stel­
lung nimmt! (Beifall bei der OVP.) 

Warum denn die Bundesregierung? - Weil 
erstens nur die Bundesregierung über die 
Experten verfügt, über den Stab verfügt, eine 
wirklich tiefschürfende Beurteilung vorzu-

nehmen, und zweitens, weil sie auch von der 
Verfassung dazu berufen ist, dann eine Ent­
scheidung zu exekutieren. 

Daher muß man von der Bundesregierung 
verlangen, daß sie zu diesen zwei entschei­
denden Fragen auch eine klare Aussage 
macht, und zwar als Bundesregierung und 
nicht in Form von Einzeläußerungen. 

Meine Damen und Herren! Diese Probleme 
- das hat die Volkspartei immer gesagt -
müssen vorher gelöst sein, bevor man sagen 
kann, man kann in Österreich ein Kernkraft­
werk aufsperren. Wer löst die Probleme? 
Zunächst einmal ist natürlich die E-Wirt­
schaft dazu berufen, etwa in der Frage der 
Lagerung die Voraussetzungen zu schaffen. 

Es hat sich hier, wie wir gehört haben, der 
Generaldirektor Fremuth für die Verbundge­
sellschaft einmal unterstanden, einen solchen 
Versuch zu machen. Gleich ist er vom Eigen­
tümervertreter , vom Herrn Vizekanzler Ste­
ger, kritisiert worden, daß er sich in China 
umgesehen hat, ob es dort ein Lösung gebe. 

Und was hat der Eigentümer gesagt? Das 
dürfe er nicht. Es gibt ja ein Sperrgesetz, er· 
dürfe in dieser Richtung gar nicht tätig wer­
den. (Abg. Dr. S te ger: Das stimmt über­
haupt nicht!) 

Es hat natürlich primär die E-Wirtschaft -
wer denn als die E-Wirtschaft? - zu trachten, 
die Voraussetzungen zu schaffen. (Abg. Dr. 
S te ger: Sie sprechen die ganze Zeit die 
Unwahrheit! Das ist Ihre Politik mit dem dop­
pelten Boden!) 

Es sind die Experten der Reaktorsicher­
heitskommission dazu berufen, das zu beur­
teilen. Und es" ist letztlich die Regierung, die 
dann zu sagen hat, ob das, was die Reaktorsi­
cherheitskommission beurteilt hat, auch die 
Zustimmung der Bundesregierung findet. 

Zur Lagerung: Völkerrechtliche Verträge 
kann ja dann nur die Bundesregierung 
abschließen. Sie muß sagen, ob das, was auf 
dem Tisch liegt, auch von ihr getragen und 
gedeckt wird, und erst dann kann das Parla­
ment aufgerufen werden, dazu nun die not­
wendigen gesetzlichen Voraussetzungen zu 
schaffen in Form eines Reaktorsicherheitsge­
setzes oder einer Aufhebung des Sperrgeset­
zes mit nachfolgender Volksabstimmung, wie 
wir das gesagt haben. 

Aber die Regierung hat bisher nicht gehan­
delt in dieser Frage. Warum? Es scheint uns 
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so, weil der freiheitliche Partner, der dazu 
noch den Ressortminister, den Fachminister 
stellt, eben das blockiert hat. 

Meine Damen und Herren! Wie sieht es in 
den Nachbarstaaten aus? In den Nachbarstaa­
ten, auch in der Schweiz, haben wir überall 
ein Entsorgungskonzept. Österreich verfügt 
bislang über kein Entsorgungskonzept. Das 
einzige, was wir haben, ist der Hinweis, daß 
die Sowjetunion bereit wäre, einer Abfallage­
rung in der Sowjetunion zuzustimmen, also 
ein Verhandlungs angebot. 

Ich will nicht sagen, daß das nichts ist. Das 
ist sicher interessant, aber es ist nicht mehr 
als ein Angebot, bei dem nicht nur der Preis 
fehlt, sondern bei dem noch wesentliche Fra­
gen ungeklärt sind, etwa die Frage, wieweit 
die Amerikaner, die ja bekanntlich die Stäbe 
geliefert haben, die notwendige Zustimmung 
geben. Das heißt, es ist diese Frage noch völ­
lig offen, sie bedarf der ausführlichen Klä­
rung, und es geht sicher nicht, ohne daß hier 
entsprechende Verhandlungen geführt wer­
den und die Regierung dann sagt, was das 
Ergebnis ist. 

Oder: Wir haben zur Frage der Sicherheit 
im Energieunterausschuß einen Bericht der 
Reaktorsicherheitskommission. Die Reaktor­
sicherheitskommission hat sich sehr klar 
geäußert. Ihrer Meinung nach ist auch in 
Österreich, so wie in anderen Ländern, die 
Sicherheit gegeben. Aber die Bundesregie­
rung hat das noch nicht getan, weder bestä­
tigt noch in Frage gestellt, mit Ausnahme 
einer verbalen Erklärung des Herrn Vize­
kanzlers, der gemeint hat, die Sicherheitspro­
bleme seien seiner Meinung nach lösbar. 
Aber das ist ja nicht das, was die Reaktorsi­
cherheitskommission gesagt hat, die behaup­
tet, die Sicherheit ist gegeben, die Frage der 
Sicherheit ist gelöst. Das ist ein großer Unter­
schied. 

Und es ist doch selbstverständlich, daß das 
Parlament erwartet, daß die Regierung nun 
sagt, schließt sie sich dem Bericht der Reak­
torsicherheitskommission an, daß die Sicher­
heit gegeben ist, nicht daß die Frage der 
Sicherheit lösbar ist, oder ist sie nicht gege­
ben. Das ist etwas, wozu die Regierung Stel­
lung nehmen muß, denn die Reaktorsicher­
heitskommission ist bekanntlich nur ein 
Expertengremium, sie hat ja nicht eine Ent­
scheidung zu treffen. 

Deshalb haben wir heute einen selbständi­
gen Entschließungsantrag eingebracht, der 
hier helfen soll, die verworrene Situation zu 

entspannen. Jawohl, es soll eine echte Hilfe 
sein, um einen vernünftigen Dialog in Gang 
zu setzen. 

Meine Damen und Herren! Wir sind der 
Auffassung, daß dieser Entschließungsantrag, 
wenn man ihn seriös prüft und wenn man ihn 
als das auffaßt, was er ist, nämlich ein Ange­
bot zum Dialog mit der Regierungsmehrheit, 
tatsächlich ein seriöses Angebot ist. 

Es hat einmal schon der Bundeskanzler 
Kreisky ein Maßnahmengesetz hier vorge­
schlagen, nämlich ein Gesetz, von dem er 
gesagt hat, wenn das angenommen und durch 
eine Volksabstimmung bestätigt wird, dann 
kann Zwentendorf in Betrieb gehen, also 
gewissermaßen: dann ist es sicher, dann kann 
es in Betrieb gehen. 

Es hat schon Dr. Mock gesagt: Weder mit 
einem Gesetz noch durch eine Volksabstim­
mung kann man entscheiden, ob ein Kraft­
werk sicher ist oder nicht. Was man nur tun 
kann ist, festzustellen, auch mit einem Gesetz 
und einer nachfolgenden Volksabstimmung, 
ob die friedliche Nutzung der Kernenergie in 
unserem Lande möglich ist oder nicht, natür­
lich unter der Bedingung, daß die Sicherheit 
gewährleistet ist. 

Damals hat Dr. Taus ein Reaktorsicher­
heitsgesetz vorgelegt, das lediglich die Frage 
gestellt hat: Soll die friedliche Nutzung der 
Kernenergie in Österreich möglich sein oder 
soll sie nicht möglich sein? und die Frage der 
Sicherheit den Experten und nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren überlassen hat, wie 
das richtig ist. 

Und jetzt sind wir wieder mit einem Antrag 
konfrontiert, der wieder ein Maßnahmenge­
setz ist, der wieder erreichen soll, daß Zwen­
tendort zur Diskussion gestellt wird, noch 
dazu im Verfassungsrang. Ich glaube, daß das 
ein Weg ist, der eine Lösung eher verhindert, 
als daß er sie erleichtert. 

Wenn der Herr Abgeordnete Mühlbacher 
hier gemeint hat, die zwölf Generaldirektoren 
hätten sozusagen an die Adresse der Volks­
partei appelliert, sich doch die Sorgen der 
Wirtschaft über die Notwendigkeit der Kern­
energie zu eigen zu machen, dann muß ich 
sagen: Dieser Appell ging an alle Parteien. Er 
ging an den Herrn Vizekanzler , der ihn unge­
hört verhallen ließ, wie ich hörte, und er ging 
an die sozialistische Regierungspartei, die 
diesen Appell doch auch so verstehen muß, 
daß sie sich dazu bereit findet, die Vorausset­
zungen zu schaffen und nicht durch einen 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 88

www.parlament.gv.at



7258 Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 

Dkfm DDr. König 

Verfassungsantrag, der eine völlig neue Ver­
fassungsbestimmung einführen möchte, in 
Wahrheit einen Weg zu gehen, der das Anlie­
gen, der Kernenergie in Österreich eine 
Chance zu geben, von Haus aus zunichte 
macht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben hier 
sehr deutlich gesagt: Die Österreichische 
Volkspartei ist für eine Volksabstimmung, sie 
ist aber für eine Volksabstimmung, die verfas­
sungskonform ist! 

Wir haben hier damals den Antrag Taus 
eingebracht und wir haben verlangt, daß dar­
über eine Volksabstimmung abgeführt wird. 
Und es hat auch der Dr. Mock wieder gesagt: 
Wenn uns die Regierung diese Fragen klar 
oe antwortet, wenn wir hier einen Antrag 
haben und wenn wir der Auffassung sind, daß 
die Fragen beantwortet sind, dann sind wir 
selbstverständlich auch dafür,daß darüber 
eine Volksabstimmung abgeführt wird, aber 
ohne eine Änderung der Verfassung, sondern 
auf dem Boden der geltenden Verfassung, so 
wie wir sie heute haben. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Nehmen Sie die­
sen Entschließungsantrag, den wir heute ein­
gebracht haben, als einen Appell an die Regie­
rungsmehrheit an, daß sie ihre Entschei­
dungskompetenz wahrnimmt, daß sie bereit 
ist, die offenen Fragen von sich aus zu beant­
worten und auch Sie, Herr Energieminister, 
in die Pflicht nimmt und ermahnt, daß Sie aus 
Ihrem Amt heraus eine Staatsverantwortung 
haben, eine Verpflichtung gegenüber Ihrem 
Ressort, und daß es halt nicht geht, daß man 
gleichzeitig verantwortlicher Ressortminister 
ist und dann gewissermaßen auf zwei Klavie­
ren spielt. 

Meine Damen und Herrenl Der Herr Bun­
deskanzler und auch der Herr Klubobmann 
Wille haben immer wieder an die Opposition 
appelliert, wir sollten hier offen sein für das 
Gespräch. Wir sind mit unserem Entschlie­
ßungsantrag offen für das Gespräch. 

Ich darf den Appell an den Herrn Bundes­
kanzler, an den Klubobmann Wille und an 
Ihre Fraktion zurückgeben, den Appell: 
Geben Sie der Vernunft eine Chance! (Beifall 
bei der OVP.) 

Es liegt im wesentlichen an Ihnen, ob wir 
diese Frage im Interesse Österreichs bewälti­
gen oder ob diese Frage zu einem taktischen 
Spiel wird, wobei ich niemanden ausnehme, 
ich will da gar nicht einseitig die Schuld 
zumessen. Aber ich glaube, daß die Bevölke-

rung von uns erwartet, daß wir diese Frage 
ernst nehmen. 

Es ist heute nicht abzusehen, ob wir sie 
lösen können. Aber es sollte wenigstens das 
Bemühen sichtbar werden, im Interesse der 
Verantwortung, die wir haben, und auch im 
Interesse des Ansehens von Parlament und 
Regierung und der Politik in diesem Lande, 
daß wir diese Frage ernst nehmen und daß 
wir uns wenigstes ernsthaft um eine Lösung 
bemühen. 

Ich glaube, daß in diesem Sinne die heutige 
Regierungsumbildung auch Anlaß für ein biß­
chen Besinnung sein sollte. Mit dem Aus­
wechseln eines Ministers oder mehrerer Mini­
ster ist es nicht getan. 

Es geht um die Frage, ob man auch bereit 
ist, auch wenn es unpopulär ist, anstehende 
Probleme anzugehen, und natürlich für die 
Regierung auch die Bereitschaft zu zeigen, 
aus ihrer Regierungsverantwortung heraus, 
dieser Verantwortung gerecht zu werden. 

An der Opposition, an der Österreichischen 
Volkspartei, hat es in diesem Lande seit 1945 
noch nie gefehlt, wenn es darum ging, das 
Staatsinteresse vors Parteiinteresse zu stel­
len. Wir werden das auch weiterhin so halten. 
(Beifall bei der OVP.) 15.02 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Heindl. Ich erteile es ihm. 

15.02 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Herr 
Dr. Mock hat heute in seiner Rede zu Zwen­
tendorf Stellung genommen, Kollege König 
kündigte einen Entschließungsantrag an. 
(Präsident Dr. S ti x übernimmt den Vorsitz.) 

Wir wollen an sich heute keine Zwenten­
dorfdebatte, aus vielerlei Gründen, denn wir 
glauben, wir sollten die nächsten Termine im 
Unterausschuß - wir kommen immer mit 
Terminen schwer zusammen, aber jetzt 
haben wir zwei - abwarten und die noch offe­
nen Fragen - die für Sie noch offen sind, ich 
habe ja bereits in der letzten Unterausschuß­
sitzung diesen unseren Initiativantrag ange­
kündigt - klären. Wir von der sozialistischen 
Fraktion sind der Auffassung, diese Fragen 
sind geklärt. 

Wenn Ihr heute angekündigter Entschlie­
ßungsantrag in die Richtung geht, daß Sie 
ernsthaft die letzten für Sie noch offenen Fra-
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gen diskutieren wollen, dann sind wir über­
zeugt, daß wir seitens der Bundesregierung 
jene Auskünfte bekommen, die Sie für nötig 
erachten. 

Meine Fraktion, wie gesagt, war mit den 
bisherigen Antworten zufrieden. Wir waren 
der Auffassung, wir könnten nun den Weg 
beschreiten, den wir mit dem heute einge­
brachten Initiativantrag Heindl und Genos­
sen ja beschreiten werden. 

Herr Dr. Mock und Herr Kollege König! 
Eines ist uns ein Herzensanliegen. Sie reden 
ständig von der Sachlichkeit, leider - ich 
darf das sagen, ohne polemisch werden zu 
wollen - klingt es in der Öffentlichkeit 
anders. Wir haben - ich glaube, Sie können 
das nicht widerlegen, wir suchen auch keine 
Schuldigen - von der ersten Stunde der Ver­
handlungen im Unterausschuß angesagt, für 
uns ist das kein Schwarzer-Peter-Spiel. Das 
ist ein viel zu ernstes Thema. Wir wollen die 
Fragen aufarbeiten, damit wir zu einem 
Ergebnis kommen, das lauten soll: Volksab­
stimmung so wie 1979 vorgesehen. 

Das bedeutet, wir, meine Partei und die von 
Dr. Sinowatz geführte Regierung, haben die 
Linie eingehalten. (Abg. Dr. G r a I I: Ich 
kenne die Entschließung von 1979. Da steht 
genau das nicht drinnen, was Sie jetzt 
machen!) 

Herr Kollege Graff, Sie kennen offenkundig 
vieles nicht. Sie sollten, wenn Sie sich dau­
ernd äußern, sehr deutlich die Dinge lesen. 
(Abg. Dr. G r a I I: Ich kann lesen!) 

Sie waren noch nicht da, aber ich kann 
Ihnen sagen, wie das mit dem Entschlie­
ßungsantrag 1979 war. Lassen Sie es sich 
erklären. Ich war bei den Gesprächen dabei. 
(Abg. Dr. Gra!!: Ich habe es gelesen!) Okay. 
Sie haben es gelesen, ich werde zitieren, ich 
war dabei. Die ÖVP hat den Wunsch gehabt, 
das Atomsperrgesetz in Verfassungsrang zu 
heben. Darüber waren Gespräche zwischen 
der ÖVP-Fraktion und der SPÖ-Fraktion. 

Nach dem Führungswechsel der ÖVP, am 
7. Juli 1979, kam ... (Abg. Dr. Grafl: Schon 
vorher hat es den Entwur! einer Parteien ver­
einbarung gegeben!) Am 7. Juli 1979 kam 
dann Dr. Mock. Die Gespräche wurden fortge­
setzt. 

Dr. Mock hat basierend - so hat er es uns 
zumindest geschrieben und mitgeteilt - auf 
Bundesparteivorstandsbeschlüssen folgenden 
Vorschlag der ÖVP gebracht. Die Sozialisti-

sche Partei Österreichs und die Österreichi­
sche Volkspartei verpflichten sich - also nur 
die beiden großen Parteien; ich lege Wert auf 
diese Feststellung: nur die beiden großen Par­
teien - zur Absicherung und Respektierung 
des Mehrheitswillens der Volksabstimmung 
vom 5. November 1978 über das Kernkraft­
werk Zwentendorf. In diesem Sinne vereinba­
ren die Parteien, bekräftigt durch Beschlüsse 
ihrer Organe, eine allfällige Änderung des 
Gesetzes über das Verbot der Nutzung der 
Kernenergie zur Energieversorgung in Öster­
reich nur über einen Zweidritteibeschluß im 
Nationalrat zuzulassen. Ein solcher Beschluß 
bedarf der Zustimmung durch das österreichi­
sche Volk im Rahmen einer Volksabstim­
mung. (Abg. Dr. G r a f I: Sie lesen einen Ent­
wurf vor! - Ist das unterschrieben worden?) 

Herr Dr. Graff, hören Sie mir doch einmal 
zu. Unterbrechen Sie nicht, denn sonst wer­
den Sie wirklich nicht in der Lage sein, über 
unsere Sorge über Ihr Verhalten zu diskutie­
ren. Ich klage nicht an, ich sage das noch ein­
mal. Wir suchen keine Schuldigen, wir suchen 
Lösungen, nur, bitte, will ich zeigen: Bleiben 
wir doch beim Vereinbarten. 

Diese Vereinbarung (Abg. Dr. Gral!: Es 
war nicht vereinbart!) - lassen Sie mich doch 
ausreden, können Sie wirklich nicht einen 
anderen einen Satz zu Ende sprechen lassen? 
-, diese Vereinbarung war von Ihnen vorge­
schlagen. Sie mündete in Gesprächen, und 
das Ergebnis war der Entschließungsantrag, 
dem dann die Freiheitlichen beigetreten sind. 
(Abg. Dr. G ra 11: Nein!) 

Der Entschließungsantrag lautet, ich muß 
Ihnen den noch einmal zitieren ... (Abg. 
Dr. G ra f f: Der Entschließungsantrag war 
ein einseitiger Akt des Dr. Fischer! Ich habe 
das studiert!) 

Formal haben Sie recht. Ich will völlig auf 
dem Boden der Tatsachen bleiben, denn es 
geht mir wirklich nur darum, daß wir sachlich 
korrekt zusammenkommen. 

Der Antrag war von Dr. Fischer, aber alle 
drei Parteien haben einvernehmlich und ein­
stimmig den Entschließungsantrag beschlos­
sen, der da lautet - ich will nicht alles zitie­
ren -: Nach Auffassung des Nationalrates ... 
nicht ohne neuerliche Volksabstimmung in 
Betracht kommt (Abg. Dr. G ra ! f: Aber eine 
Vereinbarung hat es nie gegeben!), wobei der 
einer solchen Volksabstimmung zugrunde zu 
legende Gesetzesbeschluß mit einer Zweidrit­
telmehrheit beschlossen werden müßte. (Abg. 
Dr. G ra I I: Jetzt wollen Sie keinen Gesetzes-
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beschluß, sondern eine Volksabstimmung 
besonderer Art/ Sie machen das nicht, was in 
der Entschließung steht, das ist der WitzQ 

Herr Kollege Graff! Stellen Sie sich heraus 
und nehmen Sie dann Stellung zu meinen 
Ausführungen. Aber hören Sie mir zu, wie wir 
es sehen. Wir haben das einvernehmlich 
beschlossen. Jetzt haben Sie verschiedene 
Aussagen gemacht, Sie und Dr. Mock. Ich will 
das alles nicht wiederholen, ich will ja zum 
Ergebnis kommen. 

Wir sind der Auffassung, damals haben die 
drei Parteien einen politischen Willen durch­
gesetzt, alle drei Parteien, der da lautet - kle­
ben wir nicht am Wortlaut -: Wenn dieses 
Atomsperrgesetz, das in Österreich die friedli­
che Nutzung der Kernenergie untersagt, 
beseitigt werden soll - eine neue Form auf 
diesem Gebiet (Abg. Dr. G r a I I: ,,Abgeän­
dert", steht im EntschließungsantragQ - oder 
abgeändert werden soll, dann soll das mit 
Zweidrittelmehrheit und einer nachfolgenden 
Sanktionierung durch eine Volksabstimmung 
erfolgen. Sind wir uns da einig? (Abg. 
Dr. G ra I I: Jawohl! Unbedingt! Genau das 
machen Sie nicht!) 

Und genau das, Herr Kollege Graff, machen 
wir jetzt. (Abg. Dr. Grafl: Nein, "besondere 
Art" mac.hen Sie!) 

Wir wollen heute keine Zwentendorfde­
batte, wir werden uns am 21. auseinanderset­
zen. Abe:r;: ich werde Ihnen etwas sagen, was 
für uns unverständlich ist: daß permanent von 
Ihrer Seite, von Ihnen und von Dr. Mock, die 
Sie nicht in diesem Unterausschuß, weder 
jetzt noch in der letzten Legislaturperiode, 
gesessen sind, davon geredet wird. Sie haben 
keine Antworten auf die Sicherheitsfragen, 
Ihrer Auffassung nach hat sich nichts geän­
dert. 

Darf ich Ihnen sagen: Auf Grund des Volks­
begehrens 1980, zirka 421 000 Unterschriften, 
haben wir uns lange, in vielen Sitzungen, mit 
den Sicherheitsfragen beschäftigt. 

Herr Kollege König, bitte korrigieren Sie 
mich, wenn ich ein falsches Wort sage. Wir 
haben alle aufgelisteten Sicherheitsbereiche 
ausführlich und intensiv diskutiert. Wir 
haben alle diese einzelnen Bereiche abge­
schlossen und waren uns einig, daß diese 
Dinge abgehandelt sind. 

Eine Frage, ein Komplex war offen, die 
Frage der Entsorgung, diese ist nicht zu Ende 
behandelt worden. 

Neue Legislaturperiode: 1983. Ich werde 
Ihnen sagen, wie klar die Linie der Regierung 
Sinowatz war. Entsprechend dem Entschlie­
ßungsantrag, Rücksicht zu nehmen auf das 
bestehende Atomsperrgesetz bei den energie­
politischen Überlegungen, hat diese Regie­
rung im Energiebericht - offenkundig haben 
Sie das bis heute noch nicht gelesen ... 
(Abg. S tau d i n ger: Dia!) Sie schon, Herr 
Kollege Staudinger, Ihnen glaube ich das, 
aber Herr Dr. Graff offenkundig nicht. Er 
redet nur immer, ohne daß er offenkundig die 
Details kennt. (Abg. Dr. G r all: Sie irren, ich 
zitiere sehr genau!) 

Herr Dr. Graff, wenn Sie das lesen, hier 
steht sehr deutlich: Die Bundesregierung regt 
daher an, die Ergebnisse der Optimierungsun­
tersuchungen zum Energiekonzept 1984, wel­
che in Teil C dieses Berichtes dargelegt sind, 
im Hinblick auf die Kernenergie einer klären­
den parlamentarischen Bewertung zu unter­
ziehen. 

Meine Damen und Herren! Das ist genau 
das, was wir 1979 politisch wollten. Wenn es 
eine Änderung gibt, dann soll eine Regierung 
das sagen. Die Regierung hat das gesagt. 
(Abg. Dr. Grall: Die Regierung spricht mit 
zwei ZungenQ Es war eine Initiative des Par­
laments 1979, und es muß eine Initiative des 
Parlaments bleiben, das ist unsere Auffas­
sung, das Atomsperrgesetz aufzuheben. Eine 
Regierung kann nicht Gesetze beschließen, 
zum Gesetzebeschließen ist das Parlament da.­
Das ist die Meinung der Sozialistischen Par­
tei, und auf dieser Linie werden wir uns fin­
den, meine Damen und Herren, wenn Sie es 
ehrlich meinen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Herr Dr. Mock hat verlangt, die Sicherheits­
fragen soll die Regierung beantworten. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon 
gesagt, wir haben die Sicherheitsfragen bis 
1983, mit Ausnahme der Entsorgung, abge­
handelt. Meine Fraktion war es, ich war es, 
der bei der ersten Unterausschußsitzung 
gesagt hat, auch in eineinhalb Jahren ist 
sicherlich auf wissenschaftlichem Gebiet eine 
Weiterentwicklung im Sicherheitsdenken 
gewesen. Wir sollten daher die Reaktorsicher­
heitskommission - darauf haben sich alle 
drei Parteien geeinigt - fragen, ob und was 
sich im Bereich der Sicherheit geändert hat. 

Wir waren uns darüber einig. Bundeskanz­
ler Sinowatz hat die Ergebnisse der Reaktor­
sicherheitskommission den drei Klubobmän­
nern und dem Unterausschuß zur Verfügung 
gestellt. (Abg. Dr. Grall: Warum glaubt es 
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Ihnen der Koalitionspartner nicht? Was hat 
der Herr Peter gesagt?) 

Herr Kollege Graff, Sie haben abgelehnt 
und haben gesagt, Zwentendorf ist tot (Abg. 
Dr. G ra f f: Politisch tot!), ehe Sie das über­
haupt gelesen haben. Das ist unfaßbar. (Abg. 
Dr. G ra f f: Ich lese es sehr genau! Der Bun­
deskanzler weiß heute noch nicht, was die 
Endlagerung kostet!) Sie lesen etwas nicht 
einmal und lehnen es ab! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Ich kann eines sagen: Auch Ihr Dr. Taus, 
den ich schätze - ich bitte Sie, Sie waren 
nicht da, lesen Sie es durch -, hat in seiner 
Begründung seinerzeit, 1979, sehr deutlich 
gesagt, Herr Kollege Dr. König: Der einzelne 
Bürger - auch ich - ist selbstverständlich 
nicht in der Lage, die Sicherheit einer hoch­
komplizierten technischen Einrichtung detail­
liert zu beurteilen. (Abg. Dr. G raff: Eben! 
Das muß eine Bundesregierung verantwor­
ten!) Auch nicht die Bundesregierung. 

Wissen Sie, was Ihre Partei meint - ich 
glaube, sie meint es zu Recht, weil wir auch 
dieser Meinung sind -: Fachleute, exzellente 
Experten, die in der Reaktorsicherheitskom­
mission sitzen, haben zu beurteilen, ob die 
Sicherheit stimmt oder nicht. Das ist keine 
politische Frage, das ist eine Fachfrage. (Abg. 
Dr. G r a f f: Die politische Entscheidung 
nimmt der Regierung kein Experte ab!) Wir 
werden uns davon nicht abbringen lassen. 
Nicht deshalb, weil wir einen politischen 
Justamentstandpunkt einnehmen, sondern 
weil es die Wirklichkeit ist, daß es doch unse­
riös wäre, der Bevölkerung zu sagen, weil ein 
Steger oder ein Sinowatz behauptet, das 
Kraftwerk ist sicher, deswegen ist es sicher. 
(Abg. Dr. G r a f f: Beide sollen es sagen! Sie 
sagen ja etwas Verschiedenes! Sie sollen das 
gleiche sagen! Das ist ja das Problem an dem 
Ganzen!) 

Nein. Wenn Fachleute sagen, das ist in Ord­
nung, dann werden wir sagen: Jawohl, jetzt 
empfehlen wir dem österreichischen Volk 
eine Änderung. Nur das ist ehrlich, Herr Kol­
lege Graff, alles andere ist doch wirklich nicht 
vertretbar. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Es ist doch das Unfairste, der Bevölkerung 
zu sagen, es hat sich nichts geändert, die 
Sicherheit ist nicht gegeben, es ist veraltet. 
Wissen Sie, was wir im Unterausschuß gehört 
haben? Daß das eine hervorragende Sicher­
heitstechnologie ist. (Abg. Dr. G r a fl: Wo ist 
das Entsorgungskonzept?) Fragen Sie doch 
Ihre Kollegen! Sie haben offenbar vor lauter 

Polemisieren keine Zeit, mit Ihren Kollegen 
zu diskutieren, die mit uns im Unterausschuß 
sitzen, Herr Kollege Graff. (Abg. Dr. G r a I f: 
Was kostet die Endlagerung? Wo ist das Ent­
sorgungskonzept~ 

Herr Dr. Graff, das liegt ja vor. Ich schicke 
es Ihnen persönlich, wenn Sie es von Ihrer 
Fraktion nicht kriegen. (Abg. Dr. G r a I I: Das 
Entsorgungskonzept können Sie mir gern 
schicken!) Ich werde Ihnen die Unterlagen 
schicken, lesen Sie sie durch, sie sind von 
Fachleuten erster Kategorie, das hat uns 
Dr. Eklund bestätigt. (Abg. Dr. Graff: Aber 
was ist mit der Entsorgung?) Zur Entsorgung 
komme ich schon noch. 

Dr. Eklund hat uns gesagt, die in der öster­
reichischen Reaktorsicherheitskommission 
tätigen Fachleute haben internationalen Ruf. 
Sie haben das internationale Wissen einge­
bracht. Wir können uns verlassen, weil sie 
exzellente Fachleute sind. Ich wehre mich 
dagegen, daß von Ihrer Seite ständig diesen 
Fachleuten die Qualität abgesprochen wird. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ. Abg. 
Dr. G r a f f: Das hat kein Mensch gesagt! Das 
Problem sind nicht die Fachleute! Das Pro­
blem ist der Steger! - Abg. Ben y a: Der ist 
gescheiter als alle Experten! Hast du das noch 
nicht bemerkt?) 

Herr Dr. Graff! Wenn Sie es nicht zur 
Kenntnis nehmen, sprechen Sie ihnen die 
Qualität ab. Ich bleibe dabei. (Zwischenruf.) 
Ich steigere mich überhaupt nicht hinein, ich 
will nur klarlegen. Wir wollen uns sachlich 
auseinandersetzen. (Abg. Dr. Grall: Wir 
warten auf den Steger, nicht auf die Fach­
leute!) Ich weiß schon, was Ihnen nicht paßt: 
die Wahrheit, Herr Dr. Graff. Die Wahrheit 
paßt Ihnen nicht, das ist es! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Abg. Dr. G r a I I: Ich habe nichts 
gegen die Wahrheit! Was soll ich gegen die 
Wahrheit haben?) 

Die Wahrheit ist nämlich - das haben wir 
erst vorige Woche gehört -: Auf meine dezi­
dierte Frage an den Generaldirektor emeritus 
Dr. Eklund, ob es in Kenntnis der Sicherheit, 
in Kenntnis des Entsorgungsangebotes durch 
die Sowjetunion ein sachliches Argument 
gibt, Zwentendorf nicht in Betrieb zu nehmen, 
war die Antwort: Nein! (Abg. Dr. G r a f f: 
Schmeißen Sie den Steger hinaus! Nehmen 
Sie den Eklund als Energieminister! - Abg. 
Ben y a: So etwas sitzt im Hohen Haus! -
Abg. Dr. Gralf: Das werden Sie mir nicht 
übelnehmen, Herr Präsident!) 

Das heißt, dieser Mann hat sehr deutlich 
gesagt, Herr Dr. Graff, Österreich ist in der 
Lage, dieses Kraftwerk in Betrieb zu nehmen. 
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Jetzt komme ich zum zweiten Teil. Die 
Sicherheitsfrage ist eindeutig geklärt, meine 
Damen und Herren. Fragen Sie Ihre Kollegen 
im Unterausschuß, die werden es Ihnen 
beantworten. (Unruhe bei der OVP. 
Abg. Ben ya: Zuhören und lernen könnten 
Sie schon! - Abg. Dr. G r all: Ich höre ja zu! 
Den Steger müssen Sie mir bringen! Das brin­
gen Sie nicht zusammen!) 

Herr Dr. Graff! Meine Damen und Herren 
der Österreichischen Volkspartei! Unser Bun­
deskanzler, der Parteivorsitzende, hat deut­
lich gesagt - und wir bleiben alle dabei, denn 
das war von Anfang an unsere Linie -: Jedes 
polemische Argument weglassen! Wir haben 
es nicht notwendig, mit Halbwahrheiten zu 
operieren. Sachargument neben Sachargu­
ment, und wenn die Entscheidungsgrundlage 
da ist, dann treten wir vor das österreichische 
Volk hin mit der 1979 in Aussicht genomme­
nen Volksabstimmung nach vorhergehender 
Zweidrittelmehrheit im Parlament. (Abg. 
Dr. Grall: Das ist eine andere Volksabstim­
mung!) 

Ich lade Sie ein, wenn der Entschließungs­
antrag, den Kollege Dr. König angekündigt 
hat, in die Richtung zielt, daß Sie noch offene 
Fragen haben: Stellen Sie sie! Wir wollen dar­
über reden, wir wollen, daß Sie jede Antwort 
bekommen, die auch wir sonst verlangen wür­
den. Ich darf Sie nochmals erinnern: Ich war 
es, der die Fragen gestellt hat. Meine Frak­
tion hat gesagt, es soll keine Frage unbeant­
wortet bleiben, damit wir in aller Seriosität 
und mit gutem Gewissen mit einem hohen 
Maß an Glaubwürdigkeit vor die österreichi­
sche Bevölkerung hintreten und sagen kön­
nen: Es hat sich so vieles geändert, es hat sich 
so vieles weiterentwickelt. Wir schlagen vor, 
daß wir im Interesse der energie- und wirt­
schaftspolitischen und umweltpolitischen 
Zukunft Österreichs das österreichische Volk 
noch einmal mit dieser Frage befassen wol­
len. Wir müssen hiezu eine breite Entschei­
dungsgrundlage vorlegen, die leicht verständ­
lich ist, aber ein hohes Maß an Sicherheit ent­
hält. (Abg. Dr. G ra I f: Müssen nichtJ) 

Und jetzt zuletzt - denn die Sicherheits­
frage ist auch kein Argument mehr - die 
Entsorgung. Herr Dr. Graff, ich war heute 
entsetzt, wie der Herr Dr. Mock gesagt hat: 
Na ja, das Memorandum der Sowjetunion! Es 
gab vorher schon Schah-Angebote, es gab 
ägyptische Angebote. (Abg. Dr. G r all: Mit 
Verhandlungsangebot! Sie können doch nicht 
ernstlich auf ein Verhandlungsangebot ver­
weisen!) Lassen Sie mich, bitte, einen Satz zu 
Ende sprechen, Herr. Dr. Graff. Sie wollen 

offenkundig nicht, daß ich zu Ende spreche. 
(Abg. Dr. G r a f f: Sie reden ja ohnehin die 
ganze Zeit! - Abg. Dr. Ve s e 1 s k y: Wer ist 
denn am Wort?) 

Herr Dr. Grafi! Noch einmal, ich kritisiere 
nicht die Äußerung von Dr. Mock. Jeder hat 
seine Meinung. (Abg. Dr. Grall: Aber auf 
die Argumente gehen Sie nicht ein!) Ich gehe 
ja ein, ich will ja, aber Sie lassen mich nicht 
reden. Dr. Mock hat hier heute erklärt - ich 
habe das mitgeschrieben -: Das Angebot, das 
Sie jetzt hier vorlegen, ist ja nicht mehr als 
ein Angebot. Das hatten wir schon vom 
Schah, das hatten wir von Sadat. 

Jedes Land ist gleich. Keine Frage. Ich muß 
sagen - ich muß das vorsichtig formulieren 
-, es ist eigentlich ein starkes Stück, zu 
sagen, daß das Angebot einer technologisch 
so hoch liegenden Nation wie der Sowjet­
union vergleichbar ist mit einem Angebot 
Ägyptens. (Abg. Dr. Grall:Ja was kostet es 
denn?) Lassen Sie mich sprechen. Sie lenken 
immer ab. 

Bleiben wir bei der Wertigkeit des Anbots. 
Die Sowjetunion ist ein Land- Herr 
Dr. Grafi, Sie wissen das offenkundig nicht 
-, das selbst 46 Reaktoren betreibt, das 
30 Reaktoren in die ganze Welt geliefert hat, 
zum Unterschied von jedem anderen Reaktor­
lieferland mit der Verpflichtung, abgebrannte 
Brennelemente zurückzunehmen. (Abg. 
Dr. G r a f I: Auch amerikanische?) Die liefern 
sie ja selbst, warum brauchen sie amerikani­
sche? (Abg. Dr. Grall: Dürfen sie das? Wo 
ist der Vertrag?) 

Ich komme schon darauf, Herr Dr. Graff! 
Sie lassen mich nicht einen Satz zu Ende 
reden. Es ist unfaßbar. Sie wollen die Wahr­
heit nicht hören. (Abg. Ben y a: Er kann ja 
nicht zuhören! Er weiß alles besser! In Wirk­
lichkeit weiß er nichts!) 

Wie ist die Wahrheit? Sie müssen doch 
zugeben, daß ein mündliches Anbot eines 
Regierungschefs, wie es der Schah war oder 
wie es Präsident Sadat war, nicht mit einem 
schriltlichen Memorandum der Sowjetunion 
vergleichbar ist, das an Österreich gegangen 
ist. Das ist das erste. 

Sie kennen bereits den wesentlichen Teil 
des Inhaltes; beurteilen Sie ihn. (Abg. 
Dr. G r a I I: Da steht, wir werden verhan­
deln!) 

Das ist doch ein Unterschied, Herr 
Dr. Grafi! Hier handelt es sich um ein Land, 
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das bisher jedesmal bei Lieferung eines Reak­
tors die Verpflichtung mit übernommen hat, 
die abgebrannten Brennelemente zurückzu­
nehmen. Nicht nur von COMECON-Ländern, 
auch von anderen Ländern. (Abg. Dr. G ra I I: 
Also müssen wir dort kaufen!) 

Auf meine Frage an Dr. Eklund, ob er als 
Generaldirektor der Atomenergiebehörde in 
der Lage gewesen ist, zu prüfen, ob die betref­
fenden Länder in aller Form und Sachlichkeit 
diese Verträge erfüllen konnten, hat er 
gesagt: Mir ist aus keinem Land und aus kei­
ner Region bekannt, daß das nicht funktio­
niert hat. (Abg. Dr. G r all: Das ist kein Ver­
trag!) Das heißt, das ist ein Land, das bereits 
mit dieser Form des Brennstabrücknehmens 
vertraut ist, es praktiziert. Es ist also etwas 
anderes - sind wir einig? - als Iran oder 
Ägypten, die selber keine reaktorproduzieren­
den Länder sind. Es ist eine andere technolo­
gische Ebene, auf der wir uns bei der Sowjet­
union befinden. 

Jetzt zu Ihrem Argument, das sei nicht 
möglich. (Abg. Dr. G r a I I: Das habe ich nicht 
gesagt, daß es nicht möglich ist! Ich habe 
gesagt: Es ist ein Verhandlungsangebot!) 
Okay. (Abg. Dr. Grall: Wo ist der Vertrag?) 
Antwort, Herr Dr. Graff, klare Antwort: Es ist 
richtig, Österreich, die GKT, müßte den Liefe­
ranten der Brennstäbe fragen, ob wir abge­
brannte Brennelemente dorthin liefern. (Abg. 
Dr. G r a I I: Erster Punkt!) 

Und darf ich Ihnen eine Antwort geben? Ich 
bin nicht der Geschäftsführer der G KT; der 
muß ja den Vertrag einhalten. (Abg. 
Dr. G r a I I: Aber es ist alles geklärt!) Aber 
ich sage Ihnen meine Antwort. Ich habe mich 
vergewissert, und die bestätigen mir, daß sie 
so handeln würden. Wenn die amerikanischen 
Lieferanten nein sagen würden, dann würden 
wir die derzeit lagernden Brennelemente ver­
kaufen und anderswo die Erstbeschickung 
des Kernes einkaufen. (Abg. Dr. G r a I I: Also 
bei den Russen!) Wir könnten das ganz klar 
regeln. 

Diese Frage ist berechtigt, die Sie stellen. 
(Abg. Dr. Grall: Und was kosten die?) Herr 
Dr. Graff! Die Frage ist berechtigt, die Sie 
stellen, aber sie ist klar zu beantworten. 
Daher ist das kein Argument, daß das Memo­
randum der Sowjetunion nichts oder zuwenig 
wäre. 

Ich bleibe dabei. Dr. Eklund hat auf meine 
Frage - Ihre Kollegen saßen dabei -, ob sei­
ner Meinung nach dieses Angebot geeignet 
ist, den Brennstoffkreislauf bei einer Inbe-

triebnahme von Zwentendorf zu schließen, 
gesagt: Ja. - Mehr noch. Er hat gesagt: Das 
ist ein interessanter neuer Weg, der auch für 
andere Länder interessant werden wird. -
Wissen Sie, warum? Weil erst vor 14 Tagen die 
Sowjetunion mit der Atomenergiebehörde 
zum erstenmal einen Vertrag unterschrieben 
hat (Abg. Dr. G r all: Mit uns hat sie noch 
keinen Vertrag unterschrieben! - Zwischen­
rufe bei der SPÖ. - Abg. Ben ya: Das ist 
sinnlos!), in dem sie sich verpflichtet, daß die 
Atomenergiebehörde zivile Reaktoren in der 
Sowjetunion prüfen kann. Und wissen Sie, 
warum nach Meinung internationaler Fach­
leute das so interessant ist? Weil damit die 
Sowjetunion eintritt in den Kreis jener, die im 
gesamten internationalen Brennstoffkreislauf 
in diesem Bereich selbst mitwirken wollen. 
(Abg. Dr. G r a I I: Das ist wie ein Halsband in 
der Auslage! Sie wissen nicht einmal den 
Preis!) 

Das ist ein neuer Weg, Herr Dr. Graff, 
meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Das sind Sachargu­
mente, die niemand, kein ernst zu nehmender 
Mensch, vom Tisch wischen kann. Was wir 
wollen, ist, auf dieser Basis, auf der klaren 
Linie weiterzugehen, die von der Regierung 
vorgegeben ist (Abg. Dr. G r a I I: Nichts ist 
vorgegeben! Das ist ja das Problem!), die wir 
seinerzeit, 1979, eingeleitet haben. Mit "wir" 
meine ich die Abgeordneten dieses Hauses. 
Wir sind damals initiativ geworden, wir wer­
den es jetzt wieder sein müssen, wenn wir das 
Atomsperrgesetz wegbringen wollen. 

Ich lade Sie ein. Wir haben heute einen Ini­
tiativantrag eingebracht, dessen Fragestel­
lung fast identisch ist mit der des Dr. Taus 
von seinerzeit. (Abg. Dr. G r a I I: Fast! Es lebe 
der kleine Unterschied!) Die Frage, die wir 
stellen, lautet: "Stimmen Sie der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie in Österreich -
Inbetriebnahme des Kraftwerkes Zwenten­
dorf - zu?" Dr. Taus hat seinerzeit die Frage 
gestellt: "Sind Sie für die Einführung der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie - ja 
oder nein?" 

Ich kann Ihnen sagen: Ich bin sofort bereit 
- und meine Fraktion auch -, die Frage von 
unserer Formulierung auf die Ihre zu ändern. 
Da haben wir wirklich kein Bestemm. Wir 
wissen nur, was wir wollen: ein klares Ja. Sie 
wissen es nicht. Sie wollen zwar mit uns, oder 
Sie wollen vielleicht, daß Zwentendorf in 
Betrieb geht, aber Sie haben Angst davor, ja 
sagen zu müssen. (Abg. Dr. G r all: Wir war­
ten auf die Regierung, sonst gar nichts!) Das 
geht halt nicht. Entweder ich bin für Zwenten-
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dorf, dann muß ich ja sagen, dann niuß ich 
diesen Weg gehen, oder ich will es verhin­
dern, was Sie bis jetzt offenkundig versuchen, 
dann bleiben Sie bei Ihrem Nein. (Abg. 
Dr. G r a f f: Vom Entsorgungskonzept woll­
ten Sie doch etwas erzählen!) 

Ich hoffe bis zur letzten Stunde, wie es Herr 
Dr. Sinowatz gesagt hat. Bis zur letzten 
Stunde hoffen wir und sind wir verhandlungs­
bereit, diese für Österreichs Zukunft so wich­
tige Frage einvernehmlich zu lösen. Wir bit­
ten Sie - wir bitten Sie! -, auf dem Boden 
der Sachlichkeit, auf dem Boden der Entschei­
dungsgrundlagen die entsprechende 
Beschlüsse zu fassen. (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Dr. G r a f f: Sobald die Regierung 
kommt, können Sie mit uns reden! -
Abg. S tau d i n ger: Eine gar nicht undem­
agogische Rede!) 15.25 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Ing. Gassner. 

15.25 

Abgeordneter Ing. Gassner (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
Ministerkarussell hat sich fortgesetzt: Wir 
haben einen neuen Minister. (Heiterkeit. -
Abg. Ing. Hob I: Wieder kein ÖVPler!) Das 
Meinungskarussell setzt sich fort: Die Regie­
rung kündigt etwas an, sie ändert ihre Mei­
nung, und jene Probleme, die für uns wichtig 
wären, werden angekündigt und nicht gelöst. 

Was meine ich damit? Daß zum Beispiel die 
Regierung Sinowatz I ganz klar gesagt hat: 
Ein wichtiges Anliegen für die Arbeitnehmer 
auch dieses Landes wäre es, eine Steueran­
passung durchzuführen. Der Herr Bundes­
kanzler hat dann den damaligen Finanzmini­
ster Salcher gleichzeitig mit einer Nichtdurch­
führung der Steueranpass~~ aus der Mini­
sterriege entfernt. Einige Tage später hat der 
Herr Finanzminister erklärt - der neue 
Finanzminister Vranitzky -, gemeinsam mit 
seinem Regierungskollegen Minister Fischer, 
es wird leider keine Steueranpassung geben. 

Das, Herr Bundeskanzler, sind vor allem 
Fragen, die die Arbeitnehmer berühren. Das 
sind Fragen, die Sie in der Regierung ver­
mehrt diskutieren sollten: die Fragen der 
Wirtschaftspolitik, die Fragen der Beschäfti­
gung, vor allem der Jugendbeschäftigung, die 
Fragen der Einkommenssicherung und die 
Fragen der Bekämpfung der Umweltver­
schmutzung. Das steht im Vordergrund für 
uns von der ÖVP. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es wird der 

neue Bautenminister - dem ich viel Erfolg 
wünsche in seinem Ressort - bestimmt 
emige Probleme bekommen, wenn der 
Finanzminister Vranitzky erklärt hat - in 
der ,,Arbeiter-Zeitung" vom 9. Februar ist es 
nachzulesen -, er werde gegenüber dem Bau­
tenminister in jeder Weise zugeknöpft sein. 

Ich habe den Herrn Finanzminister gefragt, 
wie er das versteht, nachdem der damalige 
Bautenminister beim Bautengipfel gesagt hat, 
was er alles tun wird. Wenn der Finanzmini­
ster erklärt, er ist zugeknöpft, wo sollen die 
Gelder herkommen? 

Ich glaube, daß es hier doch notwendig ist 
im Sinne einer Beschäftigungspolitik, um für 
die knapp 60 000 Bauarbeiter in Österreich 
B~schäftigung zu finden, daß der Finanzmini­
ster überlegt, welche Maßnahmen wir setzen 
können, um vermehrt Arbeitnehmern wieder 
Arbeit zu geben. 

Das ist unser Anliegen, meine Damen und 
Herren! Das ist die Frage an den Bautenmini­
ster und an die gesamte Regierung! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Eine weitere Frage: die Frage der Jugend­
beschäftigung. Herr Bundeskanzler! Wir 
haben wiederholt darüber diskutiert. Die ÖVP 
hat zwei Anträge eingebracht. Vergangene 
Woche hat sich auch der ÖG B-Bundesvor­
stand mit dieser Problematik beschäftigt und 
in einem Satz unter anderem festgestellt: 
Dennoch muß dem Problem der Jugendbe­
schäftigung größtes Augenmerk gewidmet 
werden, nicht nur 1985, im Jahr der Jugend, 
weil wir eben die Jugendbeschäftigung als 
großes Anliegen sehen. 52 000 junge Men­
schen zwischen 19 und 25 Jahren, lesen wir 
heute in den Zeitungen, haben keine Arbeit. 

Herr Bundeskanzler! Keine Alternativen, 
keine Vorschläge. 

Wir von der ÖVP haben sie eingebracht, 
bereits 1983 vor der letzten Nationalratswahl. 
Dann haben wir sie wiederholt. Wir haben 
zum Beispiel verlangt: Betriebe, die sich 
bereit erklären, arbeitslose Jugendliche ein­
zustellen, sollen zusätzliche steuerliche 
Abzugsmöglichkeiten erhalten. Gewährung 
einer Einschulungs- und Ausbildungsprämie 
für zusätzlich aufgenommene Jugendliche in 
der Altersstufe zwischen 17 und 25 Jahren. 
Weitere Punkte sind die Verbesserung der 
Strukturdaten, die Verbesserung der Bil­
dungs- und Berufsberatung, um nur einige zu 
nennen. Herr Bundeskanzler! Wir sind in die­
sen Fragen nicht weitergekommen. 52 000 
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junge Menschen warten auf einen Arbeits­
platz. Und da wird die Regierung umgebildet, 
sie muß umgebildet werden, egal aus welchen 
Gründen! 

Aber was wir erwarten, Herr Bundeskanz­
ler, ist, daß diese Regierung Initiativen setzt, 
um diese Probleme zu bewältigen, in der 
Frage der Beschäftigungspolitik, in der Frage 
der Wirtschaftspolitik, um auch den jungen 
Menschen eine Chance zu geben. 

Der ÖG B-Bundesvorstand hat auch gesagt: 
Die Wettbewerbsfähigkeit der österreichi­
schen Wirtschaft wird auch davon abhängig 
sein, ob ihr in Zukunft ebenfalls gut ausgebil­
deter beruflicher Nachwuchs in genügendem 
Ausmaß zur Verfügung steht. 

Wir haben damals in der Analyse der 
Jugendbeschäftigung durch die ÖVP festge­
stellt, daß wir zum Teil falsch ausgebildete 
Jugendliche haben. Wir wissen, wir haben 
zuviel ausgebildete Kindergärtnerinnen, 
zuviel ausgebildete Handelsschüler, die die 
heutige Wirtschaft nicht aufnehmen kann. 

Herr Bundeskanzler, was geschieht hier, 
um bessere Prognosen für die Beschäftigung 
zu bekommen? Was geschieht von seiten des 
Unterrichtsministeriums, was geschieht von 
seiten des Handelsministeriums, um festzu­
stellen: Welche Menschen mit welcher Berufs­
ausbildung brauchen wir in den nächsten J ah­
ren? Hier geschieht leider meiner Meinung 
nach viel zuwenig, ja ich bin der Ansicht, es 
geschieht gar nichts. 

Es gab nun anscheinend eine Einigung zwi­
schen Unterrichtsminister und Handelsmini­
ster in der Frage der Berufsberechtigung an 
den berufsbildenden Schulen. Als ich das 
gehört habe im vergangenen Jahr, Herr Bun­
deskanzler, daß man jungen Menschen die 
Chance nimmt, mehrere Berufe in der schuli­
schen Ausbildung zu erlernen, daß man ihnen 
diese Chance wegnimmt... (Abg. Ing. 
Hob 1 : Wer wollte das?) Das ist egal, wer das 
möchte. (Abg. Ing. Hob l: Nein, nein! Sie 
sagen, der Bundeskanzler!) 

Darf ich das im Klartext sagen: Natürlich 
weiß ich, daß man gemeinsam, Arbeiterkam­
mer und Bundeskammer, beisammen geses­
sen ist. Aber die Verantwortung hat der Han­
deisminister gemeinsam mit dem Unterrichts­
minister. Die haben die Verantwortung. (Bei­
fall bei der ÖVP. - Abg. Ing. Hob l: Herr 
Kollege Gassner! Und die, die die Verantwor­
tung haben, haben jetzt eine Entscheidung 
getroffen!) 

Darf ich noch etwas dazu sagen. Sie sind 
anscheinend nicht informiert. Was ist bei die­
ser Diskussion, bei der Auflistung der Berufs­
berechtigungen geschehen? Hier hat sich der 
Berufsausbildungsbeirat zusammengesetzt 
und hat Vergleiche angestellt, und er hat 
nichts getan im Sinne einer Bewertung, 
nichts im Sinne einer Zielsetzung. Hier ist ein 
großer Unterschied zwischen dem damaligen 
Handelsminister Staribacher 1974 und dem 
jetzigen Handelsminister Steger. Staribacher 
hat 1974 ganz klar gesagt: Ich möchte eine 
Zielorientierung bei den Berufsberechtigun­
gen haben. Er hat seinen Beamten bereits vor 
den Beratungen im Berufsausbildungsbeirat 
etwas vorgegeben, Herr Abgeordneter. 

Nur, der Herr Handelsminister Steger hat 
diese Dinge verschlafen. Er hat keine Zielori­
entierung vorgenommen, leider auch nicht 
der Unterrichtsminister. Aber das erwarten 
wir uns ja von einer Regierung: daß sie eine 
Orientierung gibt, daß sie Verantwortung 
trägt und sagt, was sie möchte. Leider hat sie 
das damals nicht getan, und damit gab es 
diese Problematik. (Abg. Ing. Hob l: Was ist 
herausgekommen? - Abg. Dr. K hol: Wer 
hat demonstriert?) Warum denn? Weil wir 
massiv verlangt haben, daß sich etwas ändert. 
Die Lehrer, die Eltern, die Schüler sind mas­
siv aufgetreten. Wie viele Briefe soll ich Ihnen 
zeigen in dieser Richtung? 

Wir haben Gott sei Dank durch den Druck 
der Öffentlichkeit erreicht, daß jetzt der 
Unterrichtsminister sagt: Jawohl, ich werde 
diese Dinge ändern! Die Öffentlichkeit hat 
das erreicht, die Betroffenen haben das 
erreicht, nicht Ihr Minister. Den hat man 
dazu zwingen müssen, die Dinge zu ändern. 
Das ist die Wahrheit in diesem Bereich. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Was wir wollen 
ist, daß wir den jungen Menschen mehr Chiln­
cen einräumen, daß man nicht zu Lasten 
einer Gruppe Politik macht und Ausbildungs­
normen festlegt. Lieber wäre es uns gewesen, 
wenn man darüber diskutiert hätte, wie man 
dem Lehrling, dem künftigen Facharbeiter 
vermehrt Chancen einräumen kann, statt zu 
sagen, wir nehmen den anderen die Chancen 
weg. Das wäre der falsche Weg der Regierung 
gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, wir werden nur dann die 
Zukunft bewältigen und wirtschaftlich auch 
expandieren können, wenn wir die Jugend 
besser ausbilden, weil wir mit einer zukunfts­
orientierten Jugend die Probleme der Zukunft 
bewältigen können. 
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Damit, Herr Abgeordneter Heindl, doch 
auch noch ein paar Worte zu Zwentendorf und 
zur Atomenergie. Herr Abgeordneter Heindl! 
Wir haben im ÖGB auch darüber diskutiert, 
aber nicht nur im ÖGB, sondern in vielen 
Gesprächen; nicht nur hier, wo es Gespräche 
zwischen den Parteien gegeben hat. Auch ich 
habe ganz klar immer wieder meine Meinung 
dazu gesagt. Erst am vergangenen Montag, 
Herr Bundeskanzler, hat Parteiobmann Mock 
Sie gefragt: Wie sind die Probleme gelöst, wie 
schaut der Vertrag mit den Russen aus, was 
wird die Endlagerung kosten? Sie konnten 
ihm darauf keine Antwort geben. (Bundes­
kanzler Dr. Si n 0 wa tz: Überhaupt nicht 
gefragt!) 

Herr Bundeskanzler, ich würde eines emp­
fehlen: Schicken Sie den Außenminister und 
den Handelsminister nach Rußland. Sie sol­
len dort Verhandlungen führen und mit 
einem Ergebnis nach Hause kommen. Dann 
soll man dem Parlament sagen: So schauen 
die Verträge aus. 

Oder, Herr Abgeordneter Heindl, wenn 
man das wirklich möchte: Natürlich hat die 
Reaktorsicherheitskommission eine Meinung 
geäußert. Aber wir sind eben der Ansicht, daß 
der Herr Bundeskanzler zu sagen hat: Ich 
identifiziere mich mit dieser Meinung, und 
nicht nur sozusagen als Privatpost das Ergeb­
nis den Fraktionsobmännern schicken soll. 

Herr Bundeskanzler! Ich sage das auch als 
Vorsitzender der Christlichen Gewerkschaf­
ter: Wenn Sie das Problem gelöst haben wol­
len, dann legen Sie uns einen Vertrag unter­
schriftsreif vor, dann identifizieren Sie sich 
mit den Ergebnissen der Reaktorsicherheits­
kommission, und dann werden wir darüber 
diskutieren und sagen, ob wir zustimmen 
oder nicht. Wenn Sie das haben wollen, dann 
legen Sie uns das vor, Herr Bundeskanzler. 
D§Pll werden wir darüber entscheiden. Das 
ist der einzige Weg, der möglich ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

Aber das wollen Sie nicht, das ist eben die 
Problematik. Also, Herr Abgeordneter Heindl, 
wenn wir die Probleme lösen wollen, dann 
suchen wir einen Weg, der wirklich gemein­
sam gangbar ist. Es kann doch nicht so 
schwer sein, Herr Bundeskanzler, die Ver­
handlungen mit den Russen aufzunehmen, 
und es kann doch nicht so schwer sein, daß 
die Bundesregierung oder der Herr Bundes­
kanzler sagt: Ich identifiziere mich damit, ich 
übernehme die Verantwortung! - Sie regie­
ren, Herr Bundeskanzler, Sie haben die Ver­
antwortung zu übernehmen, nicht die Reak-

torsicherheitskonferenz. Und das Parlament 
hat dann zu entscheiden und zu sagen: Auf 
Grund der Berichte, auf Grund der Vorlagen 
werden wir zustimmen oder nicht zustimmen. 
- Das ist der einzige Weg, der meiner Mei­
nung nach in dieser Frage sinnvoll und gang­
bar ist. 

Meine Damen und Herren! Natürlich hätten 
wir Interesse an der Kerntechnologie, an der 
Atomtechnologie. Herr Bundeskanzler! Meine 
Damen und Herren von der Regierung! Wir 
müssen uns mit diesen zukunftsorientierten 
Techniken auseinandersetzen, mit der Frage 
der Biotechnik, der Frage Biosprit, der Frage 
der Gentechnik. Wenn wir hier nicht konkur­
renzfähig sind, wenn wir nicht zeitgerecht die 
Weichen stellen, Herr Bundeskanzler, werden 
uns die anderen überrollen. 

Ich habe erst vor einigen Tagen Gelegen­
heit gehabt, mit dem neuen Wirtschaftskom­
missar Pfeifer in Brüssel zu sprechen. Es wird 
sich die EWG mit den Fragen der Biotechnik 
massivauseinandersetzen, weil natürlich die 
Spanier und die Portugiesen, wenn sie in die 
Europäische Gemeinschaft eintreten, land­
wirtschaftliche Produkte einbringen. 

Herr Bundeskanzler! Hier darf die Bundes­
regierung nicht weiter auf der Bremse stehen. 
Hier muß etwas geschehen. Es hat ja auch der 
Generaldirektor der VOEST-Alpine gemeint, 
wir müssen uns mit den Problemen der Bio­
technik auseinandersetzen, wir müssen ver­
suchen, hier etwas anzubieten, um letztlich 
diese Technik in Österreich forschungsmäßig 
zu verarbeiten und damit konkurrenzfähig zu 
sein. Wenn wir in Österreich früher als in 
anderen Ländern oder zumindest nicht später 
als in anderen Ländern modeme Technolo­
gien anwenden, dann werden wir konkurrenz­
fähig sein, dann werden wir unsere Produkte 
verkaufen können, dann werden mehr Arbeit­
nehmer die Chance haben, einen Arbeitsplatz 
und damit ein Einkommen zu haben. 

Das sind Probleme, Herr Bundeskanzler, 
die uns berühren, uns·' von der ÖVP, uns 
Arbeitnehmer. Hier könnten Sie der Heraus­
forderung gerecht werden. Wir fordern Sie 
auf, hier tätig zu werden und Maßnahmen zu 
setzen, auch in der Biotechnik, Herr Bundes­
kanzler. (Beifall bei der 6vp.) 

Erst vor einigen Wochen haben wir den 
Bericht des Europäischen Managementfo­
rums bekommen. Österreich ist wirtschaftlich 
im Absteigen begriffen, es ist vom 7. auf den 
11. Rang im Jahr 1984 zurückgefallen. Herr 
Bundeskanzler, beunruhigt das Ihre Regie­
rung nicht? Sollten wir hier nicht Maßnah-
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men setzen, nicht offensiv werden? Wenn ich 
daran denke - als Vergleichszahlen -, was 
hier weltweit im Bereich der neuen Technolo­
gie passiert ist: In den Vereinigten Staaten 
wurden von 1974 bis 1983 im Bereich der 
neuen Technologie 8,8 Millionen neue Arbeits­
plätze geschaffen, allein in Japan 3,2 Millio­
nen und in Westeuropa - ich sage: leider -
nur 1 Million. 

Herr Bundeskanzler! Was ist in Österreich 
geschehen? Was wurde für eine vermehrte 
Forschungsförderung seitens der Bundesre­
gierung getan? Wir kennen die Budgetan­
sätze. Sie haben sich in der Relation zum 
Budget nicht geändert. Die Steigerungsrate in 
Österreich hat 76 Prozent betragen, in den 
Vereinigten Staaten 163 Prozent seit dem 
Jahr 1975. Das heißt, die absoluten Werte sind 
höher. Natürlich: größeres Volk - größeres 
Bruttonationalprodukt. Aber wenn auch die 
Steigerungsraten nicht mithalten, wenn 
immer weniger in Relation zu anderen Natio­
nen geforscht wird, weniger Mittel aufgewen­
det werden, dann, Herr Bundeskanzler, hat 
einer vor einigen Tagen gesagt, werden wir 
im Hinterhof der Industriepolitik nicht nur 
Europas, sondern der Welt landen. Und das ist 
ein falscher Weg. 

Wir brauchen eine offensivere Forschungs­
politik und Förderungspolitik, in der Bewälti­
gung neuer Technologien, auch in der 
Umweltproblematik. Dann werden wir Öster­
reicher konkurrenzfähig sein, dann wird man 
in Österreich auch die entsprechenden 
Arbeitsplätze schaffen können. . 

Wenn ich nur an die Umweltproblematik 
denke: Herr Bundeskanzler, 59 Prozent der 
Österreicher sagen bei einer Umfrage, das 
wichtigste wären der Einbau von Filteranla­
gen und die Entschwefelung von Kraftwerks­
und Industrieabgasen. 59 Prozent der Öster­
reicher! Sie haben im Budget 1985 1 Milliarde 
Schilling. Wir wissen aus Berichten des lFO 
und des IHS, daß in Österreich rund 150 Mil­
liarden Schilling aufzuwenden wären, um an 
jene Filteranlagen einzubauen, die jetzt 
bereits vorgeschrieben sind. 150 Milliarden, 
Herr Bundeskanzler! Was geschieht? - 1 Mil­
liarde Schilling im Budget! 

Herr Bundeskanzler! Für uns wäre das eine 
Chance, auf diesem Gebiet zu forschen, neue 
Technologien, neue Einrichtungen zu entwik­
keIn. Für das Kraftwerk Dümrohr müssen 
wir von den Japanern Anlagen, zumindest die 
Lizenz, kaufen. Wenn die österreichischen 
Unternehmen nicht konkurrenzfähig sind, 

dann werden wir diese Anlagen aus Japan 
beziehen müssen. 

Hier haben wir Dinge versäumt. Hier 
müßte die Regierung offensiver werden, egal 
in welchem Bereich, und Maßnahmen setzen, 
um konkurrenzfähiger zu werden und die 
österreichische Wirtschaft anzukurbeln. Das 
sind unsere Forderungen an die gesamte 
Regierung, natürlich auch an den neuen Bau­
tenminister. 

Wenn ich feststelle, daß die Arbeitnehmer 
vor allem im Arbeiterbereich in zunehmen­
dem Ausmaß geringer beschäftigt werden, 
daß die Arbeitslosigkeit gerade bei den Arbei­
tern steigt, daß zum Beispiel im Jahre 1984 im 
Durchschnitt nur 2,2 Prozent der Angestell­
ten, aber bereits 7 Prozent der Arbeiter 
arbeitslos waren, dann heißt das für mich, daß 
wir in der Industriepolitik massive Anstren­
gungen unternehmen müssen, um konkur­
renzfähig zu sein, um neue Produkte auf den 
Markt zu bringen, dann muß Österreich eine 
offensive Wirtschaftspolitik betreiben. 

Herr Bundeskanzler! Ich würde mir als eine 
moderne Politik der Regierung vorstellen, daß 
die Regierung Anstöße gibt, entsprechend 
Mittel einsetzt, um die österreichische Wirt­
schaft durch eine moderne Technologie zu 
beleben, daß sie für junge Arbeitnehmer neue 
Arbeitsplätze schafft, vor allem in der Bau­
wirtschaft, um die Vollbeschäftigung wieder 
zu erreichen und die Einkommen der Arbeit­
nehmer zu sichern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 15.42 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich die 
Frau Abgeordnete Adelheid Praher. Ich 
erteile ihr das Wort und mache auf die Fünf­
Minuten-Begrenzung aufmerksam. 

U~ ~ 

Abgeordnete Adelheid Praher (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Herr Abgeord­
nete Gassner hat hier erklärt, daß die Regie­
rung beziehungsweise der Herr Unterrichts­
minister für die in Diskussion gezogene Ver­
ringerung der Berechtigungen der Absolven­
ten der berufsbildenden höheren Schulen ver­
antwortlich wären. Das entspricht nicht den 
Tatsachen, und ich berichtige daher: Tatsäch­
lich handelt es sich dabei um einen Vorschlag 
des Berufsausbildungsbeirates. 

Der Herr Minister hat sowohl in der Öffent­
lichkeit als auch über Vorstellungen sozialisti­
scher Abgeordneter erklärt, daß er diesem 
Vorschlag nicht folgen wird. Er hat das auch 
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in der letzten Sitzung der Schulreformkom­
mission erklärt. Und es ist tatsächlich so, daß 
in Verhandlungen zwischen dem Unterrichts­
ministerium und dem Handelsministerium 
nun diesem Vorschlag nur teilweise Folge 
geleistet wurde und die Berechtigungen daher 
weitgehend aufrechtbleiben. (Abg. Ing. 
Gas s n er: Nach der Intervention! - Abg. 
S tau d i n ger: Das war eine weitgehende 
tatsächliche Berichtigung! Aber nicht sehr 
weit gehend!) 15.43 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Schüssel. 

15.43 

Abgeordneter Dr. Schüssel (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Wir sind 
heute Zeugen einer Groteske geworden - das 
finde ich jedenfalls -, und verzeihen Sie 
daher, wenn ich mich zum Sprecher der Zuhö­
rer einer solchen Debatte mache. 

Die Sozialistische Fraktion hat hier den 
Eindruck zu erwecken versucht, als ob die 
Regierungsumbildung wegen des Falles 
Zwentendorf notwendig geworden wäre. Dem 
ist aber nicht so, meine Damen und Herren! 
(Abg. Mühl bacher: Der Mock hat von 
etwas ganz anderem geredet!) 

Anlaß dieser Debatte war auch nicht, wie 
Zentralsekretär Schieder gemeint hat ... 
(Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Anlaß 
der Debatte war auch nicht die Einberufung 
der 81. Sitzung des Nationalrates, sondern 
Anlaß der Debatte war der Rücktritt - der 
gewollte oder vom Bundeskanzler erzwun­
gene Rücktritt - des Bautenministers dieser 
Republik, Karl Sekanina, unter aufklärungs­
bedürftigen Umständen. (Abg. M Ü h 1 b a -
ehe r: Das sagen Sie Ihrem Kollegen Mock!) 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns 
angehört, was die Redner der Linken dazu zu 
sagen hatten. Sie haben von allem geredet. 
Sie sind aber auf die aufklärungsbedürftigen 
Umstände des Rücktritts des Bautenministers 
nicht eingegangen. Sie sind auf die konkreten 
Vorschläge des Oppositionsführers nicht ein­
gegangen, wie eine andere Politik aussehen 
sollte, sondern Sie haben über Zwe~tendorf 
geredet. Dazu, meine Damen und Herren, 
werden wir noch genügend Gelegenheit 
haben. (Beifall bei der OVP. - Anhaltende 
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Zurück aber zum Anlaß der eigentlichen 
Debatte, zum Rücktritt des Bautenministers. 
Herr Bundeskanzler! Wir können Sie da nicht 
so einfach auslassen. Wir wollen hier nicht 

Gift mischen, wir wollen nicht mit saftigen 
Gewürzen die Debatte bereichern, aber unser 
Oppositionsführer hat Sie aufgefordert, dazu 
Stellung zu beziehen. Und Sie haben 
geschwiegen, Herr Bundeskanzler. Ich halte 
es für einen ziemlich einmaligen Vorgang, 
daß in einer Zeit, in der immerhin die 
Gerüchte seit Wochen durch Wien schwirren, 
der Regierungschef es nicht der Mühe wert 
findet, diesem Hohen Hause Aufklärung zu 
geben, was eigentlich die Ursachen und Hin­
tergründe gewesen sind. 

Meine Damen und Herren! Ich spreche 
wirklich jetzt auch für die, die einer solchen 
Debatte zuhören. Was ist denn da eigentlich 
passiert? War das alles nichts? Der Zentralse­
kretär hat selbst hier gesagt: Sekanina ist 
gegangen, um eine Belastung der Regierung 
zu verhindern. Also war es eine Belastung! 
Ich zitiere jetzt ausschließlich Sozialisten, die 
zumindest in den Medien so wiedergegeben 
wurden und die sich bisher jedenfalls nicht 
davon distanziert haben. Es würde uns schon 
interessieren, wie Sie die Dinge sehen. 

Arbeiterkammerpräsident Czettel hat von 
der Spitze eines Eisbergs, der bisher bekannt­
geworden ist, gesprochen. Jeder weiß, daß 
etwa ein Zehntel eines Eisbergs an der Ober­
fläche sichtbar ist, neun Zehntel sind darun­
ter. Was ist der Rest des Eisbergs, meine 
Damen und Herren? 

Abgeordneter Prechtl hat einem Magazin 
gesagt, es hätte ihn beinahe der Schlag getrof­
fen beim Studium der Aufsichtsratsprotokolle 
(Abg. Pr e eh t 1: Ich bin noch immer 
gesund!), die er zugegebenermaßen - das 
spricht für seine Ehrlichkeit, nicht unbedingt 
für seine Gründlichkeit - seit Jahren nicht 
gelesen hat. Wenn einen solch "saftigenU 

Profi wie den Eisenbahnergewerkschafter 
Prechtl beinahe der Schlag trifft, den wir hier 
alle bei sehr kritischen Situationen ganz 
anders, bisweilen ungerührt erlebt haben, 
was ist denn dann eigentlich los? Und Sie 
schweigen, Herr Bundeskanzler, als ob Sie 
das alles nichts anginge. Seltsam unbeteiligt 
lassen Sie eine Debatte über Gott und die 
Welt an sich vorbeirollen und geben keine 
Auskunft. (Abg. Dr. Mo c k: Wir haben Sie 
eingeladen, das Wort zu ergreifen!) 

Herr Bundeskanzler! Der Oppositionsfüh­
rer hat Sie aufgefordert, hier Stellung zu 
beziehen, ganz ruhig, doch Sie haben es vor­
gezogen, zu schweigen. Ich ziehe es vor, Sie 
noch einmal zu fragen. Das ist nämlich mein 
und unser gutes Recht. (Beifall bei der OVP.) 
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Der sozialistische Zentralsekretär Marsch, 
auch nicht jemand, der seit gestern Politik 
macht, soll weiß wie die Wand geworden sein 
und einen Whisky gebraucht haben, als er 
über die Vorkommnisse, die dahinterstehen, 
informiert wurde. Noch einmal, ich werde 
nicht. .. (Heiterkeit bei einigen Abgeordne­
ten der SPÖ. - Bundeskanzler Dr. Si n 0 -

wa t z: Lauter Zeitungsnachrichten!) Lachen 
Sie jetzt nicht, die Sache ist, glaube ich, ein 
bißchen zu ernst, als daß man darüber blödeln 
sollte. Wir beteiligen uns hier ausdrücklich 
nicht am Gerüchtekochen. Der Herr Sekanina 
ist nicht durch die Opposition gestürzt wor­
den. (Abg. Par ni gon i: Sie beteiligen sich 
nicht! Herr Dr. Schüssel, was tun Sie in der 
Öffentlichkeit?) 

Ich frage Sie und ich frage den Bundes­
kanzler, der die Gelegenheit hat, noch in die­
ser Debatte das Wort dazu zu ergreifen. Das 
ist nicht Gerüchtekochen! Wir wollen Aufklä­
rung, und das ist das Recht des Parlaments 
und das Recht der Öffentlichkeit. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Ich werde auch Sie fragen, Herr Kollege. 
Oder sind Sie nicht bei Versammlungen und 
werden von Ihren Wählern gefragt: Was ist 
denn da eigentlich passiert? Wie geht es in der 
Sozialistischen Partei zu? Ist das so selbstver­
ständlich? Ist das ein Fall, bei dem man ein­
fach zur Tagesordnung übergehen sollte? 

Wir verlangen Sauberkeit in der Politik und 
wir verlangen Aufklärung, wie hoffentlich 
jeder andere hier. Deswegen ist es wichtig, 
Herr Bundeskanzler, daß Sie hier etwas dazu 
sagen. 

Mir ist aufgefallen - ich verstehe ja auch 
ein bißchen zwischen den Zeilen zu lesen -: 
Es ist in der Debatte von Ihrer Seite kein ein­
ziges Wort der Verteidigung des Karl Seka­
nina gefallen. Niemand hat ihm gedankt, nie­
mand hat gesagt: Er war ein guter Minister, 
wie der Bundeskanzler vor einigen Tagen 
noch gemeint hat. 

Wir haben aber auch kein Wort darüber 
gehört, was und warum das eigentlich pas­
siert ist. Sehen Sie, irgendwo ist das mit ein 
Grund, warum die Leute - ich vermeide das 
Wort "draußen", weil es so wahnsinnig 
unschön ist - auf uns alle miteinander sauer 
sind. Viele glauben, es gehe immer so zu. Ich 
persönlich glaube das nicht, und ich glaube, 
daß auch viele von Ihnen der gleichen Mei­
nung sind. Deswegen ist Schweigen in einer 
Demokratie außerordentlich schädlich. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Daher stelle ich abschließend noch einmal 
die Frage an den Bundeskanzler: Aus welchen 
Gründen haben Sie den Bautenminister die­
ser Republik, Karl Sekanina, aus der Regie­
rung entlassen? Er hat noch, nachdem er als 
Metallarbeiter-Gewerkschaftsobmann zu­
rückgetreten ist, gesagt, er bleibe Bautenmi­
nister, damit er sich jetzt besser den Aufga­
ben als Minister widmen könne. Was war der 
Grund, Herr Bundeskanzler, daß Sie Karl 
Sekanina aus der Regierung entlassen haben 
oder entlassen mußten? Wir wollen das wis­
sen. 

Jetzt hat Zentralsekretär Schieder kriti­
siert, die Opposition spreche leichtfertig von 
einer Krise. Streiten wir uns nicht um Worte! 
Der Zentralsekretär ist im Moment nicht da, 
ich spreche daher Sie an, Herr Bundeskanz­
ler. Reden wir einfach von den Realitäten, von 
den Fakten! 

Sie sind angetreten vor fast zwei Jahren -
wir haben jetzt Halbzeitbilanz - mit einer 
Regierung, die Sie selbst als Wunschteam 
bezeichnet haben. Vorigen Herbst war große 
Regierungsumbildung. Sie haben wieder vom 
Wunschteam gesprochen. Und jetzt haben Sie 
mit Dr. Übleis einen neuen Wunschkandida­
ten. Also es ist das Wunderteam Nummer drei 
am Werk! Von den 15 Regierungsmitgliedern 
sind mittlerweile sechs weg (Abg. Be r g -
man n: Interessanterweise lauter Soziali­
sten!), und vier weitere, Gratz, Frischenschla­
ger , Steger und Blecha, sind oder waren 
zumindest in außerordentlichen Turbulenzen. 

Wenn Ihnen zehn Regierungsmitglieder in 
schweren Turbulenzen das Wort von der 
Krise nicht rechtfertigen, bitte, dann wählen 
wir gemeinsam ein anderes Wort. Lustig ist 
das jedenfalls nicht für die politische Situa­
tion dieser Koalition. Sie strahlt einfach keine 
Sicherheit aus, und das spürt die Bevölke­
rung. 

Was ist eigentlich - auch das sei gefragt -
in diesen zwei Jahren kleiner Koalition bes­
ser geworden? Ich frage das ohne jede Pole­
mik. Es hat sich das Klima verhärtet, und 
nicht nur zwischen Regierung und Opposi­
tion. Das ist für niemanden sehr angenehm. 

Es hat sich auch das Klima dahingehend 
geändert, daß sozialistische J ugendorganisa­
tionen ganz offen sagen, das Klima im Land 
sei kälter geworden. - Das Klima ist härter, 
kälter geworden. Das ist ein Ergebnis dieser 
Politik! Das Ansehen der Politik und der Poli­
tiker - wieder aller, nicht nur einer Gruppe 
- ist gesunken. Auch das ist kein Erfolgs­
nachweis. 
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Wir sind in der Konfrontation von Ökologie 
und Ökonomie in Wirklichkeit weiter denn je 
zurück, obwohl sachlich einiges geschehen ist 
- ich verhehle das gar nicht -, weiter zurück 
als vielleicht vorher. Dabei möchte ich auch 
erwähnen: Der erste, der in seiner Regie­
rungserklärung vom Umweltschutz, vom 
Waldsterben und Gewässerschutz gesprochen 
hat, war Dr. Josef Klaus im Jahre 1964. So 
lang dauern die Vorlaufzeiten in der Politik! 

Wir haben - auch das läßt sich nicht leug­
nen - als kleines Land international an unse­
rem Ansehen Schaden genommen. Schließen 
wir doch nicht die Augen vor dieser Entwick­
lung! Das muß man sehen. Viele Dinge sind 
liegengeblieben. 

Noch einmal: Viel härter, als wir das in der 
Opposition je tun werden oder je getan haben, 
wurden Sie beispielsweise von Gerhard Roth, 
der noch als Kreisky-Wähler und Kreisky­
Satrap durch die Lande zog, in einem nicht 
gesendeten ORF-Interview zur Lage der 
Nation -. bitte, das ist ein Plagiat, aber das 
macht nichts - kritisiert. Ich will gar nicht 
alles zitieren, denn manches ist so unappetit­
lich, daß ich mich wirklich nicht damit identi­
fizieren möchte. - Sie haben es sicherlich 
ohnehin gelesen. 

Eine Partei, die so kritisiert wird, kann 
doch nicht ernstlich glauben, sie könne sich 
nur mit dem Hinweis auf ein paar statistische 
Erfolgsziffern, über die man natürlich auch 
diskutieren kann, über die Probleme hinweg­
turnen. Gott sei Da~ ist nicht alles schwarz 
in diesem Land! (Heiterkeit und Rufe bei der 
SPÖ: Gott sei Dank!) Okay, wer so wenig 
Grund zum Lachen hat wie der Kollege Mühl­
bacher, dem sei das gegönnt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Natürlich ist nicht alles negativ. Natürlich 
gibt es Erfolge. Natürlich sind wir Gott sei 
Dank immer noch international wettbewerbs­
fähig. Aber die Frage ist: Ist die' Lage besser 
geworden in dieser Regierungszeit, unter die­
ser Koalition? - Die Freiheitlichen halten 
das nicht aus, daher sind sie gleich zur Gänze 
geflüchtet. - Und da fällt die Bilanz schon ein 
bißehen kritischer aus. 

Wobei ich auch sage: Es liegt sicher nicht 
nur und es kann gar nicht nur an den Perso­
nen liegen. Es spielt hier sicher auch das 
System selber eine Rolle. In Frankreich zum 
Beispiel gibt es eine sehr heftige Diskussion 
über die Blockaden der französischen Gesell­
schaft. Darüber hat der Korrespondent der 
"Newsweek" in Paris, Edward Behr, folgen-

des gesagt, und das finde ich ganz gut, wenn­
gleich sehr verkürzt: Die Engländer leiden an 
ihrem Kastensystem, die Franzosen an ihren 
grand corps, die Deutschen an ihren politi­
schen Problemen, vor allem an der Spaltung, 
die Italiener an der Unordnung, die J apaner 
an der übertriebenen Ordnung, die Schweden 
am Fehlen von Problemen. 

Und Österreich? Woran leidet Österreich? 
Welche Blockaden haben wir? Natürlich 
haben wir solche, und wir sollten sie nicht nur 
Erwin Ringel überlassen, über dessen "öster­
reichische Seele" man durchaus nachdenken 
könnte. Meiner Meinung nach sind die Blok­
kaden, die Komplexe, die Barrieren der öster­
reichischen Gesellschaft auch sehr präzise zu 
benennen. Eine verantwortungsvolle Regie­
rungspolitik sollte darauf reagieren und sollte 
auch entsprechende Antworten finden. 

Erstens: Wir haben den Komplex, daß wir 
wenn schon nicht der Nabel der Welt, so doch 
zumindest eine Insel der Seligen sind. Und 
immer wieder geraten wir in ganz großes 
Erstaunen, wenn wir draufkommen, daß 
Österreich nicht nur nicht der Nabel der Welt 
und auch kein Vorbild für die internationale 
Wirtschaftspolitik oder sonst etwas ist, son­
dern im Grunde genommen nur ein auf sehr 
vielen Landkarten schwer zu findender 
Punkt. 

Wir haben immer noch einen minimalen 
Anteil am Welthandel: 0,9 Prozent. Bitte 
sagen wir uns das ganz eindeutig vor! Es gibt 
eine Fremdenverkehrsstudie, die besagt, daß 
Österreich von den etwa 4 Milliarden Men­
schen bei nur 300 Millionen so bekannt ist, 
daß sie mit uns konkret etwas anzufangen 
wissen, uns unter Umständen in ihre Touris­
muspläne einbeziehen. Das ist nicht sehr viel. 
Und immer noch gibt es Leute, Geschäfts­
leute, Manager, auch Politiker, die glauben, 
neue Märkte erschließen zu können, Öster­
reich auf dem internationalen Parkett vertre­
ten zu können, und das ohne mehr als drei 
Worte Englisch zu können. 

Wir brauchen uns nur anzuschauen, wie es 
im Bildungssystem aussieht: Auch da sieht 
man diese Barrieren; an den Wirtschaftsuni­
versitäten, im Bildungssystem insgesamt. Wir 
sind nicht der Nabel der Welt. Wir sind nicht 
einmal eine Insel der Seligen. Denken wir 
nach, was wir besser machen können! 

Immer noch gibt es Leute in Ihrer Regie­
rung, Herr Bundeskanzler - ich erwähne 
bewußt wieder den Sozialminister -, die 
glauben, den internationalen Vorreiter spie-
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len zu können mit Arbeitszeitexperimenten, 
Wertschöpfungsabgaben und ähnlichen Din­
gen, die für ein kleines Land und seine inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit selbstmörde­
risch wären. Aufwachen, meine Damen und 
Herren, unsere wirkliche Größe zur Kenntnis 
nehmen, uns anstrengen und uns nicht 
zurücklehnen! (Beifall bei der OVP.) 

Zweiter Komplex: Wir sind zuwenig mobil. 
Wir wissen zwar alle, daß wir in wenigen Jah­
ren etwa 85 000 neue Arbeitsplätze brauchen, 
um auch nur die Arbeitslosenrate gleich zu 
halten. Wir wissen, daß überall auf der Welt 
der Sprung in die neuen Technologien nicht 
nur nicht behindert, sondern sogar gefördert 
wird. Die J apaner zahlen Firmen sogar Prä­
mien, die Industrieroboter einsetzen. Das 
wird dort noch begünstigt. Bei uns wird 
gebremst, bei uns wird gewarnt. Wir wissen, 
daß Deutschland in etwa fünf Jahren dreimal 
so viele Industrieroboter haben wird. Die 
J apaner werden von 30 000 auf 300 000 Indu­
strieroboter kommen. Wir haben in Öster­
reich derzeit 85 - damit man auch die Zahl 
hier im Vergleich ganz deutlich und brutal 
nennt. 

Genauso ist es in der Mikroelektronik. 
Gemessen am Nutzungsstand des Jahres 2000 
haben wir heute - und da ist Österreich gar 
nicht einmal so schlecht, gar nicht so weit hin­
tennach - einen Nutzungsgrad von besten­
falls 15 Prozent. Wir alle wissen, daß nur der­
jenige wettbewerbsfähig sein kann in den 
kommenden Jahren, der bewußt in diese 
neuen Technologien hineingeht. Nur dann hat 
er die Chance, neue Arbeitsplätze zu schaffen. 
Und statt diese Hoffnungen zu schüren, statt 
die Menschen zu ermutigen, die Chancen zu 
sehen, die darin liegen, wird Angst gemacht. 
(Abg. Dr. Helene Par ti k-Pa bl e: Von der 
ÖVP wird Angst gemacht!) Wer redet denn 
ununterbrochen von Technologiekontrolle, 
vom Bremsen und so weiter? - Wirklich nicht 
die ÖVP! Aber es ist schade, sich mit Ihnen 
auseinanderzusetzen. 

Daher weg mit dieser Blockade, wir müssen 
die Einstellungen ändern, bei den Unterneh­
mern ganz genauso wie bei den Arbeitneh­
mern, bei der Gewerkschaft oder bei der 
Regierung! 

Dritter Komplex: Wir haben in Österreich 
Angst vor dem Risiko. Die Österreicher haben 
geradezu einen unmäßigen Drang nach 
Sicherheit, der ganz ihrer sonstigen Allergie 
gegen jede Form von Risiko entspricht. 

Wir sind Weltmeister im Versichern. Wir 

versichern uns gegen Arbeitslosigkeit, gegen 
Krankheit, gegen das Alter, gegen Naturkata­
strophen, gegen Blechschäden und gegen 
Insolvenzen. 

Dem entspricht auch irgendwie das Berufs­
ideal. Es ist immer noch der Traum eines jun­
gen Menschen, im öffentli::!hen Dienst unter­
zukommen. 2 000 Beamte mehr als Industrie­
arbeiter. So etwas gibt es in keinem anderen 
westlichen Industrieland. 

Das heißt, da muß man etwas ändern. In 
Wahrheit wissen Sie ganz genausogut wie ich 
oder wie wir, daß dieses System, uns gegen 
alle Risken zu versichern, abschoten zu wol­
len, einfach an die Grenze der Finanzierbar­
keit stößt. Wie wollen wir denn die Sozialver­
sicherung, die Pensionsversicherung in den 
kommenden Jahren garantieren, wie wollen 
wir das Budget einigermaßen in Ordnung 
bringen, wie wollen wir Steuerreformen und 
ähnliche Dinge finanzieren, wenn man nicht 
versucht, die Einstellungen der Bürger, auch 
unsere eigenen, zu ändern? 

Die Regierung hat enorm viel dazu beizu­
tragen. Aber was hört man da? Relativ wenig. 
Wir als Opposition haben den Mut, vom Ein­
sparen, vom Verzicht zu reden. Von der Bun­
desregierung haben wir in den letzten Jahren 
herzlich wenig dazu gehört. 

Vierte Barriere: der Kult des Erreichten. 
Wir sind stolz auf alles, was wir erreicht 
haben. Jedes Recht, ob sozial, ob kulturell, ob 
gewerkschaftlich, muß ewig und unverletzlich 
sein. Das ist nicht nur materiell gemeint. Ein 
neues Gesetz steht automatisch auf oder 
neben einem anderen alten Gesetz. 

Es ist der Regierung lieber - aber viel­
leicht ist es auch ein allgemeines Phänomen 
-, ein unanwendbares Gesetz weiter in Gel­
tung zu lassen und bewußt zuzuschauen, daß 
es umgangen wird. Das war immer so bei den 
Abgabenänderungsgesetzen, das war noch 
unter Androsch und natürlich unter Salcher 
so. 

Viele solche unanwendbare Gesetze sind 
nachher mit Verordnungen einfach umgan­
gen worden. Das war so beim Mietengesetz, 
wo man bisher nicht den Mut hatte, die Dinge 
zu ändern. Rühmliche Ausnahme ist Wien, wo 
jetzt endlich die Landes-SPÖ-Mehrheit den 
Mut gehabt hat, die völlig absurde Abgabe auf 
leerstehende Wohnungen wegen Sinnlosig­
keit aufzugeben. Ich könnte Ihnen Dutzende 
andere Beispiele aus der Bundesebene brin­
gen, wo wir solche Dinge haben wie die Beleg­
erteilungspflicht et cetera. 
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Warum ist das so? Warum ändern Sie das 
nicht? Jetzt weiß ich auch, daß solche Ände­
rungen eine gewisse Behutsamkeit erfordern. 
Der Strukturwandel ist nur mit den Betroffe­
nen durchsetzbar. Wie schmerzlich das ist, 
sieht man in der Stahlindustrie .. 

Für mich ist sehr eindrucksvoll Peter Glotz, 
der in seinem Buch "die Arbeit der Zuspit­
zung", einem interessanten und lesenswerten 
Buch, geschrieben hat: Solche Änderungen, 
ob neue Technologien oder Strukturwandel, 
lassen sich ganz einfach nur mit den Betroffe­
nen, mit den Unternehmern, mit den Gewerk­
schaften durchsetzen, und jeder, der anderes 
versucht, ist ein Narr und wird untergehen. -
Das glaube ich auch. 

Aber man muß den Willen zur Änderung 
haben. Um ihn geht es, und dieser Wille geht 
uns bei Ihnen jedenfalls manchmal ab. 

Fünfte Barriere: D"as Tabu des Geldes. Alle 
haben gern Geld. Doch jeder vermeidet es, 
darüber zu reden, und jeder vermeidet es, 
danach zu fragen. 

Jeder in Österreich hat gern Besitz. Wir 
sind stolz darauf, wenn wir Leute haben, die 
es zu etwas gebracht haben .. Wir machen es 
aber jedem schwer, der auf dem Weg dorthin 
ist, zum Beispiel jüngere Unternehmer, 
Leute, die etwas probieren. 

Folgendes ist doch auch irgendwie absurd: 
Jetzt haben wir zehn . Jahre lang eine stei­
gende Lohnquote erlebt. Niemand von Ihrer 
Seite, von der Regierung, hat daran etwas 
auszusetzen gehabt. Zwei Jahre steigt nun die 
Gewinnquote, und alle heulen auf, statt sich 
zu freuen, daß wir endlich wieder Betriebe 
haben, die etwas verdienen. (Beifall bei der 
ÖVP.) . 

Meine Damen und Herren! Woher sollen 
denn die Arbeitsplätze kommen, wenn nicht 
aus ertragreichen Betrieben? Und so ist es 
doch absurd, den Trend steigender Lohnquo­
ten zur Kenntnis zu nehmen, und in dem 
Augenblick, in dem es wieder etwas anders 
läuft - nicht sehr dramatisch, aber immerhin 
-, sofort aufzuheulen und die Verteilungsdis­
kussion neu anzuheizen. 

Wir gehen hier aber noch einen Schritt wei­
ter. Wir glauben, daß man sogar bewußt, und 
zwar in Form einer Steuersenkung, mit einer 
Eigenkapitalstärkung der Wirtschaft, mit 
einer Aktienreform, mit einer Reduzierung 
der Vermögensteuer auf Betriebsanlagen, 
einen weiteren Schritt in die Richtung der 

Stärkung der Kapitalkraft der Betriebe gehen 
sollte. Machen wir es denen doch nicht schwe­
rer, als es schon ist, sich im unternehmeri­
schen Wettbewerb zu behaupten. 

Wir fördern all diejenigen, die risikolos ihre 
. Gelder sparen, Anleihen kaufen oder sonst 
. etwas Risikoloses damit tun, und machen es 
jenen verflucht schwer, die bereit sind, unter 
ihrem Risiko etwas zu investieren. 

Sechste Barriere: das erdrückende Väter­
chen Staat. Das ist gerade für eine sozialisti­
sche Partei, die sich immer in der Tradition 
des Josephinismus befunden hat, eine ideolo­
gische Blockade. 

Der Staat kümmert sich bei uns wirklich 
um die verborgensten Winkel unseres Lebens. 
Wo noch auf der Welt schreibt man einem 
Gastwirt die Größe der zu verwendenden Ser­
vietten vor oder die Höhe des wasserdichten 
Wandanstriches auf Pissoirs? Wo noch auf der 
Welt wird Richtern ihre Amtskleidung per 
Verordnung vorgeschrieben? Haben Sie zum 
Beispiel gewUßt, daß per Bundesverordnung 
festgelegt wurde, daß lIder Halsausschnitt bei 
einer Richterrobe durch zwei dreieckige, am 
unteren Rand zirka 10 Zentimeter, am Seiten­
rande zirka 18 Zentimeter lange Reversteile 
aus violettem Samt gebildet ist, von denen der 
linksseitige über den rechtsseitigen derart 
hinübergelegt wird, daß von der Hemdbrust 
unterhalb des Krawattenknopfes nur ein klei­
ner, höchstens 4 Zentimeter hoher Teil sicht­
bar bleibt"? (Abg. Dr. Helene Par ti k -
Pa b 1 e: Das ist aber schon 100 Jahre alt! Das 
hätten Sie schon in Ihrer Alleinregierungszeit 
ändern können!) 

Meine Damen und Herren! Haben Sie 
gewußt, daß das bei uns so geregelt ist? Ich 
kann Ihnen Dutzende solche Beispiele brin­
gen. 

Wo noch gibt es eine Verordnung über Luft­
ballons? 

Wo noch wird über die Zahl der Schularbei­
ten im Parlament polemisiert? 

Wo noch müssen die höchsten Würdenträ-. 
ger der Republik im Hauptausschuß zusam­
mentreten, um über die Zigarettenpreise der 
Marke "Menu zu befinden oder über den Ver­
kauf einer sauren Wiese, die sich zufällig 
neben einem Eisenbahngleis befindet? 

Aber über das 100-Milliarden-Transaktions­
geschäft des größten staatlichen Handelshau­
ses erfahren wir nichts. Wo noch auf der Welt 
ist das so? 
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Der verstaatlichte Sektor in -Österreich ist 
mit 30 Prozent der Industrieproduktion der 
größte in der westlichen Welt. 

55 bis 60 Prozent aller Kredite werden 
öffentlich vergeben, subventioniert, kontrol­
liert. Devisen und Preise werden hierzulande 
kontrolliert. Wir haben Vorkontrollen bei 
Kündigungen. Das Arbeitsrecht allein hat 
2 200 Seiten, das Sozialversicherungsrecht 
noch einmal 1 000 Seiten dazu. 

Im Gegenzug haben die Unternehmer wie 
nirgendwo sonst auf der Welt auch gelernt, 
beim Väterchen Staat die Hand aufzuhalten. 
Das ist eben die Gegenseite. 

Der ehemalige Staatssekretär im Elysee 
Yves Cannac, hat erklärt: Die wahre Fähigkeit 
des Staates liegt darin, Veränderungen zu 
verhindern. - Deswegen wird vom Staat 
auch immer so oft über die Modernisierung 
geredet. 

Daher weg mit dieser Barriere! Trauen wir 
uns, dem Staat wiederum Aufgaben wegzu­
nehmen, zu privatisieren. Mehr Privatinitia­
tive und weniger staatliche Bevormundung! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die letzte Barriere ist die monarchische 
Versuchung. Wir haben immer noch in Öster­
reich monarchische Reste. Das läßt sich gar 
nicht leugnen. In Österreich gibt es immer 
noch die Sehnsucht nach dem Kaiser. 

In der demokratischen Republik ist halt 
keiner da, daher gibt es Ersatzkaiser . Früher 
hatten Sie den Sonnenkönig. (Abg. G r a b -
her - Me y e r: Und Sie haben den Kugel­
blitz!) Der Sekanina war ein kleiner Ersatz­
kaiser in der Gewerkschaft. Es gibt so etwas 
in den Vorstandsetagen der öffentlichen Wirt­
schaft, ja sogar bei Fußballvereinen. Es gibt 
Gemeindepaschas und Medienmoguln. 

Jetzt sage ich ganz offen: Ich halte es für 
wichtig und gut, daß es Entscheidungsträger 
gibt, daß es Leute gibt, die sich trauen, Ent­
scheidungen zu fällen und dafür auch die 
Konsequenzen zu tragen. ' 

Macht will und soll ausgeübt werden. Aber 
ich halte es auch für sehr, sehr wichtig, daß in 
einer Demokratie die Macht auch entspre­
chend kontrolliert wird. 

Und deshalb noch einmal, Herr Bundes­
kanzler: Aufklärung. Die Aufklärung ist nicht 
nur eine interne Notwendigkeit für eine Par­
tei, für eine Gewerkschaft, für wen immer. 

Aufklärung geht uns alle, das Parlament wie 
die Öffentlichkeit an! 

Lassen Sie mich schließen mit dem Zitat 
eines sehr interessanten Denkers, des geistli­
chen Beraters der Solidarnosc Jozef Tischner, 
ein Prälat, früher Studentenseelsorger, der 
ein sehr interessantes Buch die "Ethik der 
Solidarität" geschrieben hat. Er behandelt 
darin auch das Verhältnis zwischen Macht 
und Volk, das er nicht in Form einer Pyra­
mide sieht, wo "die da oben" und "die da 
unten" sind, sondern er sagt: "Besser wird es 
durch das Bild des wandernden Volkes illu­
striert: An der Spitze geht der Anführer bezie­
hungsweise die Elite" - man könnte auch 
sagen: die Regierung - "und dahinter der 
Rest. Die Elite kennt das verheißene Land. 
Das Volk kennt die Absichten der Elite und 
vertraut ihr". Im Idealfall. "Das Volk aner­
kennt den Anführer und damit sich selbst als 
das, was geführt wird. Aber dem Volk kann 
das Schicksal nicht unbewußt bleiben. Des­
halb hat das Verhältnis zwischen Volk und 
Elite", zwischen Volk und seiner Regierung, 
immer einen wechselseitigen Bezug. "Manch­
mal eilt die Elite zu schnell voran und ver­
schwindet hinter einer Wegkrümmung. 
Manchmal überholt das Volk die Elite, wobei 
es zuvor belehrt wurde, worum es geht." 

Dieses gemeinsame Verhältnis "zwischen 
Volk und Elite stützt sich auf eine gemein­
same ethische Sensibilität." 

Und sehen Sie, meine Damen und Herren: 
Manchmal haben wir alle das Gefühl, daß das 
Volk diese Regierung in manchen Punkten 
schon überholt hat. Wir brauchen, meine 
Damen und Herren, nicht nur die gemein­
same Sachpolitik, nicht nur die Kooperation 
in der Sache, viel notwendiger noch eine 
gemeinsame ethische Grundlage, die manch­
mal ins Wanken geraten ist. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.12 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Antrag (1271 A) der Abge­
ordneten Ing. Hobl, Hintermayer und Genos­
sen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Mineralölsteuergesetz 1981 geändert wird 

(555 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gehen nunmehr in 
die Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Änderung des Mineralölsteuergeset­
zes 1981. 
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Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Prechtl. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Prechtl: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Abgeordneten Ing. Hobl, 
Hintermayer, Mühlbacher, Eigrnber und 
Genossen haben am 23. Jänner 1985 den 
gegenständlichen Antrag im Nationalrat ein­
gebracht und wie folgt begründet: 

Aus Gründen des Umweltschutzes ist es 
auch notwendig, Anreize zur Verwendung 
unverbleiter Benzine als Treibstoff zu schaf­
fen. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht des­
halb mit Wirkung ab 1. April 1985 eine Sen­
kung der Mineralölsteuer für unverbleite 
Benzine um 20 S für 100 kg ~ rund 15 Gro­
schen je Liter - und zum Ausgleich des 
dadurch entstehenden Steuer ausfalls eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer für verbleite 
Benzine um 11 S für 100 kg - rund 8 Gro­
schen je Liter - vor. Vom Verbrauch an 
Motorenbenzinen entfallen gegenwärtig rund 
30 Prozent auf Normalbenzin und rund 
70 Prozent auf Superbenzin. Davon ausge­
hend könnte über einen Zeitraum von etwa 
drei Jahren Aufkommensneutralität erzielt 
werden. 

Der Finanz- und' Budgetausschuß hat den 
Initiativantrag in seiner Sitzung am 
26. Februar 1985 in Verhandlung genommen. 
Zum Gegenstand sprachen außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dkfm. Dr. 
KeimeI, Dr. Veselsky, Ing. Hobl, Dipl.-Ing. Dr. 
Zittmayr, Hintermayer, Hietl und Koppenstei­
ner sowie der Bundesminister für Finanzen 
Dkfm. Dr. Vranitzky. 

Die Abgeordneten Dr. Veselsky, Hinter­
mayer und Genossen stellten einen Abände­
rungsantrag betreffend Art. I Z 1 § 3 Abs. 3, 
der wie folgt begründet war: 

"Nach dem vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz nunmehr zur 
Begutachtung versendeten Entwurf einer Ver­
ordnung, mit der die Kraftfahrgesetz-Durch­
führungsverordnung 1967 geändert wird 
(16. Novelle zur KDV 1967), darf der Bleige­
halt bei Normalbenzin 0,013 g je Liter nicht 
überschreiten; dem entspricht ein Bleigehalt 
von rund 0,018 g je Kilogramm." 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzent­
wurf in der Fassung des erwähnten Abände­
rungsantrages mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Ein Abänderungsantrag der Abgeordneten 

\ 

Dkfm. Dr. Keimel und Genossen fand nicht 
die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
Antrag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, dap Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden, unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Keimel. Ich erteile es ihm. 

16.15 

Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Mit dem 
vorliegenden Antrag der SPÖ- und FPÖ-Frak­
tion - es gibt ja wieder keine Regierungsvor­
lage, die in Begutachtung hätte gehen können 
- soll eine unkoordinierte Regierungsaktion 
in Sachen Umweltschutz abgedeckt und eben 
diese Unkoordinierung zugedeckt werden, um 
die Einführung des wesentlich teureren 
unverbleiten oder, wie es' im Volksmund 
heißt, des bleifreien Benzins überhaupt erst 
dem Autofahrer schmackhaft, das heißt leist­
bar zu machen. 

Eine grundsätzliche Feststellung von uns 
dazu, meine Damen und Herren: Die Volks­
partei - ich denke an die Aktionen des Abge­
ordneten Dr. König und anderer - hat diese 
Forderungen und auch Konzepte wiederholt 
vorgetragen, vor drei Jahren schon, kann ich 
mich erinnern, ohne Echo in der Regierung. 
Daher wird die Volkspartei grundsätzlich 
auch zu diesem Antrag ihre Zustimmung 
erteilen, denn für uns ist jeder auch kleine 
Schritt in Richtung Umweltschutz und 
Umweltsanierung wichtig und richtig. 

Aber wie gehen Sie, weil eben nicht über 
eine Regierungsvorlage ordentlich mit Exper­
ten, mit Berechnungen und so weiter verhan­
delt werden konnte, diesen Teilbereich des 
Umweltschutzes an? 

Zum einen: Um einen zu krassen Preisun­
terschied zu vermeiden, wird die Mineralöl­
steuer für bleifreies Benzin um rund 15 Gro­
schen pro Liter gesenkt. Dafür wird verbleites 
Benzin um rund 8 Groschen pro Liter erhöht. 
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Aber das sind immerhin heute 70 Prozent des 
Verbrauchs, wo die Erhöhung stattfindet. Und 
so heißt es auch in den Erläuterungen Ihres 
Antrages wörtlich: "Davon ausgehend könnte 
über einen Zeitraum von etwa drei Jahren 
Aufkommensneutralität erzielt werden." 

Herr Finanzminister, Sie selbst haben im 
Ausschuß zugeben müssen, daß Sie jedenfalls 
in diesem Jahr 1985 Mehreinnahmen an 
Mineralölsteuer erzielen werden. Das ist 
unredlich, Herr Finanzminister . Denn mit 
dem Mißbrauchen des Umweltschutzes zu 
weiteren Steuerbelastungen haben Sie bin­
nen zwei Tagen nach Ihrer sonntäglichen 
Pressestunde - es gibt keine Steuererhöhun­
gen, haben Sie erklärt - Ihr Wort gebrochen. 

74 Prozent, fast drei Viertel der Pkws, wer­
den beruflich von Pendlern benützt. Von 1983 
auf 1984, also voriges Jahr, sind die Autoko­
sten mit 6,5 Prozent weit höher gestiegen als 
der Lebenskostenindex. Dabei heißt es laut 
Österreichischem Statistischem Zentralamt, 
daß die Hauptursache Steuererhöhungen, 
Erhöhungen von Autosteuern um 48,5 Prozent 
- binnen eines Jahres um 48,5 Prozent! -
gewesen sind. 

An den Preiserhöhungen nur auf Treibstoff 
verdient der Finanzminister als Scheich auf 
der Regierungsbank automatisch mit der 
Mehrwertsteuer immer 20 Prozent. Jetzt, wie 
wir hören, durch die Dollarhausse allein bei 
den 30 Groschen Erhöhung 6 Groschen Mehr­
wertsteuer pro Liter! 

Meine Damen und Herren! Herr Finanzmi­
nister! Ich frage Sie: Wieviel sind das allein in 
diesem Jahr an Mehreinnahmen? Wieviel 
allein etwa von den pendelnden Arbeitneh­
mern? Sie mußten das Kilometergeld jetzt ab 
Februar valorisieren. Warum nicht auch das 
Kraftfahrzeugpauschale für Arbeitnehmer, 
das seit Jahren in gleicher Höhe besteht? 

Die Volkspartei ist daher bei dieser Ent­
wicklung der Ansicht, daß keinesfalls 
Umweltschutzmaßnahmen durch die Hinter­
tür Steuererhöhungen bringen dürfen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Denn es wird über etwa drei 
Jahre nach wie vor verbleites Benzin 
gebraucht werden müssen: Für Pkw, die nur 
mit hoher Oktanzahl, also nur mit .super fah­
ren können - derzeit 70 Prozent gegenüber 
30 Prozent Normalbenzin. Es wird gemischt 
werden müssen. Siehe die diversen Empfeh­
lungen, die jetzt schon von einzelnen Autoher­
stellern kommen. Ich lese hier zum Beispiel 
eine Empfehlung für den VW-Käfer: Jeweils 
drei Tankfüllungen unverbleites, dann eine 

ganze Tankfüllung verbleites Superbenzin 
fahren. Es wird Anregungen 50 : 50 geben und 
so weiter. 

Es wird immer während der nächsten Zeit, 
bis überhaupt die neuen Motoren kommen, 
verbleites Benzin gefahren werden müssen. 
Daher, meine Damen und Herren, wird 
gemäß den Empfehlungen die Erhöhung der 
Mineralölsteuer viele sehr stark treffen. 

Herr Finanzminister! Die Volkspartei 
akzeptiert sogar das, was Sie Aufkommens­
neutralität nennen. Wir akzeptieren es bei 
Ihrem Budget im Gegensatz etwa zur CDU­
Regierung in der BRD, die sich Umweltschutz 
gerade auf diesem Gebiet sogar etwas kosten 
läßt, wo Mindersteuern, weniger Steuerein­
nahmen kalkuliert werden. 

Aber um diese Aufkommensneutralität tat­
sächlich zu gewährleisten, darf derzeit keine 
Erhöhung der Mineralölsteuer erfolgen bezie­
hungsweise, wie wir es im Ausschuß angeregt 
haben, nur stufenweise. Etwa 1985 Null, keine 
Erhöhung; Sie haben ohnehin ein hohes 
Mehreinkommen aus der Mehrwertsteuer. 
1986 die Hälfte anheben, 4 Groschen etwa pro 
Liter, und erst 1987 zum Ausgleich, zur Auf­
kommensneutralität die Vollanhebung, wie es 
der Antrag vorsieht. Das wäre richtig, Herr 
Finanzminister, und das wäre auch redlich. 

Ich kann mich nur wundern, daß im Aus­
schuß ausgerechnet der Vizepräsident des 
sozialistischen ARBÖ, der Nationalrat Hobl 
- von der FPÖ will ich ja gar nicht mehr 
reden -, diese weitere und wesentliche Ver­
teuerung für Autofahrer nach 6% Prozent, 
Herr Hobl, 1984, in einem einzigen Jahr, mit 
fadenscheinigsten Begründungen vertritt und 
verteidigt. Sie haben geredet von möglichst 
einem Termin, von Verwaltungsvereinfa­
chung und so weiter. Das ist doch an den Haa­
ren herbeigezogen, das ist fadenscheinig. Sie 
vertreten als ARBÖ-Präsident die Regie­
rungspolitik der Mehreinnahmen durch eine 
sogenannte Umweltschutzmaßnahme. 

Meine Damen und Herren! Die ÖVP bringt 
daher den Ab ä n der u n g san t rag der 
Abgeordneten Dr. Keimel und Kollegen ein. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Art. II hat wie folgt zu lauten: 

,,Artikel II 

Art. I Z 1 ist auf Waren, für die die Mineral­
ölsteuerschuld nach dem 31. März 1985 ent-
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steht oder für die in den Fällen der Einfuhr 
der Zeitpunkt, der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebend 
ist, nach dem 31. März 1985 liegt, mit der Maß­
gabe anzuwenden, daß der Betrag in § 3 Abs. 1 
Z 1, wenn die Steuerschuld im Jahr 1985 ent­
steht, 448 S, wenn die Steuerschuld im Jahr 
1986 entsteht, 453 S und wenn die Steuer­
schuld ab dem Jahr 1987 entsteht, 459 S 
beträgt. 

Das also ist der Stufenplan: 1985 Null-Erhö­
hung, 1986 die Hälfte, und erst 1987 die volle 
zum Ausgleich, zur Aufkommensneutralität. 

Meine Damen und Herren! Die Regierungs­
parteien SPÖ und FPÖ sind eingeladen, zur 
Verhinderung einer weiteren massiven 
Steuererhöhung für Autobenützer diesem 
Antrag beizutreten. (Beifall bei der 
(jvp.) l6.24 

Präsident Dr. Stix: Der soeben verlesene 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Keimel und Genossen ist genügend unter­
stützt und steht mit in Verhandlung. 

Zum Wort gelangt der Herr Abgeordnete 
Ing. Hobl. 

l8.24 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der Herr Kollege Dr. Keimel hat mich 
jetzt in einer anderen Funktion zitiert, und da 
kann ich ihm sehr gerne eine Antwort gebe~. 

Herr Kollege Dr. Keimel! Der ARBÖ hat 
1983 seine Mitglieder befragt, wie sie zu mög­
lichen Maßnahmen auf dem Sektor des 
Umweltschutzes stehen. Darunter war auch 
die Frage: Wie beurteilen Sie die Situation, 
daß Automobile, die Katalysatoren haben, bei 
der Anschaffung teurer sein werden, daß es 
bei ihnen einen Mehrverbrauch gibt? Darauf 
haben Mehrheiten mit weit über 50 Prozent, 
bis in die 60 Prozent hinein, erklärt - es sind 
15 000 Antworten gekommen, das war im 
Spätherbst 1983 -: Wir sind bereit, für eine 
bessere Umwelt auch etwas zu zahlen. 

Es war dann auch die Frage: Sind Sie auch 
bereit, für unverbleite Vergaserkraftstoffe, 
die Sie kaufen müssen, vor allem bei Automo­
bilen mit Katalysatoren, um deren Wirkung 
gegenüber Stickoxiden aufrechtzuhalten, 
mehr zu zahlen? 

Ich sage Ihnen ganz offen, Herr Kollege Dr. 
Keimei, auch ich persönlich war überrascht, 
daß mehr als 50 Prozent dieser 15000 Beant-

worter - das ist ein sehr schöner Rückfluß 
gewesen - gesagt haben, sie sind auch dazu 
bereit. 

Also machen Sie sich über meine Funktion 
als Vizepräsident im ARBÖ überhaupt keine 
Sorgen. Die Politik, die ich hier vertrete, 
beruht auf einer Mitgliederbefragung im 
November 1983, lange bevor die Bundesregie­
rung ihr Maßnahmenpaket für den Umwelt­
schutz, den Fahrzeugverkehr betreffend, 
beschlossen hat. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Nun haben wir 
dann allerdings auch die Meinung vertreten, 
es soll die Preisdifferenz des Pumpenabgabe­
preises zwischen unverbleitem Normalbenzin 
und verbleitem Superbenzin etwa 50 Gro­
schen betragen, wie es jetzt, bevor unverbleite 
Benzine großflächig angeboten werden, der 
Fall war. Der Antrag, den Kollege Hinter­
mayer und ich eingebracht haben, um mög­
lichst rasch in diesem Hause zu einem 
Beschluß zu kommen - rasch deswegen, weil 
am 1. April mit der Tankstellenversorgung 
mit unverbleiten Kraftstoffen begonnen wer­
den soll -, hat auch zum Ziel gehabt, diese 
Differenz zwischen unverbleiten und verblei­
ten Vergaserkraftstoffen aufrechtzuerhalten. 

Und nun zu Ihrem Argument, das auch 
unseres ist. Der Herr Bundesminister für 
Finanzen Dr. Vranitzky und die gesamte Bun­
desregierung haben das auch immer wieder 
betont: Es soll aus dieser Umschichtung 
steuerlicher Belastung unverbleiter und ver­
bleiter Kraftstoffe keine Mehreinnahme für 
den Fiskus entstehen. Da sind wir in der For­
derung, Herr Kollege Dr. Keimei, einer Mei­
nung. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das wollen ja 
wir!) Ja, wir auch, so lautet auch unser 
Antrag, Herr Kollege Dr. Zittmayr. Bei der 
Verbrauchsquote 70 Prozent verbleite Ben­
zine, nämlich Superbenzine heute, und 30 Pro­
zent Normalbenzin, gibt es eine Rechnung, 
die Sie leicht nachvollziehen können. Bei der 
10-Groschen-Differenz, die wir jetzt haben, 
gibt es Mineralölsteuermindereinnahmen von 
etwa 140 Millionen Schilling und Mineralöl­
steuermehreinnahmen von 194,7 Millionen 
Schilling. 

Wenn die Quote 70: 30 so bleibt, wie sie 
jetzt ist, würde das bedeuten, daß auf das 
ganze heurige Jahr gerechnet - aber das 
stimmt nicht, weil wir ja drei Monate weg 
haben und die Vollversprgung nicht ganz da 
ist - etwa 54,7 Millionen mehr an Steuerein­
nahmen zugunsten des Fiskus gegeben 
wären. Es ist aber mit großer Sicherheit zu 
rechnen ... (Abg. Dr. K e i me l: Plus 10 Mil-
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lionen Mehrwertsteuer!) Die Mehrwertsteuer 
hat mit dieser Umstellung fast nichts zu tun. 
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. Dr. K ei -
me 1.) Na ja, wenn die Mineralölfirmen die 
Pumpenabgabepreise erhöhen. (Abg. Dr. 
K e i m e 1: Die müssen es ja!) Aber das ist 
nicht Gegenstand der heutigen Debatte. 

Wir können schon darüber reden, daß die­
ses Haus beispielsweise von der eigenen 
nationalen österreichischen Mineralölwirt­
schaft und von den international tätigen 
Gesellschaften verlangt, sie sollen ihre Kalku­
lationen offenlegen, damit man wirklich sieht, 
wie es ausschaut mit ihren Gewinnen, nicht 
nur in den regulär gebauten Bilanzen. (Zwi­
schenruf des Abg. S tau d i n ger.) 

Da könnten wir uns schon finden, Herr Kol­
lege Staudinger. Das wäre eine hochinteres­
sante Geschichte, damit würden Sie eine For­
derung des ARBÖ unterstützen: Legt doch die 
für alle Österreicher bedeutsamen Kalkulatio­
nen der Treibstoffpreise offen. Das wäre eine 
sehr schöne Sache, wenn wir da einen 
gemeinsamen Antrag zustande bringen wür­
den. Es könnte ja nur ein Appell an die in der 
freien Marktwirtschaft tätigen Mineralölfir­
men sein. 

Da aber anzunehmen ist, und das mit größ­
ter Sicherheit, daß alle jene Fahrzeugbesitzer , 
die jetzt Mix tanken, beispielsweise 1 : 1 Nor­
malbenzin und Superbenzin, unverbleites 
Normalbenzin allein verwenden können, wird 
es also, Herr Kollege Dr. Keimei, mit größter 
Wahrscheinlichkeit eine Quotenverschiebung 
geben, nicht mehr 70 Prozent verbleites 
Superbenzin und 30 Prozent unverbleites 
Benzin, sondern der Verbrauch an unverblei­
tem Benzin wird steigen, und der Anteil an 
verbleitern Superbenzin wird zurückgehen. 

Der Herr Bundesminister für Finanzen hat 
uns im Ausschuß zugesagt, er ist bereit, zum 
Jahresende beziehungsweise Anfang näch­
sten Jahres uns zu sagen, wie die Ergebnisse 
wirklich waren. 

Wenn Sie diese Rechnung anstellen und 
nachvollziehen - das ist sehr leicht zu 
machen; ich bin bereit, Ihnen bei der Unterla­
genbeschaffung, sollten Sie das nicht selber 
zustande bringen, zu helfen -, ergibt sich, 
daß auf Grund der Vorgangsweise , die der 
Antrag Hintermayer-Hobl beinhaltet, wirk­
lich mit Aufkommensneutralität sicher für die 
nächsten drei Jahre, wenn nicht sogar mit 
einer Minderung zu rechnen ist. 

Herr Kollege Keimel! Sie sind doch auch 

einer jener Abgeordneten - im Bautenaus­
schuß immer sehr aktiv -, die verlangen: 
Mehr Mittel für den Straßenbau! 

Sollte es sich also wirklich ergeben, daß 
heuer 54 Millionen Schilling mehr an Mineral­
ölsteuer hereinkommen, so sind sie zweckge­
bunden und gehen in den Straßenbau. Aber 
ich sage noch einmal: Es wird gar nicht der 
Fall sein. 

Die Mineralölsteuereinnahmen der letzten 
Jahre sind eher rückläufig. Wenn ich für 1983 
die Gesamtsumme betrachte: 15 495,9 Millio­
nen aufgebracht und 1984 - die Abrechnung 
ist schon da - um ungefähr 91 Millionen 
Schilling weniger Mineralölsteuereinnahmen. 
Auch daraus sieht man ja, daß sich die öster­
reichischen Kraftfahrer sehr kostenbewußt 
verhalten und nicht um jeden Preis Auto fah­
ren. 

Wenn man jetzt noch die zweckgebundenen 
und die nicht zweckgebundenen Einnahmen 
betrachtet, so haben 1983 die Mittel aus der 
Mineralölsteuer, die für den Straßenbau 
zweckgebunden sind, 13,7 Milliarden betra­
gen, 1984 aber nur mehr 13,6 Milliarden. 

Die Auf teilung der Mineralölsteuer - das 
wissen Sie ja - ist mehr als 88,5 Prozent 
zweckgebunden für den Bundesstraßenbau, 
mehr als 8,6 Prozent für die Länder und mehr 
als 2,8 Prozent für die Gemeinden. 

Interessant ist in dem Zusammenhang 
auch, wie sich die prozentuelle steuerliche 
Belastung insgesamt auf die Treibstoffe ent­
wickelt hat. Da kann man erkennen, daß sich 
bei der Preiserhöhung der Mineralölprodukte 
- freie Preisbildung auf dem Markt durch die 
Mineralölwirtschaft - am 16. März 1983 die 
höchste steuerliche Belastung in Prozenten 
vom Pumpenabgabepreis ergeben hat, näm­
lich 48,1 Prozent. Diese steuerliche Belastung 
- bei Normalbenzin, muß ich dazusagen -
hat am 23. Feber dieses Jahres nur mehr 
45,29 Prozent betragen, Herr Kollege Keimel. 
Das heißt also, der Anteil der sogenannten 
Staatsquote am Pumpenabgabepreis ist 
gesunken. Er wird, wenn wir das heute 
beschließen, was im Antrag steht, 44,1 Pro­
zent beim Normalbenzin betragen. 

Bei den verbleiten Superbenzinen war die 
höchste Steigerung ab 1982 auch am 16. März 
1983 mit 47,6 Prozent Steuern vom Pumpen­
preis. Am 23. Feber 1985 waren es 45,02 Pro­
zent, und die Quote wird nach dem heutigen 
Beschluß am 1. April 1985 45,44 Prozent betra­
gen. Also auch eine gesunkene Quote an den 
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Pumpenabgabepreisen, was die Steuerquote, 
die öffentliche Quote, betrifft. Die Automobil­
produzenten - man braucht nur durch die 
Straßen unserer Städte und Gemeinden zu 
gehen - zeigen schon ihre neuen Produkte 
überall mit Sonderankündigung, die bleifrei 
zu fahren sind. Es wird sich also die Anzahl 
der Fahrzeuge, vor allem bei den Neuanschaf­
fungen, erheblich zugunsten der mit unver­
bleiten Kraftstoffen betriebenen Kraftfahr­
zeuge verändern können. 

Die Maßnahme, die wir heute im Gesamtpa­
ket der Umweltschutzmaßnahmen der Bun­
desregierung, bezogen auf den Straßenver­
kehr beschließen wollen, wird auch von der 
Regierung nicht Nahestehenden positiv beur­
teilt. So hat der Bundesinnenminister der 
Bundesrepublik Deutschland, Friedrich Zim­
mermann, gesagt: "Die vorbildliche Einfüh­
rung von Maßnahmen für umweltfreundliche 
Autos in Österreich wird von der deutschen 
Bundesregierung, insbesondere von mir als 
zuständigem Ressortminister , nachdrücklich 
begrüßt." Und er sagt dann auch noch unter 
anderem: "Deshalb werde auch ich meine 
Anstrengungen darauf richten, möglichst 
rasch weitere Fortschritte bei der Durchset­
zung umweltfreundlicher Autos zu erzielen." 

Sie konnten erst vor wenigen Stunden 
hören, daß wahrscheinlich die Bundesrepu­
blik Deutschland auf ihre EG-Partner, mit 
denen sie in dieser Beziehung nicht harmoni­
siert, keine Rücksicht wird nehmen müssen. 

Auch ein bedeutender Mann des österrei­
chischen Kraftfahrzeughandels, Gerhard 
Schneider-Manns-Au, hat gesagt: "Grundsätz­
lich war das Maßnahmenpaket, das die Regie­
rung bei der Klausur beschlossen hat, eine 
sehr schnelle und eine sehr richtige Lösung. 
Denn erstens wird dadurch für bessere 
Umweltbedingungen Sorge getragen, und 
zweitens sind die Unklarheiten beseitigt wor­
den, die bisher für die Autoindustrie auftauch­
ten und die jetzt noch in anderen Ländern 
weiter bestehen. Unter anderem sagt er dann 
auch noch: "Ich bin sicher, daß der österrei­
chische Weg für das Ausland beispielgebend 
sein wird." 

Meine Damen und Herren! Weil die Berech­
nungen die sinkende Steuerquote beim Pum.­
penabgabepreis zeigen, weil ferner die Maß­
nahmen, die wir heute hier vorgeschlagen 
haben und die wir zum Beschluß erheben wer­
den, wirklich zielführend ist und weil der 
Abänderungs antrag der Österreichischen 
Volkspartei, der IIu'er Ja-Nein- oder Ja-Aber­
Politik entspricht, nichts bringt und nur billi-

gen parteipolitischen Opportunismus dar­
stellt, deswegen werden wir dem von uns 
gestellten Antrag mit der geringen Abände­
rung unsere Zustimmung geben, und wir 
glauben, daß es ein guter Beschluß ist. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 16.37 

Präsident Dr. Stix: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich der Herr Abgeordnete 
Dr. Keimel zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm 
das Wort und mache auf die Fünf-Minuten­
Begrenzung aufmerksam. (Zwischenruf bei 
der SPÖ: Zweimal Keimel ist zuviel!) 

16.38 

Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Meine 
Damen und Herren! Das glaube ich Ihnen 
gern, daß man, wenn man mit solchen Sachen 
konfrontiert wird, nervös werden kann, daß 
es zu viel ist; Sie haben völlig recht. 

Ich bin auch der Meinung, wir sind alle der 
Meinung, daß weite Teile der Bevölkerung 
bewiesenermaßen bereit sind, für eine Ver­
besserung der Umwelt mehr zu bezahlen, 
auch für unverbleites, also bleifreies Benzin, 
für Katalysatoren und so weiter. 

Ich habe diese Umfrage einmal in einer 
Ihrer Zeitschriften gelesen: Bei der Befra­
gung waren 50 Prozent oder mehr dafür. 
Stimmt! 

Tatsache ist aber, und das ist jetzt die 
Berichtigung, daß das unverbleite Benzin aus 
Gründen der Erzeugung an der Zapfstelle für 
den Verbraucher 30 Groschen mehr kosten 
wird. Niemand aber, auch nicht die Mitglieder 
des ARBÖ - weil sie dazu nicht befragt wur­
den - paben zugestimmt, daß daraus dem 
Finanzminister , dem Fiskus, neue Einnah­
men, höhere Steuern unter dem Vorwand des 
Umweltschutzes zufließen sollen. 

Meine Damen und Herren, das habe ich kri­
tisiert, und das soll unser ÖVP-Antrag aus­
gleichen, nämlich tatsächlich das bringen, 
was Sie nur vorgeben: die Aufkommensneu­
traUtät! (Beifall bei der ÖVP.) 16.40 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Bundesminister für Finanzen Dr. Vra­
nitzky. 

16.41 

Bundesminister für Finanzen Dr. Vra­
nitzky: Herr Präsident! Hohes Haus! Die 
Berechnungen, die diesem Modell zugrunde 
liegen, beruhen darauf, daß die Aufkommens­
neutralität für eine Periode von drei Jahren 
berechnet ist. Wenn Sie, Herr Abgeordneter 
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Dr. Keimei, auf der einen Seite die Aufkom­
mensneutralität akzeptieren, gleichzeitig aber 
für das erste Jahr dieser dreij ährigen Periode 
ein geringeres Aufkommen fordern, negieren 
Sie in einem Atemzug die Aufkommensneu­
tralität, weil Sie sehr genau wissen, daß sich 
der Verbrauch im Laufe dieser drei Jahre mit 
zunehmender Verbreitung von bleifreiem 
Benzin von der heutigen Struktur 1 : 2 Super­
zu Normalbenzin verschieben wird. Würden 
wir daher bei der Mineralölsteuer jetzt den 
geringeren Satz verrechnen, im zweiten und 
dritten Jahr aber keinen höheren ansetzen, 
was zugesagt und versprochen ist, dann 
könnte Aufkommensneutralität nicht gege­
ben sein. Wenn Sie diesen Grundsatz akzep­
tieren, dann stehen Sie mit Ihrer Forderung 
dazu im Widerspruch. 

Zum zweiten: Kursveränderungen, Wech­
selkursveränderungen, sofern sie Auswirkun­
gen auf das inländische Preisniveau haben, 
können notwendigerweise nicht von ununter­
brochenen Mehrwertsteueranpassungen 
begleitet werden, denn, Herr Abgeordneter, 
wenn der Dollarkurs sinkt und die Preise 
zurückgehen, kann ich mir die entgehende 
Mehrwertsteuer dann auch nicht bei der Tiro­
ler ÖVP abholen. Daher gibt es keine Möglich­
keit, hier mit Mehrwertsteuerkonzessionen 
zu Werk zu gehen. Es gehört nicht zu meinem 
Sprachschatz, Kraftausdrücke zu gebrauchen, 
ich beschäftige mich auch nicht damit, daß 
Sie mir Wortbruch vorwerfen, oder Unredlich­
keit, ich sage Ihnen nur in aller Offenheit, daß 
mich das weder kränkt, was Sie hier sagen, 
und schon ~berhaupt nicht beeindruckt. (Bei­
fall bei SPO und FP(J.) 

Wir hatten hier und heute im Parlament 
Gelegenheit - und, sehr geehrter Herr Abge­
ordneter, ich habe ja auch Gelegenheit 
gehabt, ausführlich zu diesem Ihrem Vorwurf 
schon im Ausschuß Stellung zu nehmen. Sie 
glauben mir offensichtlich nicht. Diese Argu­
mentation haben Sie heute wieder gebracht. 
Sie haben mich dann aufgefordert, eine 
Berechnung vorzulegen. Ich werde diese 
Berechnung vorlegen, aber sinnvollerweise 
natürlich erst im Nachhinein, sonst wäre es 
eine Prognose und keine Berechnung. Sie 
haben eine Berechnung verlangt, und wir 
werden dann darüber weiterreden. (Beifall 
bei sm und Fm.) 

Wir hatten heute hier im Hohen Haus auch 
unter einem anderen Kapitel eine Wirt­
schaftsdebatte, der ich jedenfalls in der Wort­
meldung Ihres Kollegen Dr. Schüssel etliches 
abgewinnen konnte. Erlauben Sie, daß ich die 
Gelegenheit dazu benütze, um einige grund­
sätzliche Anmerkungen zu machen. Schüssel 

hat gemeint, wir sind nicht der Nabel der Welt 
und wir sollen uns nicht immer in den Vorder­
grund stellen. Ich teile diese Meinung absolut. 
Wir können dieses "Nabel-der-Welt"-Prestige 
für uns nicht in Anspruch nehmen - und wol­
len das wahrscheinlich auch gar nicht. Worum 
es aber immer auch geht, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, ist, einen Mittelweg 
bei all unseren Äußerungen zu finden, der 
zwar auf der einen Seite nicht dieses "Nabel­
der-Welt"-Prestige vermittelt, aber auf der 
anderen Seite auch das Bewußtsein dessen, 
was in diesem Land Jahre und Jahrzehnte 
geleistet wurde, nicht so in den Hintergrund 
rückt, als müßten wir uns vor uns selber 
genieren. (Beifall bei sm und FP(J.) 

Herr Dr. Schüssel! Sie haben gesagt - und 
ich stimme Ihnen da zu -, daß wir in gewis­
ser Hinsicht über Jahre hindurch das System 
einer gewissen Absicherung gehabt haben. 
Wir hatten ja schließlich eine schwierige 
Nachkriegszeit zu bewältigen. Wahrscheinlich 
haben wir das Risikobewußtsein nicht im 
internationalen Maßstab entwickelt; ich gebe 
Ihnen Recht - wir müssen daran arbeiten. 
Das geht in Richtung Eigenkapital, das geht 
in Richtung Bildungswesen und das geht in 
Richtung Anschluß an zukunftsorientierte 
Entwicklungen. Ich greife der morgigen 
Debatte gar nicht vor, ich frage mich nur, ob 
Anschluß an zukunftsträchtige Entwicklun­
gen etwa mit dem Abverkauf der wichtigsten 
Teile des Kernkraftwerkes nach dem 31. März 
vereinbar sein wird, aber das ist eine andere 
Sache. (Beifall bei SP(J und FP(J.) 

Ich nehme für mich in Anspruch, der erste 
in dieser Funktion nach geraumer Zeit zu 
sein, der sich nicht gescheut hat, die Eigenka­
pitalfrage anzugehen. Ich kann Ihnen heute 
noch nicht versprechen, ob wir zu bestimmten 
revolutionären Schritten kommen werden. 
Wahrscheinlich wird es nur im Rahmen der 
staatsfinanziellen Gegebenheiten möglich 
sein. Aber wir werden diesbezügliche Vor­
schläge machen und Pläne ausarbeiten, und 
es ist wahrscheinlich nicht schwierig, heute 
schon zu prognostizieren, daß Ihnen das zu 
wenig sein wird und daß Sie daran etwas aus­
zusetzen haben werden. Ich meine, daß wir 
aber trotzdem daran weiterarbeiten werden. 
Wenn Sie heute kritisieren, wir förderten risi­
koloses Wertpapiersparen, so erinnere ich 
daran, daß ich vor nicht zu langer Zeit hier 
einen großen Appell für den Ausbau der Spar­
förderung gehört habe. Wenn Sie meinen, daß 
wir eine Wirtschaft aufgebaut haben, wo 
55 Prozent der Fremdfinanzierungen auf 
irgendeine Weise subventioniert sind, so 
haben Sie recht - wir müssen auch daran 
arbeiten. 
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Ich bedanke mich bei Ihnen für den Satz, 
daß Sie gesagt haben, auch die Unternehmer 
begehren immer wieder Subventionen. 

Um es zusammenzufassen: In ziemlichem 
Gegensatz zu dem, was aus Ihren Bänken 
oder aus Ihren -Reihen sonst immer von der 
"Handlungsunfähigkeit" und der "fehlenden 
Problemlösungskapazität" erschallt, wobei 
ich gar nicht glaube, daß wir unser Licht da 
besonders unter den Scheffel stellen müssen, 
ist dieses Thema ,,Auto und Umwelt", und 
damit komme ich auch schon zum Schluß, zu 
unserem heutigen Kapitel, von uns in einer 
Art und Weise vorbereitet worden, die mehre­
ren Erfordernissen Rechnung trägt. 

Ein Erfordernis war einmal der Umstand 
Zeit. Das heißt, es ging uns darum, bei den 
drohenden Umweltbelastungen und dem 
Waldsterben in guter Zeit und sehr rasch zu 
Lösungen zu kommen, die man anbieten 
kann. Nicht zuletzt damit, Herr Abgeordneter 
Dr. Keimei, hängt die flächendeckende Ver­
sorgung mit bleifreiem Benzin in Österreich 
zusammen, und da kann man nicht allzulange 
warten, sondern da muß man die Vorausset­
zungen schaffen; damit das technisch, organi­
satorisch und legistisch so schnell wie mög­
lich vorbereitet wird. Daher der durchaus legi­
time und mögliche Weg, nicht eine Regie­
rungsvorlage mit einer Begutachtungsfrist zu 
machen, sondern einen Initiativantrag, und so 
ist das auch geschehen. Dies zum ersten. 

Zum zweiten ging es darum, das Vorhaben 
so vorzubereiten, daß es auf der Grundlage 
einer möglichst vollkommenen Information 
der Beteiligten abläuft, daß auch von Haus 
aus bestimmte Reibungsflächen wegfallen. 
Wir haben für diese Maßnahme, die ja die 
erste dieser Art in Europa ist - und wir wis­
sen ja, daß sich andere europäische Staaten 
ziemlich plagen, eine solche Lösung oder eine 
ähnliche herbeizuführen -, durchaus positive 
Zensuren aus dem In- und Ausland bekom­
men. Positive Zensuren der Presse im In- und 
Ausland, positive Reaktionen der Industrie, 
positive Reaktionen der Autoimporteure und 
des Autohandels - mit einer einzigen Aus­
nahme, damit das hier nicht unausgesprochen 
bleibt - und positive Zensuren vom Österrei­
chischen Automobil-, Motorrad- und Touring­
Club, der ja nicht gerade zu den Kampfes­
schwadronen der linken Seite dieses Landes 
zählt. Ich sage das deshalb, weil Sie den 
ARBÖ einseitig herausgehoben haben. Der 
ARBÖ ist also in sehr guter Gesellschaft bei 
all denen, die sich hier positiv geäußert 
haben. 

Herr Abgeordneter! Ihre offenen und ver­
steckten Angriffe, daß sich der Finanzmini­
ster hier in unredlicher Weise eine Steuerer­
höhung durch die Hintertür verschafft und 
dabei sein Wort gebrochen habe - das nehme 
ich nicht einmal als einen Vorwurf. Ich habe 
mich auch hier nicht zu verteidigen. Es ging 
nicht darum - das haben Sie kaum erwähnt 
-, sich Steuervorteile zu verschaffen oder 
etwas anderes, sondern es ging darum, das im 
Wege eines selbsttragenden Finanzierungssy­
stems zu machen, denn wir haben auch nichts 
zu verschenken. 

Wir haben zu unterscheiden zwischen den 
Autofahrern, die bereit sind, sich umwelt­
freundlich zu verhalten, und den anderen. Es 
ging also darum, ein selbsttragendes Finan­
zierungssystem zu entwerfen, sich nicht 
Steuervorteile zu verschaffen, sondern dem 
Waldsterben entgegenzutreten. Das, ist ein 
wichtiges Anliegen. 

Wir werden uns bei dieser Maßnahme, wie 
bei allen anderen, die ich angeführt habe, 
nicht beirren lassen und unseren Weg weiter­
gehen. (Beifall bei sm und Fp(j.) 16.51 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Hintermayer. 

16.51 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Mit der Änderung des 
Mineralölsteuergesetzes 1981 vollzieht die 
sozialistisch-freiheitliche Bundesregierung 
den eingeschlagenen Weg, nämlich alles zu 
unternehmen, damit die Umwelt sauberer 
wird, damit die Schadstoffbelastung geringer 
wird, damit die grüne Lunge Österreichs, 
unser Wald, von Bleiablagerungen verschont 
wird, kurz, damit die Lebensqualität in unse­
rem schönen Land weiter verbessert wird. 

Es wird die Mineralölsteuer für bleifreies 
Benzin ab 1. April 1985 um 20 S für 100 Kilo 
oder um 15 Groschen je Liter gesenkt. Gleich­
zeitig wird die Mineralölsteuer für verbleite 
Treibstoffe um rund 8 Groschen je Liter ange­
hoben. Damit will man die Aufkommensneu­
tralität erreichen. 

Diese Maßnahme soll einen Anreiz für alle 
umweltbewußten Autofahrer, aber auch eine 
Begünstigung für diese Gruppe darstellen. Sie 
entspricht auch der Meinung und Auffassung 
der meisten Autofahrer, wie wir ja schon aus 
dem Mund des Herrn Abgeordneten Hobl 
erfahren konnten. Denn noch im vergange­
nen Herbst erklärte sich der überwiegende 
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Teil der Befragten - wie man aus den großen 
Printmedien entnehmen konnte - damit ein­
verstanden, für eine saubere Luft auch einer 
Erhöhung des Treibstoffpreises zuzustimmen. 

Verwunderlich ist nur, daß die Opposition 
im Ausschuß und auch heute hier wiederum 
von zu raschen Handlungen spricht und in 
Presseaussendungen diese Gesetzesände­
rung, sehr populistisch natürlich, kritisiert. 

Denkt die Regierung nämlich an Aufkom­
mensneutralität, ist es sicher eine Belastung 
für die Bürger. Entstünde ein Loch im Bud­
get, so würde sicherlich von Verschwendung 
gesprochen, und der Herr Bundesparteiob­
mann Dr. Mock müßte wieder zum Herrn 
Bundespräsidenten gehen und ihn darauf auf­
merksam machen, daß sich die Regierung 
und das Land schon wieder in einer Krise 
befinden. 

Die Regierungsparteien können behaupten, 
daß sie abermals eine umweltentlastende 
Maßnahme verwirklicht haben. - Der Herr 
Abgeordnete Dr. König hat hier im Hause am 
8. November in einer Rede drei Anträge ein­
gebracht, die alle in die Richtung zielten, wie 
wir es heute beschließen. 

Auch der Bleigehalt für Normalbenzin 
wurde in der 16. Novelle der Kraftfahrgesetz­
Durchführungsverordnung 1967 neu festge­
setzt und darf demnach 0,013 Gramm je Liter 
Normalbenzin nicht überschreiten. Auch das 
ist eine Maßnahme, die der Österreichische 
Automobil- und Touring-Club gefordert und 
urgiert hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nach den Bestimmungen über das Umwelt­
auto oder Katalysatorauto, nach der Festle­
gung einer neuen Energiepolitik, nach der 
Einführung des Umweltfonds, nach den Maß­
nahmen zur Reinhaltung der Seen und 
Flüsse, nach dem Beschluß des Waschmittel­
gesetzes, nach der Schwefelreduktion im 
Heizöl, nach der Installierung der Lärmpo­
lizei und der Inangriffnahme des Huckepack­
verkehrs - um etliche Umweltschutzmaß­
nahmen aufzuzeigen - haben wir mit der 
Änderung des Mineralölsteuergesetzes 1981 
einen weiteren Schritt nach vorwärts 
gemacht, der uns in eine bessere Zuku"nft blik­
ken läßt. 

Deshalb auch das Ja der Freiheitlichen Par­
tei zu dem in Verhandlung stehenden Antrag. 
Dem Antrag der Abgeordneten Dr. Keimel 
und Genossen können wir so wie im Aus-

schuß nicht unsere Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 16.56 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Hochmair. 

16.56 

Abgeordneter Hochmair (SPÖ): Es ist schon 
interessant, meine Damen und Herren: Wir 
reden täglich vom Umweltschutz, wir reden 
täglich von den Belastungen, wir nehmen täg­
lich das Wort "saurer Regen" in den Mund 
und kümmern uns um unsere sterbenden 
Wälder, nur wenn die Regierung eine ganz 
konkrete Maßnahme setzt wie jene, die wir 
heute beschließen, dann gibt es Diskussionen 
über Kostenneutralität, über ein "Körberl­
geld" des Finanzministers und über die 
"Melkkuh", den Autofahrer. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wir 
müssen einfach die Courage aufbringen, den 
Menschen zu sagen, welche Probleme uns 
berühren, wenn wir von der Entbleiung des 
Benzins oder vom Katalysator reden. Die Ton­
nage ist sicherlich gering. Im Jahr 1980 waren 
es tausend Tonnen Blei, die in feinsten Parti­
kelchen auf Österreich niedergegangen sind. 
Was aber bedeutet Blei für den Menschen? 

Eine Untersuchung aus der Schweiz zeigt, 
daß ein Tankstellenarbeiter im Jahr 1966 drei­
mal mehr Bleibelastung zu ertragen hatte und 
dreimal mehr Bleianteile im Blut hatte als ein 
Arbeiter, ein Setzer in einer Druckerei. 

Das zeigt mir als Gewerkschafter, daß wir 
eben für jenen Berufszweig ganz konkrete 
Auflagen haben, daß der Drucker, der Setzer 
täglich nur mit soundsoviel Blei konfrontiert 
werden darf, daß wir aber nicht die gering­
sten Überlegungen dazu angestellt haben, 
was wir bei jenen tun oder tun sollten, die mit 
diesem Blei in Benzinen täglich in Berührung 
kommen. 

Ich dachte, wir hätten die bleierne Zeit 
längst überwunden, die Zeit der Teutonen und 
alten Römer, die früh gestorben sind, weil sie 
ihren Wein aus bleiernen Krügen getrunken 
haben und bleierne Wasserleitungen gehabt 
haben. Heute haben wir das Blei in anderer 
Form. 

Wer sich mit Bleierkrankungen beschäftigt, 
weiß, welche Probleme das für den Menschen 
verursacht. So leiden zum Beispiel Kinder in 
Schulen mit starker Verkehrsbelastung unter 
ungeheurer Konzentrationsbelastung, die 
Kinder haben Konzentrationsschwäche, 
Schwindelgefühle, Übelkeit und viele andere 
Dinge mehr. 
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Daher, meinen wir, war die Diskussion der 
Regierungsfraktionen am Tulbinger-Kogel 
wichtig. Daher glauben wir, daß man sich mit 
diesem Problem auseinanderzusetzen hat, 
und daher begrüßen wir es - so wie es Kol­
lege Hobl dargestellt hat -, daß sich auch der 
Autofahrer mit den Problemen identifiziert 
und auch bereit ist, dafür einen Beitrag zu lei­
sten. 

Wir haben vor wenigen W flchen in Wels die 
erste bleifreie Tankstelle in Betrieb genom­
men. Ich war bei der Eröffnung dabei, und ich 
habe mich ein bißchen dafür interessiert, was 
denn die Autofahrer darüber denken. 

Ein Pkw-Benützer mit einem sicherlich 
sehr teuren Fahrzeug hat gemeint: "Wenn ich 
2 500 S beim Ankauf des Pkw hergebe, nur 
damit hinten nicht steht: Mercedes 500 SEL, 
werde ich doch bereit sein, die paar Groschen 
für bleifreies Benzin auch noch zu tragen. 
Wenn mir Umweltschutz und der Wald etwas 
wert sein sollten, werde ich bereit sein müs­
sen, auch dafür meinen Beitrag zu leisten." 

Ich glaube, meine Damen und Herren, so 
sollten wir die Diskussion auch führen. Wir 
sollten den Volkszorn nicht gegen das Auto 
richten, auch nicht gegen den Autobenützer . 
Ich glaube, wir sollten uns bemühen, im Zeit­
alter der Vollmotorisierung auch mitzuhelfen, 
all die schädlichen Aspekte, die dadurch ent­
stehen, abzubauen. 

Dann, glaube ich, könnten wir in einigen 
Jahren sagen: Das saubere Auto kann durch­
aus auch weiterhin unser Freund sein. (Bei­
fall bei sm und FPÖ.) 16.59 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Feurstein. 

17.00 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es 
könnte jetzt der Eindruck entstehen, daß die 
ÖVP diesem Gesetz nicht zustimmt. Wir 
unterstützen jede Maßnahme, die geeignet 
ist, die Umweltbelastung zu mindern, und wir 
glauben, daß die Einführung von bleifreiem 
Benzin sehr wohl geeignet ist, die Umweltbe­
lastung, vor allem die Luftverschmutzung, 
einzudämmen, wenn es auch zugegebenerma­
ßen nur ein erster kleiner Schritt in dieser 
Richtung ist. Wir werden daher trotz unserer 

. Bedenken diesem Gesetz unsere Zustimmung 
geben. 

Aber, Herr Minister, Sie haben das im Aus­
schuß gesagt und jetzt wieder betont: Sie 

holen sich im ersten Jahr - und das ist 
unumstritten -, im Jahr 1985, auf Grund 
unserer Berechnung Mehreinnahmen in der 
Größenordnung von 60 bis 70 Millionen Schil­
ling. Das ist unbestritten. (Abg. Ing. Hob 1: 
Herr Kollege Feurstein! Wenn die Quote 
g1eichbleibt, 70 zu 30, sind es ein bißehen über 
54 Millionen! Aber sie wird nicht gleichblei­
ben!) Gut. Sie sagen, es sind 54 Millionen, wir 
sagen, es sind 60 bis 70 Millionen Schilling. 
(Abg. Ing. Hob 1: Das wird es nicht sein!) 

Nun haben wir, meine Damen und Herren, 
im Ausschuß - und hier wieder - einen 
Antrag eingebracht und zur Diskussion 
gestellt, daß man über diese Frage der stufen­
weisen Einführung der höheren Steuer auf 
bleihältiges Benzin diskutieren soll und daß 
der Finanzminister Unterlagen zur Verfügung 
stellen sollte. 

Diese Unterlagen sind nicht zur Verfügung 
gestellt worden, Sie waren nicht bereit, dar­
über zu reden, sollen es im ersten Jahr null 
Schilling sein, sollen es fünf Schilling sein, 
sollen es sechs Schilling sein, oder soll es ein 
anderer Betrag sein. Dazu waren Sie, Herr 
Ing. Hobl, nicht bereit, und das bedauern wir. 
(Beifall bei der ÖVP. - Abg. Ing. Hob 1: Kol­
lege Feurstein, reden wir in einem Jahr!) 

Nun, was das zweite Jahr und das dritte 
Jahr betrifft, meine Damen und Herren, so 
mag es richtig sein, daß sich dieses Verhältnis 
30 Prozent zu 70 Prozent verändert. Wir wis­
sen aber heute nicht, in welchem Ausmaß sich 
dieses Verhältnis 30 zu 70 Prozent verändert. 

Aus diesem Grunde waren wir der Meinung 
und sind nach wie vor dieser Auffassung, daß 
eine stufenweise Einführung, eine etappen­
weise Einführung ab dem Jahre 1986 erfolgen 
soll, damit es zu einer aufkommensneutralen 
Einführung dieser neuen Art der Besteuerung 
von bleifreiem und bleihaltigem Benzin 
kommt. (Der Prä si den t übernimmt den 
Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren, Herr Minister, 
ich glaube, es ist schon zum jetzigen Zeit­
punkt berechtigt aufzuzeigen, was denn alles 
die Autofahrer bezahlen, um dazu beizutra­
gen, daß Sie die notwendigen finanziellen Mit­
tel beko.mmen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir das 
Bundesbudget 1985 heranziehen, so können 
wir zunächst feststellen, daß an Mineralöl­
steuer 14,1 Milliarden Schilling eingehen. 
Diese 14,1 Milliarden Schilling werden im 
wesentlichen vom Autofahrer finanziert. 
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Dr. Feurstein 

Zweiter Punkt: Die Autofahrer, die Lkw­
Fahrer, bezahlen die Straßenverkehrsbei­
träge, insgesamt 2,3 Milliarden Schilling. Die 
Autofahrer bezahlen die Kraftfahrzeugsteuer 
1978, die zweckgebunden ist, in der Höhe von 
1,7 Milliarden Schilling, und sie bezahlen die 
Kraftfahrzeugsteuer", die nicht zweckgebun­
den ist, die frei verfügbar für den Finanzmini­
ster ist, in der Größenordnung von 3,1 Milliar­
den Schilling. (Abg. Ing. Hob 1: Welche Kraft­
fahrzeugsteuer?) 

Die Kraftfahrzeugsteuer, die nicht zweck­
gebunden ist, 3,1 Milliarden Schilling. (Abg. 
Ing. Hob 1: Aber die bekommen zur Hälfte 
die Länder!) Ganz richtig. (Abg. Ing. Hob 1: 
Das müssen Sie aber sagen!) Auch an der 
Mineralölsteuer, Herr Ing. Hobl, sind zum 
Teil die Länder mitbeteiligt. (Abg. Ing. Hob 1: 
Habe ich gesagt: 28 Prozent!) Ja, das ist ganz 
klar. 

Aber der Autofahrer, der Straßenverkehr 
bezahlt eine Summe, wenn wir das zusam­
menrechnen, von rund 25 Milliarden Schiling. 
Das ist ein Betrag, den der Autofahrer dem 
Finanzminister zur Verfügung stellt, zum Teil 
zweckgebunden für den Straßenbau. Ein gro­
ßer Teil ist nicht zweckgebunden, sondern 
steht dem Finanzminister frei zur Verfügung. 
(Abg. Ing. Hob 1: Das stimmt ja nicht! Von 
der Mineralölsteuer sind 15 Milliarden zweck­
gebunden!) 14 Milliarden. Entschuldigung 
nicht 15 Milliarden, sondern 14 Milliarden. 

Aber, meine Damen und Herren, nun gibt 
es noch eine zweite Sache, und das hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Keimel besonders her­
vorgekehrt. Herr Minister! Sie können ein­
fach nicht wegdiskutieren, daß auf Grund von 
Geldwertänderungen, auf Grund von Kurs­
schwankungen auf den Dollarmärkten insbe­
sondere Sie ein Nutznießer sind und zu 
zusätzlichen Steuereinnahmen kommen. 
Diese Erhöhung des Benzinpreises um 
30 Groschen, die in den letzten Wochen erfolgt 
ist, bringt dem Finanzminister pro Liter Ben­
zin 6 Groschen Mehreinnahmen. 

Herr Minister! Wir waren der Meinung -
und das hat Dr. Keimel sehr deutlich gesagt 
-, daß Sie diese zusätzliche Zahlung, diese 
zusätzliche Einnahme aus der Preiserhöhung, 
die auf Grund der Dollarschwankungen ent­
standen ist, dem Kraftfahrzeugbesitzer mit­
anrechnen hätten müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusam­
men, worum es uns geht. Wir haben zunächst 
vorgeschlagen, es sollte zu einer stufenweisen 
Erhöhung der Mineralölsteuer auf bleihälti-

ges Benzin kommen, 1985 mit einem minima­
len Betrag. Unser Vorschlag war null Gro­
schen. Wir hätten darüber diskutiert und 
wären einverstanden gewesen, wenn Sie 
gesagt hätten zwei oder drei Groschen, im 
Jahre 1986 ein etwas größerer Betrag, und 
1987 hätte man auf den vollen Betrag umstei­
gen können. 

Zweiter Punkt: Wenn die Kraftfahrer solche 
Belastungen hinnehmen müssen und ständig 
zunehmende Belastungen zu verkraften 
haben, glauben wir, daß man auch über das 
KFZ-Pauschale und das Pendler-Pauschale 
reden muß. Jene Benützer von Kraftfahrzeu­
gen, die den Pkw brauchen, um zum Beispiel 
zum Arbeitsplatz zu kommen, sollten ein 
sogenanntes Pendlerpauschale bekommen. 
Wir haben daher im Ausschuß auch angeregt, 
ein Pendlerpauschale einzuführen. Auch die­
sen Vorschlag auf Einführung des Pendler­
pauschales haben Sie abgelehnt. Sie waren zu 
diesem Punkt nicht gesprächsbereit. Wir 
bedauern das. 

Obwohl Sie - ich sage es noch einmal -
nicht gesprächsbereit waren und obwohl Sie 
unsere Vorschläge nicht diskutiert haben, 
stimmen wir dieser Vorlage zu, weil die Ein­
führung von bleifreiem Benzin für uns eine 
ganz entscheidende und wichtige Sache ist. 
(Beifall bei der ÖVP.) 17.07 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Berichterstatter wünscht kein Schluß­
wort. 

Somit gelangen wir zur Ab s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang in 555 der Beilagen. 

Da ein Abänderungsantrag der Abgeordne­
ten Dkfm. Dr. Keimel und Genossen vorliegt, 
lasse ich getrennt abstimmen. 

Wir kommen daher zunächst zur Abstim­
mung über Artikel I des Gesetzentwurfes in 
der Fassung des Ausschußberichtes, und ich 
ersuche jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Der erwähnte Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimel und Genos­
sen bezieht sich auf den Artikel 11 des Gesetz­
entwurfes. 

Ich lasse daher zunächst über Artikel 11 in 

81. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 88

www.parlament.gv.at



7284 Nationalrat XVI. GP - 81. Sitzung - 6. März 1985 

Präsident 

der Fassung des - Abänderungsantrages 
Dr. Keimel und Genossen abstimmen und 
bitte jene Damen und Herren, die hiezu ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die M i n der h e i t. 
Abgelehnt. 

Zur Abstimmung gelangt somit der Arti­
kel II des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Ausschußberichtes. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Nunmehr lasse ich über die restlichen Teile 
des Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung ein s tim -
mig angenommen. 

2. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (542 der 
Beilagen): Bundesgesetz über die Zeichnung 
von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und 

Entwicklung (IBRD) (556 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 2. Punkt der 
Tagesordnung: Bundesgesetz über die Zeich­
nung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (IBRD) (556 der Beilagen). 

Berichterstatter ist die Frau Abgeordnete 
Mag. Brigitte Ederer. Ich bitte Sie, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Mag. Brigitte Ederer: Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der gegenständliche Gesetzentwurf hat -
mit Rücksicht auf die stattgefundene Erhö­
hung des genehmigten Kapitals der Interna­
tionalen Bank für Wiederaufbau und Entwick-

$" lung um sieben Milliarden US-Dollar - die 
Zeichnung von zusätzlichen Kapitalanteilen 

durch die Republik Österreich zum Gegen­
stand. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
erwähnte Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am 26. Februar 1985 in Verhandlung 
genommen. Bei der Abstimmung wurde der 
Gesetzentwurf mit Stimmeneinhelligkeit 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Finanz- und Budgetausschuß somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
(542 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
Herr Präsident, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
542 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig angenom­
men. 

Wir gelangen sogleich zur dritten Lesung.-

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Gesetzentwurf 
ist somit auch in dritter Lesung ein s tim -
mig angenommen. 

3. Punkt: Bericht des -Verkehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage (518 der Beila­
gen): tlbereinkommen zur Gründung der 
Europäischen Femmeldesatellitenorganisa­
tion "EUTELSA 1'" samt Anlagen und 
Betriebsvereinbarung über die Europäische 
Femmeldesatellitenorganisation "EUTEL-

SAT" samt Anlagen (558 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Bericht des Verkehrsaus­
schusses über die Regierungsvorlage (518 der 
Beilagen): Übereinkommen zur Gründung der 
Europäischen Fernmeldesatellitenorganisa­
tion "EUTELSATu samt Anlagen und 
Betriebsvereinbarung über die Europäische 
Fernmeldesatellitenorganisation "EUTEL­
SAT' samt Anlagen (558 der Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Vonwald. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 
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Vonwald 

Berichterstatter Vonwald: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Nach mehrjährigen Vorarbeiten 
im Rahmen der INTERIM-EUTELSAT, an 
denen Österreich aktiv teilgenommen hat, 
wurden bei einer Staatenkonferenz vom 3. bis 
14. Mai 1982 in Paris unter Beteiligung einer 
österreichischen Regierungsdelegation die 
Texte des "Übereinkommens über die Euro­
päische Fernmeldesatellitenorganisation 
EUTELSAT" und der "Betriebsvereinbarung 
über die Europäische Fernmeldesatellitenor-
ganisation EUTELSAT" angenommen. . 

Für die rechtliche Konstruktion dieser 
neuen zwischenstaatlichen Organisation, die 
das bisher auf der Ebene der "Europäischen 
Konferenz der Verwaltungen für Post- und 
Fernmeldewesen (CEPr)" bestehende 
INTERIM-EUTELSAT ablöst, diente in vieler 
Hinsicht das auf globaler Ebene bewährte 
Muster des INTELSAT-Übereinkommens 
(BGBl. Nr. 343/1973). Wie dieses gliedert sich 
das vorliegende Vertragswerk in ein Überein­
kommen, das die wesentlichen Bestimmun­
gen über die Organisation, ihre Organe und 
Kompetenzen, die Rechte und Pflichten der 
Mitgliedstaaten enthält, sowie in eine 
Betriebsvereinbarung, welche im Detail die 
finanzielle und betriebliche Durchführung 
regelt. 

Übereinkommen und Betriebsvereinbarung 
haben gesetzändernden und gesetzesergän­
zenden Charakter; ihr Abschluß bedarf daher 
gemäß Art. 50 Abs.1 B-VG der Genehmigung 
durch den Nationalrat. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 27. Feber 1985 in 
Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause die Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden 
Staatsvertrages zu empfehlen. 

Der Verkehrsausschuß ist der Meinung, 
daß die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG im 
vorliegenden Fall entbehrlich ist. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ver­
kehrsausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Staatsvertrages: Überein­
kommen zur Gründung der Europäischen 
Fernmeldesatellitenorganisation "EUTEL­
SAT" samt Anlagen und Betriebsvereinba­
rung über die Europäische Fernmeldesatelli­
tenorganisation "EUTELSAT" samt Anlagen 
(518 der Beilagen) wird genehmigt. 

Herr Präsident, falls Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Danke für den Bericht. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Reicht. 

17.15 

Abgeordneter Reicht (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Sehr verehrte 
Damen und Herren! Obwohl dieser Vorlage 
auch von der Opposition zugestimmt wird, 
bitte ich um Entschuldigung, daß ich mich zu 
Wort gemeldet habe, aber der Abschluß dieses 
Übereinkommens ist für die österreichische 
Wirtschaft und für die österreichische Fern­
meldeindustrie von so großer Bedeutung, daß 
es mir angebracht erscheint, dazu Stellung zu 
nehmen. 

Diese Regierungsvorlage behandelt die 
Ratifizierung eines Übereinkommens zur 
Gründung der Europäischen Fernmeldeorga­
nisation . EUTELSAT. Hauptzweck der 
EUTELSAT ist es, die Planung und Entwick­
lung, den Bau, den Betrieb, die Errichtung 
und die Instandhaltung der Weltraumseg­
mente des oder der europäischen Fernmelde­
systeme durchzuführen. 

Dem Abschluß dieses Übereinkommens ist 
eine Vororganisation vorangegangen; die 
europäischen Postverwaltungen haben 
bereits in den Jahren 1977 und 1978 Überein­
kommen getroffen für die Inbetriebnahme 
von Fernmeldesatellitensystemen auf der 
Ebene der europäischen Verwaltungen. Öster­
reich ist im Juli beziehungsweise im August 
diesem Abkommen beigetreten. Dieses 
Abkommen hat INTERIM-EUTELSAT gehei­
ßen; es bildete bis zur neuen Vereinbarung die 
Rechtsgrundlage der Europäischen Fernmel­
desatellitenorganisation. 

Für die österreichische Fernmeldeindustrie 
und für die österreichische Wirtschaft hat das 
EUTELSAT-System deshalb einen großen 
praktischen Vorteil, weil die Zunahme des 
Fernmeldeverkehrs für ein Fremdenver­
kehrsland, für ein Land, das internationale 
Organisationen beherbergt, diesen Beitritt 
erforderlich macht. Über Fernmeldesatelliten 
kann der Fernmeldeverkehr mit nicht 
benachbarten Ländern ohne Inanspruch­
nahme von Transitländern, also direkt abge­
wickelt werden, wodurch eine Verbesserung 
des Fernmeldeverkehrs eintritt und eine grö­
ßere Unabhängigkeit gewährleistet ist. 

Die Europäische Rundfunkorganisation, 
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Reicht 

der auch der ORF angehört, hat beschlossen, 
das Eurovisionsnetz zur europaweiten Über­
tragung von Fernsehprogr~men weitgehend 
auf das Europäische Fernmeldesatellitensy­
stem der EUTELSAT zu stützen. Für diese 
Übertragungen ist auch die österreichische 
Erdefunkstelle in Mlenz erforderlich. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Die 
Österreichische Post- und Telegraphenver­
waltung betreibt seit 1979 die Erdefunkstelle 
Aflenz und hat hiefür 280 Millionen investiert. 
Mit der ersten Antenne wird über den Satellit 
INTELSAT der Fernmeldeverkehr nach 
Afrika und nach dem Osten von Nord- und 
Südamerika abgewickelt. Die zweite Antenne 
wird derzeit in Betrieb genommen und dient 
den Verbindungen innerhalb Europas für den 
Fernmeldeverkehr und für TV-Übertragun­
gen. Die dritte Antenne wird Ende 1985 in 
Betrieb gehen und wird den Indischen Ozean, 
Asien und Australien fernmeldetechnisch ver­
sorgen. Die Kosten für die zweite und dritte 
Antenne betragen 250 Millionen. In Planung 
befindet sich die vierte Antenne für die Ver­
sorgung des Bereiches des Atlantiks, also den 
Rest von Nord- und Südamerika. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Mit 
Abschluß dieses Staatsvertrages ist die Öster­
reichische Post- und Telegraphenverwaltung 
in der Lage, der österreichischen Wirtschaft 
ein unabhängiges Fernmeldesatellitensystem 
von hoher Qualität sicherzustellen. Die lei­
stungsfähige österreichische Wirtschaft 
braucht ein leistungsfähiges N achrichtensy­
stem. Dies ist mit dieser Regierungsvorlage 
sichergestellt. Die sozialistische Fraktion 
wird daher dieser Vorlage gerne ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 17.20 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen .. 

Schlußwort wird keines gewünscht. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß 
des gegenständlichen Staatsvertrages samt 
Anlagen sowie der vorliegenden Betriebsver­
einbarung samt Anlagen in 518 der Beilagen 
die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Ich möchte hier eine Mitteilung 
machen. Es ist das von 20 Abgeordneten 

unterstützte Verlangen gestellt worden, die in 
dieser Sitzung eingebrachte schriftliche 
Anfrage 1200/J der Abgeordneten Dkfm. DDr. 
König und Genossen an den Bundeskanzler 
betreffend Aufklärung über die Gründe der 
Abberufung von Bundesminister Sekanina 
dringlich zu behandeln. Diese dringliche 
Anfrage wird im Sinne des gestellten Verlan­
gens gemäß § 93 der Geschäftsordnung nach 
Erledigung der Tagesordnung behandelt. 
Allerdings wird mir mitgeteilt, daß eine 
Unterbrechung gewünscht wird; Zeitpunkt 
und Dauer dieser Unterbrechung werde ich 
dann noch mitteilen. 

4. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage (453 der Beila­
gen): Protokoll der Diplomatischen Konfe­
renz für die Inkraftsetzung des am 9. Mai 
1980 unterzeichneten Übereinkommens über 
den internationalen Eisenbahnverkehr 

(COTIF) (557 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: 

Bericht des Verkehrsausschusses über die 
Regierungsvorlage (453 der Beilagen): Proto­
koll der Diplomatischen Konferenz für die 
Inkraftsetzung des am 9. Mai 1980 unterzeich­
neten Übereinkommens über den internatio­
nalen Eisenbahnverkehr (COTIF) (557 der 
Beilagen). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Helmut Wolf. Ich bitte ihn, die Debatte zu 
eröffnen. 

Berichterstatter Helmut WoU: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Als Bericht­
erstatter erstatte ich den Bericht des Ver­
kehrsausschusses über die Regierungsvorlage 
(453 der Beilagen): Protokoll der Diplomati­
schen Konferenz für die Inkraftsetzung des 
am 9. Mai 1980 unterzeichneten Übereinkom­
mens über den internationalen Eisenbahnver­
kehr (COTIF). 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 27. Feber 1985 in 
Beratung genommen. 

Der Verkehrsausschuß ist der Meinung, 
daß die Erlassung eines besonderen Bundes­
gesetzes im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur 
Erfüllung des Vertrages entbehrlich ist. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ver­
kehrsausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 
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Der Abschluß des Staatsvertrages: Proto­
koll der Diplomatischen Konferenz für die 
Inkraftsetzung des am 9. Mai 1980 unterzeich­
neten Übereinkommens über den internatio­
nalen Eisenbahnverkehr (COTIF) (453 der 
Beilagen) wird genehmigt. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
die Debatte zu eröffnen. 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Lenzi. 

17.25 

Abgeordneter Dr. Lenzi (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Das von 
Österreich ratifizierte Übereinkommen über 
den internationalen Eisenbahnverkehr, 
COTIF genannt, sieht für sein Wirksamwer­
den eine gesonderte Vereinbarung der betei­
ligten Staaten vor. Die diesbezügliche diplo­
matische Konferenz hat beschlossen, das 
Übereinkommen mit Wirkung vom 1. Mai 
1985 in Kraft zu setzen. Die Notwendigkeit 
einer eigenen Vereinbarung des Inkrafttre­
tens ergibt sich dadurch, daß zur Anwendung 
der Bestimmungen über die internationale 
Eisenbahnbeförderung zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens ein zusammenhängendes 
Eisenbahnnetz der beteiligten Staaten vorlie­
gen muß. Bisher haben 17 Staaten das Über­
einkommen ratifiziert. 

Österreich hat die Ratifikation am 8. März 
1983 vorgenommen. Es ist anzunehmen, daß 
bis zum Inkrafttreten des Übereinkommens 
fast alle 33 Unterzeichner die diesbezüglichen 
Urkunden hinterlegt haben werden und diese 
Konvention somit für den Eisenbahnverkehr 
in ganz Europa, Nordafrika und in Teilen des 
Nahen und Mittleren Ostens Gültigkeit 
erreicht, ausgenommen in der Sowjetunion. 

Da die Konvention selbst der parlamentari­
schen Genehmigung unterlag, ist auch das 
gegenständliche Protokoll über die Inkraftset­
zung vom Nationalrat zu genehmigen. Unter 
der Voraussetzung, daß der Nationalrat dem 
vorliegenden Staatsvertrag die Genehmigung 
erteilt, wird das neue Übereinkommen, wie 
schon erwähnt, am 1. Mai in Kraft treten und 
damit das internationale Eisenbahntransport­
recht auf eine neue Basis stellen. 

Das internationale Beförderungsrecht für 
den Güterverkehr enthält unter anderem 
Bestimmungen über Form, Bedingungen, 
Ausführung und Abänderung des Frachtver­
trages, Vorschriften über Haftung, Reklama­
tionen, Klagen, Verfahren und Verjährung, 
ferner Reglementierungen über die Abrech-

nung und die Möglichkeiten des Rücktrittes 
bei Entschädigungen. 

Das Eisenbahnverkehrsrecht unterliegt 
einer ständigen Modernisierung und Anpas­
sung an die Gegebenheiten und Entwicklun­
gen des Schienenverkehrs. Die ÖBB haben 
bei der Neugestaltung des Beförderungsrech­
tes sowie bei der Neuorientierung bedeutsa­
mer Güter- und Personentarife auf internatio­
naler Ebene sehr erfolgreich mitgewirkt. 
Auch die europäische Fahrplangestaltung 
wurde von den ÖBB sehr deutlich positiv 
beeinflußt. Die ÖBB genießen im Ausland, 
namentlich beim Internationalen Eisenbahn­
verband in Paris, einen ganz ausgezeichneten 
Ruf. Alle Eisenbahnverwaltungen halten eine 
marktbezogene Tarifgestaltung und ein 
zukunftsorientiertes Verkehrsrecht für 
wesentliche Voraussetzungen für eine erfolg­
reiche Verkaufspolitik. 

Meine Damen und Herren! Es steht sicher 
außer Streit, daß sich die ÖBB in den letzten 
zehn Jahren positiv verändert haben. Die 
Eisenbahn wird auch in Zukunft einen ganz 
entscheidenden Stellenwert im Verkehrssy­
stem einnehmen, und zwar wegen ihrer 
hohen Sicherheit, ihrer hervorragenden 
Umweltfreundlichkeit, wegen des bescheide­
nen Energieverbrauchs und der noch lange 
nicht ausgeschöpften technologischen Chan­
cen und Möglichkeiten. 

Die Tätigkeit und Verantwortung des ÖBB­
Vorstandes wird geprägt und beeinflußt sein: 

erstens durch das künftige österreichische 
Gesamtverkehrskonzept, 

zweitens durch die Trennungsrechnung, 
das heißt durch die Verpflichtung, bis 
31. Dezember 1986 die Leistungen nach kauf­
männischen und gemeinwirtschaftlichen 
Bereichen getrennt darzustellen, und 

drittens durch die Erklärungen der Bundes­
regierung, die spezifischen Vorteile des Eisen­
bahnverkehrs optimal wahrzunehmen. 
Gesamtverkehrskonzept und Trennungsrech­
nung werden die Basis für das künftige Unter­
nehmenskonzept der ÖBB bilden. Dieser 
Trennungsrechnung wird grundlegende 
Bedeutung zukommen, weil sie dem Vorstand 
die Möglichkeit bieten wird, öffentlich darzu­
stellen, wo die ÖBB Leistungen im· Interesse 
der Allgemeinheit erbringen. Gleichzeitig 
aber wird das kaufmännische Wirkungsfeld 
die eigentliche Herausforderung für den Vor­
stand sein. 
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Ein neues Unternehmenskonzept wird erst 
nach dem 1. Jänner 1987 zweckmäßig und 
sinnvoll sein. Schon der frühere ÖBB-Vor­
stand hat sich bemüht, auf Grund der gegebe­
nen Sach- und Rechtslage bestmögliche Lei­
stungen· des Unternehmens zu erwirken. Der 
neue Vorstand hat seine Pläne, Ideen und 
Visionen in einem sogenannten Aktionspro­
gramm der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Im Personenverkehr sind unter anderem 
Verkürzung der Reisezeiten und Verbesse­
rung der Anschlüsse an andere Verkehrsträ­
ger vorgesehen, Verbesserung im N achtreise­
verkehr, Erweiterung des Dienstes ,,Auto im 
Reisezug" und Kooperation mit anderen Ver­
kehrsträgern, insbesondere mit der Post. 

In der Folge noch ganz kurz einige Schwer­
punkte für den Güterverkehr: Ausbau von 
Transitkorridoren, das heißt die Schaffung 
der Voraussetzungen für die Verlagerung von 
mehr als 50 Prozent des Straßengütertransit­
verkehrs auf die Schiene in den nächsten fünf 
Jahren, die rasche Fertigstellung der Groß­
verschiebebahnhöfe Wien und Villach, garan­
tierte Beförderungszeiten auch im grenzüber­
schreitenden Verkehr, die Ausweitung des 
Systems GONG, das sind Güterzüge ohne 
nennenswerten Grenzaufenthalt und der Aus­
bau des kombinierten Verkehrs über lange 
Strecken. Rationalisierung, Kommerzialisie­
rung und Modernisierung der Bahn müssen 
eine permanente Aufgabe sein und bleiben. 

Die ÖBB werden ihre Kommunikations­
und Image-Strategie entscheidend ändern. 
Die Bahn muß auch künftighin die dominie­
rende Rolle im Beförderungssystem spielen. 
Sie ist durch nichts zu ersetzen. (Beifall bei 
derSPÖ.) 

Im Hinblick auf die ungeheure Belastung 
und Schädigung der Umwelt durch den Stra-

. ßenverkehr, insbesondere durch den Transit­
Schwerlastverkehr, unter Hinweis auf das 
katastrophale Ausmaß an Straßenverkehrs­
unfällen sowie unter Bedachtnahme auf die 
Energiesituation muß es in allen europäi­
schen Staaten zu einer Renaissance ihrer 
Eisenbahnen kommen. Hiebei werden die 
ÖBB ihre Leistungsfähigkeit in offensiver 
Weise unter Beweis stellen. 

Abschließend darf ich allen Politikern auf 
ßundes-, Landes- und Gemeindeebene emp­
fehlen, in Zukunft mehr als bisher die Eisen­
bahn zu benützen und dadurch mit gutem Bei­
spiel voranzugehen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) . 17.31 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Schlußwort wird keines gewünscht. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages in 453 der Beilagen die Genehmi­
gung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich unterbreche, wie angekündigt, die Sit­
zung bis 19 Uhr 30 Minuten im Hinblick auf 
die eingebrachte dringliche Anfrage. 

Die Sitzung ist u nt erb r 0 c h e n. 

(Die Sitzung wird um 17 Uhr 32 Minuten 
unterbrochen und um 19 Uhr 30 Minuten wie­
deraufgenommen.) 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Dkfm. DDr. König, 
Dr. Stummvoll und Genossen an den Bundes­
kanzler betreffend Aufklärung über die 
Grinde der Abberufung von Bautenminister 

Sekanina (1200/J) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich nehme 
jetzt um 19 Uhr 30 Minuten die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. 

Wir gelangen zur Behandlung der dringli­
chen Anfrage. 

Ich bitte zunächst die Schriftführerin, Frau 
Abgeordnete Dobesberger, die Anfrage zu 
verlesen. (Abgeordnete von SPÖ und FPÖ, auf 
leere Bänke bei der ÖVP verweisend: Ein 
Skandal! Niemand da von der ÖVP! Eine 
Schande! Ein Sauhaufen! Eine Wirtshauspar­
tie seid ihr! Schauen wahrscheinlich alle das 
Fußballmatch an! Frechheit! Skandalös!) 

Am Wort ist die Frau Schriftführer. 

Schriftführerin Edith Dobesberger: Dringli­
che Anfrage der Abgeordneten Dr. König, 
Dr. Stummvoll und Kollegen an den Bundes­
kanzler betreffend Aufklärung über die 
Gründe der Abberufung von Bautenminister 
Sekanina. 
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Schriftführerin 

Da der Bundeskanzler nicht bereit war, 
anläßlich der Mitteilung über die Ernennung 
eines neuen Bundesministers für Bauten und 
Technik die Gründe für die Abberufung von 
Bautenminister Sekanina bekanntzugeben, 
richten die unterfertigten Abgeordneten an 
den Bundeskanzler folgende 

Anfrage: 

1. Warum haben Sie dem Herrn Bundes­
präsidenten die Entlassung von Karl Seka­
ni na als Bautenminister vorgeschlagen? 

2. Sind Ihnen Fakten bekannt, die den 
Obmann der Eisenbahnergewerkschaft 
Prechtl zu der Feststellung veranlaßten: 
"Es hat mich fast der Schlag getroffen"? 
("Basta" vom März 1985) 

3. Seit wann sind Sie über die Gründe, die 
zur Abberufung geführt haben, informiert? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, 
diese Anfrage gemäß § 93 der Geschäftsord­
nung des Nationalrates als dringlich zu 
behandeln und dem Erstunterzeichner 
Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

Präsident Mag. Minkowitsch: Ich danke der 
Frau Schriftführer. Ich erteile nunmehr dem 
Herrn Abgeordneten Dkfm. Dr. König als 
dem ersten Fragesteller zur Begründung der 
Anfrage das Wort. 

19.32 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wir haben diese 
kurze dringliche Anfrage gestellt, weil Sie, 
Herr Bundeskanzler, heute, aus Anlaß der 
Mitteilung über die Ernennung des neuen 
Bautenministers, nicht mit einem Wort einen 
Grund angegeben haben, warum der bishe­
rige Bautenminister Sekanina von Ihnen dem 
Herrn Bundespräsidenten zur Entlassung 
vorgeschlagen wurde. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben auch nicht 
Stellung genommen, als Sie Klubobmann 
Dr. Mock dazu ausdrücklich aufgefordert hat. 
(Ruf bei der FPÖ: Neinsager!) Ich glaube, 
meine Damen und Herren, der Anlaßfall muß 
doch wohl ernst genug sein - auch für Sie, 
sonst wäre dieser Wechsel ja nicht vollzogen 
worden -, so daß wir uns in aller Ruhe und 
Nüchternheit hier über diese Frage unterhal­
ten sollten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Dr. Mock hat wörtlich 
erklärt: "Daß dieser Rücktritt so rasch und 

reibungslos vor sich gegangen ist, mag zwei 
Ursachen haben. Entweder hat jemand in die­
ser Regierung gewußt, wenn ein Schatten auf 
ihn fällt, muß man den Mut finden, aus sei­
nem Fehlverhalten rasch die Konsequenzen 
zu ziehen. Für diesen Fall, das hat auch unser 
Bautensprecher Dr. Keimel gesagt, verdient 
die Geste Respekt. Oder es gibt sehr viel 
mehr aufzuklären - dann erwarten wir, Herr 
Bundeskanzler, daß das mit aller Konsequenz 
geschieht." 

Dr. Mock hat weiters, an Sie gerichtet, Herr 
Bundeskanzler, gesagt: "Ich glaube, Herr 
Bundeskanzler, es wäre nur angebracht und 
würde den demokratischen Usancen entspre­
chen, wenn Sie zu dieser Frage mit der not­
wendigen Deutlichkeit dem Hause auch eine 
Information geben, dazu Stellung nehmen 
und sich nicht schamhaft verschweigen wür­
den." 

Herr Bundeskanzler! Sie haben mit keinem 
Wort dazu Stellung genommen. Sie haben 
auch dann nicht Stellung genommen, als 
Dr. Schüssel dieses Anliegen der Opposition 
wiederholt hat. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, es ist eine 
selbstverständliche demokratische Verpflich­
tung des Ressortchefs, daß er dann, wenn er 
einen Minister zur Entlassung vorschlägt, der 
Öffentlichkeit und dem Parlament Bescheid 
gibt, was die Gründe waren, die ihn zu diesem 
Schritt veranlaßt haben. (Zustimmung bei der 
ÖVP.) 

Wenn ein Minister zur Entlassung vorge­
schlagen wird, dann ist das keine Privatange­
legenheit, sondern dann ist das eine res 
publica, eine öffentliche Angelegenheit. Und 
es verdient der Respekt vor der Demokratie, 
daß der Chef der Regierung hier auch Aus­
kunft gibt. 

Wenn wir uns vor Augen halten, unter wel­
chen Umständen und Begleiterscheinungen 
diese Ablöse vor sich gegangen ist, so ist die 
Frage nach den Gründen umso gerechtfertig­
ter. 

Ich darf daran erinnern, daß Bautenmini­
ster Sekanina noch in einem APA-Interview 
erklärt hat, er trete als Vizepräsident des 
ÖGB und als Obmann der Metallarbeiterge­
werkschaft zurück, um sich "voll und ganz 
den Aufgaben als Bautenminister widmen zu 
können". Er hat also arbeitsmäßige Überla­
stung als Grund für seinen Rücktritt in der 
Gewerkschaft angegeben. Und einen Tag spä­
ter gilt das alles nicht mehr, einen Tag später 
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war der Grund, den er selbst angegeben hat, 
warum er zurücktrete, nämlich um sich voll 
dem Ministeramt widmen zu können, auf ein­
mal illusorisch! 

Herr Bundeskanzler! Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß Sie allen Ernstes annehmen, 
daß diese Frage die Öffentlichkeit nicht 
bewegt. Es ist doch selbstverständlich, daß 
man sich diese Frage stellt, wenn jemand 
erklärt, er lege sein Amt in der Gewerkschaft 
zurück, ein Spitzenamt, damit er sich voll der 
Regierungsarbeit widmen könne, und einen 
Tag später das nicht mehr gilt, was er der 
Öffentlichkeit als Minister sagte. Da stellt 
sich doch die Frage, warum das nun auf ein­
mal nicht mehr gelten soll. 

Wenn derselbe Minister gegenüber der 
Öffentlichkeit wörtlich erklärt: Da gibt es eine 
Partie, die mich fertigmachen will!, dann ist 
auch das ein Ausspruch, von einem amtieren­
den Minister getan, der erwarten läßt - bei 
allem Respekt, Herr Bundeskanzler -, daß 
Sie sich da nicht verscheigen, sondern die 
Gründe darlegen, die Sie hier Partei nehmen 
ließen. Offenbar haben Sie Partei genommen 
gegenüber der Aussage von Sekanina: Hier 
gibt es eine Partie, die mich fertigmachen 
will; entweder ich stehe das durch oder die 
Partie erledigt mich. (Abg. Dr. G rad e n e g -
ger: Keine Frage der Vollziehung!) 

Herr Bundeskanzler! Ich will zu den ver­
schiedenen vielfältigen Vorwürfen inden 
Zeitschriften "Wochenpresse" , "profil" und 
"Basta" hier gar nicht Stellung nehmen, ich 
will mich auch nicht damit identifizieren, aber 
was wir von Ihnen erwarten, ist, daß Sie Z1,l 

diesen Vorwürfen ein klärendes Wort spre­
chen. Das ist die A~~abe des Regierungs­
chefs! (Beifall bei der OVP.) 

Wenn ich hier in "Basta" lese - wir haben 
das in der Anfrage zitiert. .. (Ironische Hei­
terkeit bei SPÖ und FPÖ.) Ich zitiere keinen 
Vorwurf. Ich halte mich an das, was ich 
gesagt habe, meine Damen und Herren. Ich 
zitiere keinen Vorwurf! Ich zitiere nur den 
Abgeordneten Prechtl, der erklärt hat: "Es hat 
mich fast der Schlag getroffen". (Abg. 
Dr. G rad e n e g ger: Ischias hat er gehabt! 
- Heiterkeit bei Abgeordneten von Sp(j und 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich wundere 
mich, was Sie daran so lustig finden. Ich halte 
das für todernst, ich finde das nicht belusti­
gend, aber schon gar nicht belustigend! 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Herr Bundeskanzler! Wenn der Abgeord­
nete Prechtl, immerhin Chef einer der großen 
Gewerkschaften, nämlich der Eisenbahnerge­
werkschaft, und in vielfältigen Funktionen 
Einblick genießend in die Interna, sagt, es 
habe ihn nach dem Studium der Akten "fast 
der Schlag getroffen", dann muß das doch 
einen gewichtigen Grund haben. (Abg. 
Dr. G rad e n e g ger: Ischias hat er gehabt!) 

Herr Bundeskanzler! Wir, so glaube ich, 
sind berechtigt, auch die Öffentlichkeit ist 
berechtigt, zu erfahren, welche Fakten vorge­
legen sind, die den Abgeordneten Prechtl ver­
anlaßt haben, die Aussage zu treffen, daß ihn 
nach dem Studium der Akten "fast der Schlag 
getroffen" habe. 

Herr Bundeskanzler, zur dritten Frage. 
(Zwischenrufe bei der sm.) Das ist wohl 
keine Frage des Gesundheitszustandes, denn 
eine "politische Krankheit" dürfte es nicht 
gewesen sein. Hier dürfte mehr dahinter sein. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die ,,Arbeiter-Zeitung" schreibt am 
23. Februar 1985 - die ,,Arbeiter-Zeitung", 
bitte! -: "Im Parlament gab es noch Donners­
tagabend intensive Gespräche der Regie­
rungs- und Gewerkschaftsspitze. Kurz nach 
Mitternacht veröffentlichte die Austria­
Presse-Agentur ... ein Telephoninterview mit 
Sekanina, in dem dieser zu Gerüchten ... 
Stellung nimmt und betont, es gebe keinen 
Grund zum Rücktritt." 

Dann wird er zu Ihnen zitiert, Herr Bundes­
kanzler. Und die ,,Arbeiter-Zeitung" fährt 
fort: "Die Aussprache zwischen Sinowatz und 
dem Bautenminister beginnt um 8.10 Uhr und 
dauert 40 Minuten." - Sie brauchten also 
offenbar nur 40 Minuten, um Sekanina zu 
überzeugen, daß er zurücktreten muß. Sie 
brauchten aber jetzt 2 Stunden Vorbereitung, 
um uns über die Gründe Auskunft zu geben 
- hoffentlich ordentlich Auskunft zu geben 
-, die dazu geführt haben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich hätte mir eigentlich erwartet, daß Sie 
diese drei kurzen Fragen sofort beantworten, 
denn das ist ja wohl nichts Neues, was wir 
von Ihnen hier verlangen, sondern das sind 
Dinge, die Sie in 40 Minuten auch Sekanina 
dargelegt haben und die ihn dazu gebracht 
haben, von seiner noch kurz vorher abgegebe­
nen Stellungnahme, es gebe keinen Grund 
zum Rücktritt, abzurücken. 

"Sekanina" , so fährt die ,,Arbeiter-Zeitung" 
fort, "befindet sich in seinem Büro und hört 
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im Mittagsjournal des ORF die Angriffe von 
VOEST-Zentralbetriebsratsobmann Ruhaltin­
ger". Sie werden doch nicht sagen: Hier hat es 
nichts gegeben! 

Dennoch schreibt die ,.Arbeiter-Zeitung" 
am 23.124. Februar: "Sekanina beteuert nach 
dem Rücktritt: Kein Funke von Schuld!" Auch 
Sinowatz wird zitiert: "Ich kann mir nicht vor­
stellen, daß es etwas gegen ihn gegeben hat." 

Aber Klubobmann Wille sagte laut "Arbei­
ter-Zeitung" vom 23. Februar auf die Frage 
der ,,AZ": "Wird die Angelegenheit nicht der 
gesamten Gewerkschaftsbewegung schaden?" 
wörtlich: "Jeder unglaubwürdige und feh­
lende Politiker schadet Parteien und Gewerk­
schaften. Das hat es leider immer gegeben." 
- Ich stimme Ihnen zu: Keine große Partei 
ist davor gefeit und auch keine kleine. Das ist 
richtig. Aber es muß doch einen Grund gege­
ben haben - im Gegensatz zu der Beteue­
rung von Sekanina und im Gegensatz zu der 
Vermutung von Sinowatz: "Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß es etwas gegen ihn gegeben 
hat" -, denn sonst wären Sie, Herr Klubob­
mann, sicherlich nicht aufgestanden und hät­
ten laut ,,AZ" gesagt, was ich hier eben zitiert 
habe. 

Meine Damen und Herren! Jetzt stellt sich 
für uns auch die Frage: Seit wann, Herr Bun­
deskanzler, haben Sie davon gewußt, und 
wann haben Sie die Konsequenzen gezogen? 

Es war im "profil" zu lesen: von Minister 
Salcher. Er hat es nicht dementiert, also 
zitiere ich das, mit der Quellenangabe, er 
hätte Sie bereits in einem frühen Stadium 
gewarnt. Ich würde Sie bitten, dazu Stellung 
zu nehmen. 

Es gibt die Behauptung in zwei Wochenzei­
tungen, Sie hätten bereits viel früher davon 
gewußt. "Basta" behauptet, Ende Oktober/ 
Anfang November hätte Prechtl Zentralsekre­
tär Marsch Bescheid gegeben, der Abgang 
wäre erst viel später erfolgt; einen Tag, heißt 
es hier, nachdem SPÖ und Bundeskanzleramt 
davon Wind bekommen hatten, daß "Basta" 
in den Besitz des Geheimgutachtens gelangt 
war. Und die neue Zeitung "Die ganze Woche" 
behauptet in ihrer Ausgabe vom letzten Don­
nerstag, daß Sie, Herr Bundeskanzler, sogar 
schon im Mai/Juni 1984 davon informiert wor­
den wären. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube, daß diese 
Fragen eine Opposition mit Recht dem Regie­
rungschef stellt; Fragen, die angesichts des 
wichtigen Schrittes, zu dem Sie sich ent-

schlossen haben, eine Verpflichtung für Sie 
sind. Es ist die Verpflichtung des Bundes­
kanzlers, hier diesem Haus und auch der 
Öffentlichkeit Aufklärung zu geben, warum 
dieser Schritt notwendig war und wie sich die 
Dinge verhalten haben. Er hat die Verpflich­
tung, die Fragen, die wir hier gestellt haben, 
in voller Offenheit zu beantworten. (Beifall 
bei der ÖVP.) 19.45 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zur Beant­
wortung der Anfrage hat sich der Herr Bun­
deskanzler gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

19.45 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Hohes Haus! 
Ich beantworte die mir gestellten Fragen wie 
folgt: 

Zur Frage 1: Bautenminister Karl Sekanina 
hat mir am 22. Februar mitgeteilt, daß er auf 
Grund der in Zeitungs berichten gegen ihn 
erhobenen Vorwürfe ungeachtet der Tatsa­
che, daß er, Sekanina, diese Vorwürfe vorbe­
haltlos zurückweise, um die Enthebung aus 
dem Amt als Bundesminister für Bauten und 
Technik ersuche. Diesem Wunsch habe ich 
entsprochen und dem Herrn Bundespräsiden­
ten noch am gleichen Tag gemäß Artikel 70 
B-VG vorgeschlagen, Bundesminister Seka­
nina seines Amtes zu entheben. 

Zur Frage 2: Mir ist nicht bekannt, ob über­
haupt und, wenn ja, warum der Obmann der 
Gewerkschaft der Eisenbahner, Abgeordneter 
Prechtl, die von Ihnen zitierte Feststellung 
getroffen hat. Im übrigen möchte ich darauf 
hinweisen, daß es sich bei dieser Frage auch 
nicht um einen Gegenstand der Vollziehung 
gemäß Artikel 52 B-VG handelt. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Zur Frage 3: Die Gründe, die zur Abberu­
fung geführt haben, habe ich bereits in Beant­
wortung der ersten Frage ausgeführt. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: Sol­
che Leute sind in der Regierung!) 19.46 

Präsident Mag. Minkowitsch: Wir gehen 
nunmehr in die Debatte ein. 

Ich mache auf die 20-Minuten-Begrenzung 
aufmerksam und erteile als erstem Redner 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Stummvoll das 
Wort. 

19.46 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundeskanzler! Hohes Haus! 
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Ich glaube, daß der heutige Tag kein guter 
Tag für unser Parlament und unser parlamen­
tarisches System sein wird. Da haben wir fünf 
Stunden über einen Regierungswechsel dis­
kutiert; über einen Regierungswechsel, der 
sich unter dramatischen Umständen vollzo­
gen hat. Und was hat der Herr Bundeskanzler 
gemacht? - Er ist auf der Regierungsbank 
gesessen, hat Briefe unterschrieben, hat 
manchmal einen Zwischenruf gemacht, hat 
mit einzelnen Ministern geplaudert, aber 
eines hat er nicht getan: dem Parlament eine 
Erklärung gegeben über die Hintergrunde 
und Hauptfaktoren dieses Rücktritts! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Herr Dr. Mock hat es 
Ihnen heute schon einmal gesagt. Wir haben 
vor Ihnen auf Grund Ihrer Funktion immer 
Respekt gehabt und werden ihn auch weiter­
hin haben. Aber wir würden als Parlamenta­
rier erwarten, daß Sie, Herr Bundeskanzler, 
diesen Respekt auch Ihrerseits dem Hohen 
Haus gegenüber zeigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben Sie zweimal in der heutigen Dis­
kussion sehr höflich und korrekt gebeten, uns 
die Gründe darzulegen. Zu Beginn der 
Debatte tat dies Dr. Mock, am Ende der 
Debatte erfolgte dies noch einmal durch Dr. 
Schüssel. Eine ganz korrekte Erage für die 
Opposition: Sie haben in der Diskussion diese 
Frage "nicht einmal ignoriert". Herr Bundes­
kanzler! Ich bedauere, das sagen zu müssen: 
Das ist kein guter Stil! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich gebe zu, dieser Stil ist nicht neu. Es ist 
der gleiche Stil, der erst vor wenigen Tagen 
praktiziert wurde. Da kommt, was in jeder 
westlichen Demokratie selbstverständlich ist, 
der Oppositionsführer zum Bundeskanzler, 
um wichtige, brennende, elementare Fragen 
dieses Landes zu diskutieren. Und was macht 
der Herr Bundeskanzler? - Dei:' Herr Bun­
deskanzler erklärt vorher schon ganz schroff, 
wenn man nicht über Zwentendorf rede, 
werde es ein kurzes Gespräch werden. Meine 
Damen und Herren! Auch das ist kein guter 
politischer Stil! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Sie haben in diesem 
Zusammenhang davon gesprochen, das wäre 
ein Prüfstein für die Regierungsfähigkeit der 
Opposition, aber gleichzeitig übersehen Sie 
den Prüfstein für die Glaubwürdigkeit Ihrer 
Politik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich bedauere das, meine Damen und Her­
ren, als einer, der erst eineinhalb Jahre hier 
im Nationalrat ist. Ich bedauere, Herr Bun­
deskanzler, daß Ihr heutiges Verhalten wie-

der ein klassisches Beispiel dafür ist, warum 
in weiten Bevölkerungskreisen, besonders bei 
der Jugend, solch ein Unbehagen über Stil 
und Inhalt der Politik besteht. 

Und noch etwas: Was im Fall Sekanina pas­
siert ist, das ist nicht Ihre Privatangelegen­
heit, Herr Kollege von der SPÖ, denn es geht 
hier um eine hohe Staatsfunktion, um ein 
Ministeramt. Es ist das eine öffentliche Ange­
legenheit, eine res publica, wie König schon 
gesagt hat. Das Parlament hat Anspruch dar­
auf, hier die Gründe zu erfahren. (Beifall bei 
der ÖVP.)· 

Es ist eine selbstverständliche Verpflich­
tung, eine in jedem demokratischen System 
gegebene' Grundregel, daß der Regierungs­
chef dem Parlament gegenüber verantwort­
lich ist. (Ruf bei der SPÖ: Reden Sie für die 
Bauinnung?) Aber Sie, Herr Bundeskanzler 
- Sie haben das ja jetzt wieder mit Ihrer Ant­
wort bewiesen -, gehen einfach darüber hin­
weg. Ich muß mich fragen angesichts Ihrer 
Antwort, die Sie jetzt gegeben haben und die 
ja eigentlich keine Antwort war, wieso Sie 
dafür zwei Stunden gebraucht haben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ein legitimes 
Interesse an der Aufklärung der Hinter­
grunde dieses Vorfalls besteht nicht nur bei 
uns in der Opposition, nicht nur in der Öffent­
lichkeit, sondern ..... auch in Ihren Reihen. Ich 
zitiere den Abgeordneten Ruhaltinger, der im 
"Mittagsjournal" am 22. Februar des Jahres 
erklärt hat: "Es muß ja einen Grund haben, 
daß er jetzt auch als Bundesminister zurück­
tritt." Ich glaube, Herr Bundeskanzler, Sie 
hätten auch dem Herrn Abgeordneten Ruhal­
tinger eine Antwort geben können. Auch er 
möchte offenbar wissen, was der Grund für 
den Rücktritt des Bautenmintsters war. Was 
Sie uns heute hier geboten haben, Herr Bun­
deskanzler, war wirklich ein schlechtes Bei­
spiel für einen schlechten Stil in der Politik! 

Der Inhalt Ihrer Antwort, die eigentlich 
keine Antwort war, ist umgekehrt proportio­
nal zur Schwere der Vorwürfe, die in den 
Medien, die in der Öffentlichkeit gegen den 
Exminister erhoben wurden. Da steht nach 
wie vor der Vorwurf im Raum, daß es sich um 
einen der ganz großen Korruptionsfälle han­
deln soll. Da fragen Juristen, wann denn der 
Staatsanwalt eingeschaltet werden wird. Und 
Sie, Herr Bundeskanzler, geben hier eine Ant­
wort, die aus leeren Worthülsen besteht. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. G rad e ne g ger.) 

Herr Kollege Gradenegger! Ich bin mir 
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bewußt, daß Ihnen die ganze Angelegenheit 
nicht angenehm ist, aber es ist unsere Ver­
pflichtung als Opposition, diese Fragen hier 
im Parlament zu stellen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wurden schwere Vorwürfe erhoben, und 
zwar nicht nur gegenüber Exminister Seka­
nina, sondern auch in der anderen Richtung. 
Sekanina hatte gemeint - Fritz König hat 
das schon zitiert -, es gebe eine Partie, die 
ihn fertigmachen wolle. Herr Bundeskanzler, 
ich frage Sie: Kennen Sie diese "Partie", die 
Herrn Exminister Sekanina fertigmachen 
wiß.? Das ist eine berechtigte Frage. 

Herr Bundeskanzler! Ich komme zurück auf 
den Inhalt unserer Anfrage, die Sie nicht 
beantwortet haben. Warum haben Sie wirk­
lich Herrn Sekanina als Bautenminister ent­
lassen? Warum haben Sie das getan? - Ich 
hoffe noch immer, Sie ergreifen die Chance 
und melden sich heute noch einmal zu Wort. 
Es ist natürlich auch der Herr Abgeordnete 
Prechtl eingeladen, selbst zu erklären, warum 
ihn fast der Schlag getroffen habe nach dem 
Studium all dieser Unterlagen. 

Herr Bundeskanzler! Ich glaube - und ich 
bedauere das als einer der jüngeren Abgeord­
neten hier im Hohen Haus -, daß Sie heute 
mit Ihrem Nichtmelden in der allgemeinen 
Debatte und Ihrer Nicht-Antwort auf unsere 
dringliche Anfrage die große Chance haben 
vorbeigehen lassen, einen Beitrag zu mehr 
politischer Hygiene zu leisten. (Beifall bei der 
ÖVP.) 19.54 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Marsch. Ich erteile es ihm. 

19.54 

Abgeordneter Marsch (SPÖ): Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Präsi­
dent! Wenn es belastende Gerüchte gibt, wie 
etwa jene um den ehemaligen Bautenminister 
Sekanina, so hat genau das zu geschehen, was 
auch geschehen ist. Sekanina kam ins Gerede 
und hat daraus die Konsequenzen gezogen. 
Bemerkenswert war, daß er selbst zum Regie­
rungschef gegangen ist und gesagt hat, daß er 
die Regierung, deren Mitglied er war, nicht 
belasten wolle. Das ist beachtenswert und soll 
auch nochmals gebührend erwähnt werden. 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich füge aber hinzu, daß die Partei, der 
Sekanina angehört, diese Vorgangsweise für 
selbstverständlich hält. (Ruf bei der ÖVP: Seit 
wann?) Persönliches Fehlverhalten muß 
rasche Konsequenzen haben; aber persönli­
ches Fehlverhalten kann es immer wieder 
geben, wo Menschen tätig sind: in der Politik, 
in der Wirtschaft, aber auch sonst überall. 

Entscheidend ist, daß rasch Konsequenzen 
gezogen werden, und das ist durch den Herrn 
Bundeskanzler auch geschehen. 

Mit menschlichen Verfehlungen müssen 
wir in allen Parteien rechnen. Daher kann 
sich für eine politische Partei nur die Frage 
stellen, wie sie damit fertig wird. Auf Spekula­
tionen einzugehen, dazu besteht hier kein 
Anlaß. 

Bis heute sind uns nur Gerüchte bekannt. 
Meine Damen und Herren! Wenn Sie mehr· 
wissen, dann sagen Sie es! Dafür sind die 
Gerichte und dafür ist der Staatsanwalt da. 
Ob Gerüchte zu Fakten werden, kann nicht 
mehr von uns beurteilt werden. Wir haben 
Sekanina aufgefordert, alles zu tun, damit 
nichts im Raume stehen bleibt, und er hat uns 
zugesagt, daß er dies auch tun will. 

Die SPÖ will und darf in dieser Angelegen­
heit nichts beschönigen. Natürlich ist uns dies 
alles nicht angenehm, aber im gegenständli­
chen Fall sind die Konsequenzen rasch gezo­
gen worden, und das ist maßgeblich und ent­
scheidend. Darnach . ist die Angelegenheit von 
uns auch zu beurteilen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 19.57 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Staudinger . Ich erteile es ihm. (Ruf bei der 
SPÖ: Er redet jetzt über den Ludwig!) 

19.57 

Abgeordneter Staudinger (ÖVP): Hohes 
Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
dringliche Anfrage wird gelegentlich als die 
schärfste Waffe der Opposition bezeichnet, als 
ein Instrument des Angriffs und als eine Mög­
lichkeit für die Opposition, das Thema der 
parlamentarischen Diskussion zu bestimmen. 
Ich glaube, diese Definition gilt für unsere 
heutige dringliche Anfrage nicht. 

Diese dringliche Anfrage war nicht beab­
sichtigt! Sie war nicht beabsichtigt, sie war 
nicht vorbereitet, denn das Thema war ja mit 
der Tagesordnung ganz zwangsläufig vorge­
geben. Die Präsentation des neuen Bautenmi­
nisters steht ja - verzeihen Sie die hanebü­
chene Bemerkung - in logisch-ursächlichem 
Zusammenhang mit dem Rücktritt Kar! Seka-
ninas. 

In allen Zeitungen, in allen Wochenmagazi­
nen, im Fernsehen und im Rundfunk gibt es 
Kommentare dazu. Sind das Tatsachen, sind 
das Vermutungen, sind das Gerüchte, sind 
das Unterstellungen? Was gilt für Sekanina, 
was gilt für die Sozialistische Partei als die 
große Regierungspartei? Ist es wahr, was eine 
Wochenschrift behauptet? 
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Feststeht jedenfalls, daß Prechtl Ende Okto­
ber/ Anfang November mit dem Geheimgut­
achten bei SPÖ-Zentralsekretär Fritz Marsch 
auftauchte und Marsch weiß wie die Wand 
wurde und einen doppelten Whisky kippen 
mußte. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Sind Sie 
der Meinung, daß es hier um eine Privatange­
legenheit des Herrn Karl Sekanina geht oder 
um eine Privatangelegenheit zwischen Bun­
deskanzler Dr. Sinowatz und Karl Sekanina 
oder um eine Privatangelegenheit, die die 
Öffentlichkeit nicht zu interessieren hat? Ich 
bin überzeugt, es gibt niemanden im Hause, 
der behaupten würde, es gehe um eine Privat­
angelegenheit, denn es geht selbstverständ­
lich - das wissen wir alle - um einen Mini­
ster der österreichischen Republik, um einen 
jener Männer, von denen Dr. Sinowatz laut 
,,Arbeiter-Zeitung" vom 12. September 1984 
gesagt hat, daß, wer an der Spitze steht, in 
jeder Weise herzeigbar sein muß. (Abg. Dr. 
Gradenegger: Ich kenne mich beim Lud­
wig nicht aus!) Herzeigbar sein muß: Damit 
hat der Bundeskanzler bereits auf die Zustän­
digkeit der Öffentlichkeit hingewiesen, auf 
die Zuständigkeit des Staatsvolkes. 

Es ist Sache des Staatsvolkes, das in die­
sem Hause durch seine gewählten Mandatare 
repräsentiert wird (Beifall bei der ÖVP); Man­
datare, die ein Recht auf Information haben. 
Der Herr Bundeskanzler aber hat bis zu die­
ser dringlichen Anfrage den ganzen Tag 
geschwiegen. Das ist - ich sage das, ohne 
polemisch sein zu wollen -, ganz objektiv 
bewertet, eine Mißachtung des Rechtes der 
Abgeordneten und des Staatsvolkes auf Infor­
mation .. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Mit diesem Verschweigen wird der Ein­
druck erweckt, daß die Vorgänge um Karl 
Sekanina eine Privatangelegenheit seien, 
eine Privatangelegenheit, die sie ohne jeden 
Zweifel nicht sind (Zwischenrufe bei der 
sro), und sie sind auch nicht eine SPÖ­
interne Angelegenheit. Dieses Hohe Haus, 
sehr geehrte Damen und Herren, und nicht 
nur die Österreichische Volkspartei-Fraktion 
allein, hat ein Recht auf Information. (Ruf bei 
der Sp(J: Wie war das beim Ludwig?) Und 
wenn diese Information trotz zwingendem 
Anlaß nicht gegeben wird, dann hat dieses 
Haus und nicht nur die ÖVP-Fraktion allein 
die Pflicht, Information zu fordern, und das 
geschieht mit unserer dringlichen Anfrage. 
(Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der 
Sp(J.) 

Die Sozialistische Partei - die Älteren 
unter uns wissen es - ist 1970 nicht nur mit 

dem Schlagwort der ,;Sanierung des Budgets" 
angetreten - was dabei herausgekommen ist, 
wissen wir auch -, sondern auch unter dem 
Schlagwort der "Transparenz": absolute 
Transparenz! Der Herr Bundeskanzler Dr. 
Kreisky war vom Scheitel bis zur Sohle einge­
stellt auf Transparenz wie einst die Marlene 
auf die Liebe. (Heiterkeit.) 

Das, was heute geschehen ist, dieses Ver­
schweigen, ist das Gegenteil von Transpa­
renz. Das ist Politik a la Champignons (Ruf 
bei der SPÖ: Moulin Rouge!): die Opposition 
im Dunkeln lassen und gelegentlich Mist dft.r­
überstreuen! - Dazu sagen wir selbstver­
ständlich nicht ja. (Beifall bei der ÖVP. -
Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich verkenne keineswegs die menschliche 
Komponente dieser Angelegenheit. Ich kann 

. mir vorstellen, wie schwer es für einen Bun­
deskanzler ist, zu dieser Sache, in die ein Mit­
arbeiter verwickelt ist, ein Freund etwa, viel­
leicht ein ganz persönlicher Freund, eine 
Erklärung abzugeben. Ich habe durchaus Ver­
ständnis dafür. Aber wir alle, sehr geehrte 
Damen und Herren dieses Hohen Hauses, 
müssen es als unerträglich finden, daß überall 
in der Öffentlichkeit über diesen Gegenstand 
diskutiert wird und daß hier im zuständigen 
Hause, am zuständigen Platz, darüber kein 
Wort verloren werden soll, daß darüber 
geschwiegen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Herr Bundeskanzler hat vielleicht -
ich interpretiere das als eine Möglichkeit für 
mich - das Verschweigen als eine Möglich­
keit für sich angesehen, dieser menschlichen 
Rücksicht gerecht zu werden. Das war viel­
leicht noch einigermaßen erklärlich bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem Klubobmann Dr. 
Mock ihn aufgefordert hat, zu dieser Sache 
Stellung zu nehmen. (Abg. Dr. G rad e ne g­
ger: Zum Ludwig?) Er hat es nicht getan. 

Der Abgeordnete Dr. Schüssel hat dann mit 
besonderer Dringlichkeit auf die demokratie­
politische Notwendigkeit einer Information 
und einer Stellungnahme hingewiesen und 
hat gesagt (Zwischenruf bei der SPÖ): Ist es 
wahr, daß das, was bekannt ist, nur die Spitze 
des Eisberges ist? Entsteht nicht mit dem Ver­
schweigen der von uns allen unerwünschte 
schädliche Eindruck, daß etwas zugedeckt 
werden soll? Und Dr. Schüssel hat gesagt: 
Schweigen ist in diesem Fall nicht Gold, son­
dern ist schlecht, ist schädlich für das Anse­
hen der Demokratie und für das Ansehen die­
ses Hauses! (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Dringliche, sehr geehrter Herr Bundes­
kanzler und sehr geehrte Angehörige dieses 
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Hohen Hauses, ist also in diesem Fall keines­
wegs ein Mittel der Aggression (Ruf bei der 
SPÖ: Ablenkung von Ludwig! - Ruf: Der 
Wurf! - Heiterkeit), sondern die Wahrung 
des Selbstverständnisses und der Selbstach­
tung der Abgeordneten dieses Hauses. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Nun, Herr Bundeskanzler, zu Ihrer Anfra­
gebeantwortung. Zuerst einmal: Der Abgeord­
nete Marsch hat gesagt, es sei positiv zu 
bewerten, daß Sekanina persönlich zum Bun­
deskanzler hingegangen sei (Abg. G r a f: Der 
Ludwig hat . .. !). Wir haben gehört, er sei kei­
neswegs selber hingegangen, sondern er sei 
per Autotelephon hinzitiert worden. Daß er 
dann gegangen ist, Jst ja logisch; man wird 
ihn ja hoffentlich nicht hintragen haben müs­
sen. (Ruf bei der ÖVP: ZU schwer! - Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) 

Dann, Herr Bundeskanzler, das Wesentli­
che: Sie haben unsere dritte Frage, den drit­
ten Teil unserer Anfrage, nicht beantwortet. 
Diese Frage hat geheißen: "Seit wann sind Sie 
über die Gründe, die zur Abberufung geführt 
haben, infor,miert?" (Abg. G r a f: Gar nicht!) 
Und Sie haben geantwortet: Mit der Antwort 
auf die Frage Nummer 1, daß Sekanina sei­
nen Rücktritt angeboten habe (Zwischenruf 
bei der SPÖ), sei der dritte Teil unserer 
Anfrage bereits beantwortet. (Zwischenrufe.) 

Das ist nicht der Fall! Die Gründe, die zum 
Rücktritt des Ministers Sekanina geführt 
haben, stehen ja wenigstens andeutungsweise 
in allen Zeitungen, und das ist nun doch eine 
Frage, die politisch interessant ist und die 
selbstverständlich auch für dieses Hohe Haus 
interessant ist. 

Herr Bundeskanzler! In der von mir bereits 
zitierten Wochenschrift heißt es, seit Oktoberl 
November habe zumindest Herr Zentralsekre­
tär Marsch davon Kenntnis gehabt. Ich habe 
hier eine Zeitung, die möglicherweise nicht 
die Wahrheit berichtet. "Die ganze Woche" 
heißt diese Zeitung. Da steht: Es ist bekannt, 
daß der Kanzler seit Juni 1984 über die 
Umstände informiert war, die es bei Seka­
ninas Villengeschäft und beim Autokredit 
gegeben hat. (Zwischenruf des Abg. Berg­
man n.) Seit Juni 1984! (Abg. Be r g man n: 
Stellung nehmen dazu!) 

Es wird der politische Eindruck erweckt, als 
habe der Herr Bundeskanzler in dieser Sache 
sehr rasch reagiert. Wenn das wahr ist, dann 
stimmt erstens die Behauptung der raschen 
Reaktion nicht, und dann wird zweitens 
bestätigt, daß hier nicht informiert wird, son­
dern daß hier zugedeckt wird. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. BI e n k.) Etwas, von dem wir 

nur sagen können: Der Eindruck allein, wenn 
er entsteht, ist schädlich und sollte daher 
überhaupt gar nicht entstehen! 

Herr Bundeskanzler! So dürftig Ihre Ant­
wort auf unsere Anfragen auch gewesen ist: 
Ich kann mir vorstellen (Zwischenruf des 
Abg. Dr.· BI e n k), daß es, wenn Sie wenig­
stens das gesagt hätten heute vormittag bei 
der Präsentation des Ministers, keine dringli­
che Anfrage gegeben hätte. 

Herr Bundeskanzler! Ich bitte Sie, sich zu 
unserer dritten Frage: "Seit wann sind Sie 
über die Gründe ... informiert?" , noch einmal 
zu diesem Thema zu Wort zu melden und uns 
Antwort auf diese sehr wichtige und sehr 
dringliche Frage zu geben! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Da mir noch einige Minuten Zeit bleiben, 
erlauben Sie mir, daß ich als einer der Älteren 
hier im Hause auch zum politischen Stil ein 
bißchen etwas sage. 

Ich erinnere mich an eine dringliche 
Anfrage, die die Österreichische Volkspartei 
im Jahre 1974 an Finanzminister Dr. 
Androsch gerichtet hat. Herr Zentralsekretär 
Marsch, Sie haben gesagt: Sekanina ist ins 
Gerede gekommen, daher ist er zurückgetre­
ten. Wie war das bei Androsch? Bitte schön, 
ist er denn nicht im Gerede gewesen? Genügt 
tatsächlich die Behauptung irgendeiner Zei­
tung, daß etwas geschehen ist, daß ein Mini­
ster zurücktritt, oder aber steckt mehr dahin­
ter? Das ist auch ein Detail, das immerhin 
einiges an Gewicht hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der 
sozialistischen Fraktion! In seiner Anfragebe­
antwortung hat uns damals Androsch nicht 
die Wahrheit gesagt. Wir wollten wissen, wie 
es steht mit dem Lombardkredit National­
bank/Postsparkasse/Kontrollbank zwei 
Milliarden Schilling -, weil in der Kasse kein 
Geld gewesen ist. Androsch hat damals 
gesagt, der Bund - das war die ganze Ant­
wort - habe keine Vereinbarungen getroffen. 
Und anstatt daß die Regierungsfraktion betre­
ten geschwiegen hätte zu dieser Brüskierung 
des Parlaments, ist jubelnder Beifall aufge­
braust. Jubelnder Beifall ist aufgebraust, 
obwohl ein dem Parlament verantwortlicher 
Minister mit dieser Antwort das ganze Parla­
ment und das ganze Staatsvolk brüskiert hat. 

Ähnlich geht es uns doch gelegentlich auch, 
wenn Mitglieder des Hohen Hauses - dazu 
gehören auch die Abgeordneten der Opposi­
tion - von der Regierungsbank herunter in 
unqualifizierter Art und Weise geschurigelt 
werden. Ich kann mir vorstellen, daß niemand 
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Staudinger 

von Ihnen dann zu pfeifen beginnt und sei­
nem Mißfallen Ausdruck gibt. Aber ich 
könnte mir wenigstens vorstellen, daß eine 
solche Haltung nicht durch den frenetischen 
Beifall der Regierungsfraktionen unterstützt 
wird, denn hier geht es um das Selbstver­
ständnis des Parlaments. 

Ich habe heute in der Früh mit einem Zwi­
schenruf bereits darauf hingewiesen: So 
unangenehm der politische Kontrahent Dr. 
Pittermann gewesen ist, im Bewußtsein des 
Wertes des Parlaments und der noch immer 
bestehenden und notwendigen Polarität zur 
Regierung wäre so etwas, wie das hier nun 
schon seit geraumer Zeit praktiziert wird, bei 
Pittermann nicht ungerügt geblieben. Ich 

. bitte Sie ohne alle Polemik, das zu bedenken. 

Ich wiederhole den Zwischenruf, den ich 
schon heute vormittag gemacht habe: Die 
Hoheit dieses Hohen Hauses beruht nicht auf 
der Regierungsbank und auf den Damen und 
Herren, die dort sitzen, sondern die Hoheit 
dieses Hohen Hauses beruht auf den Abge­
ordneten, und die Minister haben das in ent­
sprechender Weise zu respektieren. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Dr. G ra f f: Der Bundes­
kanzler zeigt demonstrativ seine Mißachtung, 
indem er Akten erledigt! - Bewegung bei der 
SPÖ. - Abg. Sc h i e der: Sitzen Sie voll 
Hochachtung hier? - Abg. Sam wal d: 
Schauen Sie sich an, wie Sie hier sitzen im 
Parlament! Wie in einer Bahnhofshalle sitzen 
Sie da die ganze Zeit!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Bitte 
erregen Sie sich nicht! Sagen Sie, . das 
geschieht unter dem Zwang der Verhältnisse, 
aber geben Sie zu, daß das dennoch schlech­
ter Stil ist (Bewegung bei der SPÖ. - Abg. 
Ton n: Schlechter Stil vom Herrn Graff! -
Abg. E 1 m eck er: Der redet von Sti1!), und 
wenn es der inferiorste Abgeordnete wäre, 
der hier am Rednerpult steht. 

Noch einmal zurück zu unserer dringlichen 
Anfrage. 

,~ 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Sie 
haben eine sehr, sehr dürftige Auskunftgege­
ben. Das nehmen wir noch zur Kenntnis. Sie 
haben aber die Frage 3, die wir gestellt haben, 
überhaupt nicht beantwortet. Es gibt Behaup­
tungen, daß Sie seit Juni 1984 über die Hinter­
gründe der Angelegenheit Sekanina infor-

miert gewesen seien. Ich bitte Sie im Hinblick 
auf die Hoheit dieses Hohen Hauses, ich bitte 
Sie im Hinblick auf das Recht der Abgeordne­
ten beziehungsweise die Pflicht der Abgeord­
neten, Auskunft zu verlangen, uns auf diese 
Frage noch eine Antwort zu geben. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Der Eindruck, daß da 
droben die Götter und da herunten mehr oder 
minder Unbedarfte sitzen, mit denen man 
herumspringen kann, offenbart sich ganz 
besonders bei dringlichen Anfragen und in 
der Tatsache, daß Anworten auf konkrete 
Fragen nicht gegeben werden. 

Ich zitiere ein Wort, das ich in einem ande­
ren Zusammenhang hier schon einmal zitiert 
habe: 

Frag nicht, du fragst dich blind. 
Fern webt, was dich verwarf. 
Und fühl, daß die Götter etwas sind, 
was nicht befragt werden darf. 

- Aber Demokratie ist das nicht! (Beifall bei 
derÖVP.) 

Ich schließe, Herr Bundeskanzler, mit 
einem Zitat des bedeutenden bundesdeut­
schen sozialdemokratischen Staatspolitikers 
earl Schmid, der gesagt hat: "Demokratie 
steht und fällt mit dem Mut der Regierungen, 
dem Volk die Wahrheit zu sagen." Wir bitten 
Sie um Wahrheit! (Beifall bei der ÖVP.) 20.17 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 132/A und 
133/ A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 1176/J bis 1200/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für morgen, Donnerstag, den 
7. März 1985, um 9 Uhr ein. 

In dieser Sitzung findet eine Fragestunde 
statt. 

Außerdem werden die in der Geschäftsord­
nung vorgesehenen Mitteilungen und Zuwei­
sungen erfolgen. 

Die heutige Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 20 Uhr 18 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. . 0226 5 
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